
D ie   f a c hzei    t s c h r if  t  de  r  L ebenshilfe        

i n  d i e s e m  H e f t 	 w w w . l e b e n s h i l f e . d e

Teilhabe
Wissenschaft und forschung

Gemeinsames Forschen

Partizipative Evaluation

Inklusive Forschung

praxis und Management

Schulsystem

Infothek

Buchbesprechungen

Bibliografie

Veranstaltungen 1/11

issn 1867-3031 Postvertriebsstück zkz 79986 

F e b r u a r  2 0 1 1
5 0 .  J a h r g a n g



Anzei ge

Bestellungen an:
Bundesvereinigung Lebenshilfe für
Menschen mit geistiger
Behinderung e. V., Vertrieb
Raiffeisenstr. 18, 35043 Marburg, 
Tel.: (0 64 21) 4 91-123;
Fax: (0 64 21) 4 91-623;
E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de 

Neuerscheinungen
im Lebenshilfe-Verlag

| Erhard Fischer, Manuela Heger, 		
   Désirée Laubenstein (Hg.)

Perspektiven beruflicher Teilhabe

Konzepte zur Integration und  
Inklusion von Menschen mit  
geistiger Behinderung

1. Auflage 2011, 

14 x 21 cm, broschiert, 184 Seiten, 

ISBN: 978-3-89896-427-2; 

Bestellnummer LFK 048

im Buchhandel 19,50 Euro [D]; 34.– sFr.

Sonderpreis für Lebenshilfe- 
Mitglieder: 17,50 Euro [D]

Was kommt nach der Schule? Welche be- 
ruflichen Teilhabemöglichkeiten bieten sich? 
Diese Fragen sind zu einer zentralen Heraus- 
forderung für die Heil- und Sonderpädago-
gik geworden. Berufliche Teilhabe erstreckt 
sich heute keineswegs mehr auf die WfbM, 
sondern auch auf dort geschaffene Außen- 
arbeitsplätze, ausgelagerte Abteilungen, auf 
Integrationsbetriebe oder auf sozialversiche-
rungspflichtige Plätze auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt.

Wie Übergänge in die genannten Beschäfti-
gungsverhältnisse gemanagt werden können, 
von welchen Orten aus sie möglich sind, 
welche inhaltlichen und konzeptionellen 
Anforderungen an eine Vorbereitung, Unter-
stützung und Begleitung dieser Übergangs-
prozesse nötig erscheinen und wie auch 
Frauen mit Behinderungen einbezogen wer- 
den können – dies sind die Themen der hier 
zusammengestellten Beiträge, diskutiert von 
erfahrenen Fachleuten.

Kooperation mit dem ATHENA Verlag 
Oberhausen.

| Christoph Ratz (Hg.)
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Fachorientierung ist ein Schlüssel zu integra- 
tiver und inklusiver Didaktik. Die gelingende 
Umgestaltung des Schulwesens in eine in- 
klusive Schullandschaft vollzieht sich im För- 
derschwerpunkt geistige Entwicklung in 
diesem Kontext. Bei der Diskussion um eine 
inklusive Schule sind die Förderschulen und 
die Regelschulen gleichermaßen gefordert.
Sowohl die beteiligten Regelschul- als auch 
Sonderpädagog(inn)en müssen sich in unter- 
schiedlichen schulischen »Settings« auf diese 
Herausforderungen einlassen.

Die Fachorientierung als strukturelles Merkmal 
der Regelschulen setzt dabei Maßstäbe für 
eine inklusive Didaktik. Mit diesem »inklusi-
ven« Ansatz zeigen Fachdidaktiker und Son- 
derpädagogen gemeinsam Wege auf, wie 
sich theoretisch und praktisch sowie grund- 
sätzlich und exemplarisch fachliche Ansprüche 
im Kontext der Fachorientierung zunächst 
formulieren und dann schülerzentriert modi- 
fizieren bzw. differenzieren lassen.

Kooperation mit dem ATHENA Verlag 
Oberhausen.

| Gwendolyn Julia Schulz
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Bestellnummer LBF 215
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Die Dissertation betrachtet mit Verhaltens-
auffälligkeiten ein vieldiskutiertes und sehr 
komplexes Thema der Sonderpädagogik. 
Anders als in bisherigen Studien wurden in 
der Untersuchung »subjektive Theorien« von 
Lehrern zum Phänomen Verhaltensauffällig-
keit bei ihren Schülern an Förderschulen mit 
dem Förderschwerpunkt Geistige Entwick-
lung in NRW erforscht. Definitionen, Deu- 
tungen, Einschätzungen zum und Formen 
des Umgangs mit dem Phänomen standen 
bei der Analyse im Vordergrund. Zudem 
wurden Fragen zu Belastungs- und Unter- 
stützungsmomenten, zu Fort- und Ausbil-
dung sowie zur generellen Relevanz des 
Themas Verhaltensauffälligkeiten betrachtet.
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Inklusion und Teilhabe von behinder-
ten Menschen sind derzeit in aller
Munde. Politiker(innen), Behinderten-
organisationen, Wissenschaftler(innen)
und Fördergeber führen vielerorts eine
leidenschaftliche, teilweise recht kon-
troverse Debatte darüber, wie Inklu-
sion und Teilhabe verwirklicht werden
können. Diese Diskussionen werden
durch die UN-Konvention über die
Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen beflügelt, sieht die Konvention
doch Partizipation in allen Lebensbe-
reichen und -phasen als Menschenrecht
an. Die Inhalte der Konvention umzu-
setzen, birgt vielerlei Herausforderun-
gen: So müssen z. B. Gesetze angepasst
bzw. neu erlassen, Gebäude barrierefrei
umgestaltet, das Schulsystem modifiziert,
Dienstleistungen neu ausgerichtet wer-
den usw. So versuchen verschiedene
Trägerorganisationen der Behinderten-
hilfe seit einiger Zeit unter dem Schlag-
wort der Personenzentrierung, ihre
Dienstleistungen den Bedürfnissen der
Nutzer(innen) entsprechend möglichst
„passgenau“ anzubieten und dadurch
Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rung zu ermöglichen. Darüber hinaus
werden durch den Ansatz der Nutzer-
beteiligung behinderte Menschen in
die Planung von Dienstleistungen ein-
bezogen, verschiedene Beschwerde-
möglichkeiten eingerichtet und Mit-
sprachegremien geschaffen, um auch
innerhalb von Einrichtungen Teilhabe
an Entscheidungen zu gewährleisten.

Es finden also auf verschiedenen gesell-
schaftlichen Ebenen intensive Bemü-
hungen statt, Menschen mit Behinde-
rung zu ihrem Recht zu verhelfen und
ein inklusives Leben zu ermöglichen.
An die hier skizzierten Aktivitäten
wird von verschiedenen Seiten kritisch
die Frage gestellt, wie die Wirkungen
dieser Umsetzungsbemühungen über-
prüft werden sollen bzw. werden: Wie
kann herausgefunden werden, ob
Menschen mit Behinderung tatsächlich
in allen gesellschaftlichen Bereichen
teilhaben können? Wie kann überprüft
werden, ob Organisationen tatsächlich
personenzentriert arbeiten bzw. Nut-

Liebe Leserin, lieber Leser,

zer(innen) mitbestimmen lassen? Die
Antwort auf diese Frage liegt auf der
Hand: durch Forschung. 

Die fünf Fachverbände der Behinder-
tenhilfe in Deutschland, die regelmäßig
zu sog. „Kontaktgesprächen“ zusam-
menkommen (neben der Bundesver-
einigung Lebenshilfe gehören dazu die
Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie,
der Verband für anthroposophische
Heilpädagogik, der Bundesverband
evangelische Behindertenhilfe und der
Bundesverband für körper- und mehr-
fachbehinderte Menschen) arbeiten
gegenwärtig daran, den Begriff der
„Teilhabeforschung“ konzeptionell zu
profilieren. Von einem Ressourcenmo-
dell ausgehend soll eine interdiszipli-
näre Teilhabeforschung die Lebenslagen
von Menschen mit Behinderung bzw.
sozialer Benachteiligung in verschiede-
nen gesellschaftlichen Lebensbereichen
und unterschiedlichen Lebensphasen
in den Blick nehmen: Wie sehen gesell-
schaftliche Inklusionsbedingungen und
Exklusionsrisiken aus? Welche Unter-
stützungssysteme wirken sich in wel-
cher Weise auf Teilhabechancen und 
-einschränkungen aus? Gemeinsam
mit Wissenschaftler(inne)n unterschied-
licher Forschungsrichtungen soll die-
ses Thema weiter bearbeitet werden.

Bei Forschung zu Teilhabe und Inklu-
sion ist es unserer Ansicht nach unab-
dingbar, dass der Forschungsprozess
selbst partizipativ gestaltet ist, dass
also im Rahmen der Forschung auch
der Blickwinkel von behinderten Per-
sonen selbst erfasst wird – schließlich
können Betroffene die zuvor aufgewor-
fenen Fragen am besten beantworten,
geht es doch um ihre Leben. Dass be-
hinderte Personen direkt befragt wer-
den und ihr Blickwinkel eingeholt wird,
war und ist im deutschsprachigen Raum
bei weitem nicht die Regel. Gerade im
Zuge von Studien im Kontext „geistige
Behinderung“ wurden häufig nicht 
die betroffenen Personen befragt, 
sondern deren Angehörige, Betreue-
r(innen), Lehrer(innen) oder andere
„dritte Personen“ – unabhängig von

Teilhabeforschung – 
Partizipative Forschung

Tobias Buchner

Oliver Koenig

Markus Schäfers
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der sog. „Schwere“ der Behinderung
der zu befragenden Person. Wie soll
aber Zufriedenheit, Selbstbestimmung,
Partizipationserleben oder das Gefühl
von Zugehörigkeit aus der Außenper-
spektive beurteilt werden? 

Zum anderen erscheint es wesentlich,
behinderte Menschen nicht nur als
Befragte in Forschung mit einzubezie-
hen, sondern auch in anderen Rollen –
schließlich haben zahlreiche Projekte
gezeigt, dass behinderte Menschen als

„Expert(inn)en in eigener Sache“ eini-
ges zur Qualität eines Forschungspro-
jekts beitragen können. So finden unter
den Begriffen Inklusive, Emanzipato-
rische und Partizipatorische Forschung
gerade im englischsprachigen Raum
seit über 20 Jahren Forschungsprojekte
statt, in denen behinderte Personen in
Zusammenarbeit mit nichtbehinderten
Forscher(inne)n z. B. die Forschungs-
frage bestimmen, Befragungen durch-
führen, das Design der Studie mit ent-
wickeln, Abschlussberichte mitverfas-
sen. Kurzum: Sie sind in alle Phasen
des Forschungsprozesses eingebunden
und bestimmen diesen mit. Derartige
innovative Ansätze sind expertenkri-

tisch und zielen darauf, eine Verding-
lichung behinderter Menschen durch
Forschung zu verhindern und die allei-
nige Definitionsmacht von Forschung
zu überwinden.

Die Einbeziehung von Menschen mit
(intellektueller) Behinderung in For-
schung ist – im Gegensatz zum eng-
lischsprachigen Raum – in Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz noch
ein Novum. Grund genug für uns, die
ihnen vorliegende Ausgabe der Zeit-

schrift Teilhabe dem Schwerpunkt-
thema „Gemeinsames Forschen“ zu
widmen:

Tobias Buchner, Oliver Koenig und
Saskia Schuppener setzen sich in ihrem
Beitrag mit verschiedenen Entwick-
lungslinien gemeinsamen Forschens in
Großbritannien auseinander, um an-
schließend erste derartige Forschungs-
projekte im deutschsprachigen Raum
vorzustellen und weitere (zukünftige)
Anwendungsfelder zu diskutieren. 

Stefanie Krach konturiert den Ansatz
einer „partizipativen Evaluation“ und
illustriert dessen Umsetzung anhand

eines stadtteilorientierten Projekts zur
Netzwerkbildung für Menschen mit
Behinderung.

Wie Inklusive Forschung im Rahmen
von Hochschulseminaren aussehen
kann, ist Thema des Beitrags von Jo
Jerg und Stephanie Goeke. Sie berich-
ten von praktischen Erfahrungen mit
inklusiven Projektseminaren und re-
flektieren die Wirkungen dieser Ar-
beitsform sowohl in Bezug auf die
Studierenden als auch die beteiligten
Frauen und Männer mit Behinderung.

Karen Kohlmann veranschaulicht 
anhand zweier Praxisprojekte, wie 
mit Hilfe Inklusiver Forschung die
Teilhabe am kulturellen Leben für
Menschen mit geistiger Behinderung
verbessert werden kann.

Diese vier Beiträge verdeutlichen das
Spektrum von Forschungsaktivitäten
mit inklusivem, emanzipatorischem
bzw. partizipatorischem Moment und
zugleich das Potenzial gemeinsamen
Forschens zur Verbesserung der Le-
benslagen und Teilhabechancen von
Menschen mit Behinderung.

Wir wünschen Ihnen 
eine anregende Lektüre!

Tobias Buchner, Wien
Oliver Koenig, Wien

Markus Schäfers, Berlin

Bei Forschung zu Teilhabe und Inklusion ist 
es unabdingbar, den Forschungsprozess selbst 
partizipativ zu gestalten.

IN EIGENER SACHE ...

Liebe Leserin, lieber Leser, 

mit diesem Heft der Teilhabe läuten wir den 50. Jahrgang der Fachzeitschrift der

Lebenshilfe ein. Dies ist Anlass und Gelegenheit, einen kurzen Rückblick auf die

Historie der Fachzeitschrift zu werfen (siehe S. 36/37).

Mit der Zeitschrift Teilhabe und ihren Vorläuferpublikationen unterstützt die

Bundesvereinigung Lebenshilfe nunmehr seit fünf Jahrzehnten die wissenschaftliche

Theoriebildung und Entwicklung fachlicher Konzepte. Mit diesem Heft – und noch

kommenden Ausgaben – der Teilhabe soll dies eine würdige Fortsetzung erfahren.

Die Redaktion der Fachzeitschrift Teilhabe, Berlin/Marburg
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| KURZFASSUNG Wir zeichnen zunächst verschiedene Entwicklungslinien von gemein-
samer Forschung mit Menschen mit intellektueller Behinderung in Großbritannien nach.
Dabei werden zentrale Begrifflichkeiten wie Partizipatorische, Emanzipatorische und
Inklusive Forschung diskutiert und definiert. Darauf folgt eine Betrachtung der Ent -
wicklungen gemeinsamen Forschens im deutschsprachigen Raum, bevor Anwen dungs -
felder dieses Forschungszugangs aufgezeigt werden. Am Ende unseres Beitrags wird ein
kurzer Ausblick auf zukünftige Forschungsvorhaben gegeben.

| ABSTRACT Involving People with Intellectual Disabilities in Research.
Historical Development, Status Quo and Opportunities in the Context of the
UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities. The article describes
different lines of development of inclusive research with people with intellectual disabili-
ties in Great Britain. Besides, central concepts like participatory, emancipatory and inclu-
sive research are discussed and defined. Following this, the development of inclusive
research in German-speaking countries and fields of application are outlined. The article
concludes by providing a preview on future research projects.

WISSENSCHAFT
UND FORSCHUNG

Gemeinsames Forschen mit Menschen
mit intellektueller Behinderung
Geschichte, Status quo und Möglichkeiten 
im Kontext der UN-Behindertenrechtskonvention

Gemeinsames Forschen in
Großbritannien – Geschichte 
und Entwicklung

Gemeinsames Forschen mit Menschen
mit intellektueller Behinderung ent-
stand – neben analogen Entwicklungen
in Nordamerika, auf die aus Platz grün -
den in diesem Artikel nicht eingegangen
werden kann – in Großbritannien. Da
die britische Forschungstradition und 
-praxis nach wie vor wesentlichen 
Ein fluss auf gemeinsames Forschen in 
verschiedenen europäischen Ländern
hat, ins  besondere im deutschsprachi-
gen Raum, zeichnen wir im Folgenden
die für Großbritannien relevanten Ent -
wic klungs stränge nach.

Normalisierung

Normalisierung hatte einen wesent-
lichen Einfluss auf den Bereich der For -
schung zur Lebenssituation behinderter
Menschen. Dies ist zunächst damit zu
erklären, dass in Reaktion auf die kata-
strophalen Zustände in Institutionen
für behinderte Menschen in Großbri -

tannien Normalisierung zur zentralen
Leitlinie wurde (vgl. CHAPELL 1992):
In Form der englischen Adaption des
Normalisierungsprinzips „An Ordinary
Life“ (TOWELL 1982) wurde für
Menschen mit intellektueller Behinde -
rung ein Leben in der Gemeinde propa-
giert, in Folge wurden zahlreiche
Großinstitutionen aufgelöst. Dabei lag
ein besonderer Schwerpunkt sozialpä-
dagogischer Arbeit in der „Aufwertung
sozialer Rollen“ (Social Role Valo ri -
sation) (WOLFENSBERGER 1983). 

Diese maßgeblichen Veränderungen
innerhalb der Behindertenhilfe wurden
im Rahmen einer beträchtlichen Anzahl
von Studien evaluiert – ein Großteil der
Forschung fokussierte dabei die Quali -
tät der erbrachten Dienstleis tun gen 
(vgl. MANSELL et al. 1987). Behinderte
Menschen wurden im Rahmen der
meis ten Untersuchungen nicht befragt.
Lediglich eine kleine Minderheit von
Forscher(inne)n bemühte sich, For -
schung anders zu gestalten und Men -
schen mit intellektueller Behinde rung
die Teilnahme an Forschung durch

Tobias Buchner Oliver Koenig Saskia Schuppener
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direkte Befragungen zu ermöglichen
(vgl. BOOTH, SIMONS & BOOTH
1990). Dies, so wurde in Anlehnung 
an WOLFENSBERGER argumentiert,
wür de für die betreffenden Menschen
eine soziale Rollenaufwertung bedeuten
(vgl. WALMSLEY 2001). Zudem beton-
ten Autor(inn)en, dass der Blickwinkel
von Menschen mit intellektueller Behin -
derung insbesondere in der Eva luation
von Unterstützungsange bo ten von we -
sent licher Bedeutung sei und Ver-
tre ter(innen) dieser Personengruppe
überdies sehr wohl dazu in der Lage
wären, in Interviews „valide“ Antwor -
ten zu geben (vgl. SIMONS, BOOTH &
BOOTH 1989). 

Die Prinzipien der Normalisierung
übten jedoch nicht nur auf Mitglieder
der Scientific Community einen prägen-
den Einfluss aus, sondern auch auf die
sich zunehmend etablierende Behinder -
ten bewegung. Deren Vertreter(innen)
wollten Studien, welche behinderte
Menschen durch die Art der For -
schungsanlage exkludierten, nicht län-
ger hinnehmen. Aus diesem wachsen-
den Unmut entstand das Bestreben, die
Mittel und Wege zur Kontrolle der
Wissensproduktion im Kontext von
Behinderung selbst maßgeblich zu ver-
ändern, welches schlussendlich in der
Formulierung eines emanzipatorischen
Forschungsverständnisses gipfelte.  

Soziales Modell von Behinderung
und Emanzipatorische Forschung 

Die Entstehung der Emanzipa to ri -
schen Forschung ist eng verbunden mit
dem sozialen Modell von Behin -
derung. Innerhalb der – damals von
körper- und sinnesbehinderten Men -
schen dominierten – Behinderten be -
we gung entwickelte sich seit der zwei-
ten Hälfte der 1970er Jahre ein Ver-
ständnis von Behinderung, welches die
traditionellen Erklärungsansätze von
Behinderung ablehnte. Derartigen als
individuelle, defizitorientierte und
medizinische Modelle von Behin de -
rung umschriebenen Sichtweisen liegt,
so die formulierte Kritik, eine Reduk -
tion auf medizinisch-biologische Phä -
no mene zugrunde sowie eine Veror -
tung der damit verbundenen Probleme
einzig innerhalb des behinderten Men -
schen. Das soziale Modell von Be -
hinderung sieht dagegen das Pro blem
primär als ein gesellschaftliches an:
Behinderung resultiert nicht aus einer
(körperlichen) Schädigung, sondern
entsteht durch gesellschaftlich kon-
struierte Zuschreibungen sowie das
damit verbundene Erleben von Unter -
drückung, Diskriminierung und den
vielfältigsten Barrieren, welche die Per -
son erst behindern (vgl. OLIVER 1996). 

Die Rezeption des sozialen Modells
führte zu einer Reflexion und Kritik an
der akademischen Wissensproduktion
zum Themenfeld Behinderung von
Seiten der Behindertenbewegung. Die
exkludierende, häufig als „traditionell“
(KIERNAN 1999) bezeichnete For -
schung wurde als nutzlos empfunden,
da sie auf einer defizitären Beschrei -
bung von Behinderung basiere und
nicht in der Lage sei, eine Verbesse -
rung sowohl der sozialen als auch
materiellen Lebensbedingungen be -
hin derter Menschen herbeizuführen
(vgl. OLIVER 1992). Die nicht behin-
derten Forscher(innen) seien in ihrem
falschen Selbstverständnis als Ex per -
t(inn)en vorurteilsbeladen und ledig-
lich an der Erfüllung ihrer eigenen kar-
rieristischen Bedürfnisse interessiert
(vgl. ebd.), so dass die Beziehung zwi-
schen Forscher(in) und beforschter
(behinderter) Person derjenigen zwi-
schen ausbeutender und ausgebeuteter
Person gleiche (vgl. HUNT 1981). ZARB
(1992) forderte daher, dass For schung im
Kontext Behinderung die folgenden
Prinzipien berücksichtigen müsse:

> Forschung sollte als Werkzeug zur
Verbesserung der Lebensbedin gun -
gen behinderter Menschen dienen

> Demokratische Behindertenorgani -
sa tionen sollten in der Funktion als
Auftraggeber Forschung finanzieren

> Forscher(innen) sollten den Behin -
de rten organisationen rechenschafts-
pflichtig sein

> Behinderte Menschen sollten nach
Möglichkeit als Forscher(innen) in -
volviert sein 

Forschung sollte somit unter der
Kontrolle von behinderten Menschen
stehen und der Durchsetzung ihrer
politischen Interessen dienlich sein
(vgl. OLIVER 1992). Forschung, die
derart von einem emanzipatorischen
Grundverständnis aus operiert, habe
sich in Folge dessen theoretisch und
methodisch am sozialen Modell von
Behinderung zu orientieren und den
Zweck zu verfolgen, gesellschaftlich

produzierte Barrieren zu enttarnen,
aufzuzeigen und zu beseitigen (vgl.
PRIESTLEY 1999). Die eben genann-
ten Prinzipien hielten schließlich unter
dem Begriff der Emanzipatorischen

Forschung Einzug in die neu entste-
hende interdisziplinäre Forschungs -
rich tung der Disability Studies.

Dies bedeutete eine Revolution im
Forschungsfeld Behinderung. Zahl rei -
che Studien wurden in den 1990er
Jahren durchgeführt, welche sich dem
emanzipatorischen Paradigma ver-
schrieben (vgl. z. B. BARNES 1992).
Dabei, so wurde mit einiger zeitlicher
Verzögerung von Vertreter(inne)n der
sog. zweiten Welle der Disability
Studies kritisiert, wurden weder die
Implikationen des sozialen Models von
Behinderung ausreichend auf die
Personengruppe von Menschen mit
intellektueller Behinderung übertragen,
noch die Interessen dieser Personen -
gruppe berücksichtigt (vgl. GOODLEY
2005). Dies mag mit der Dominanz von
körper- und sinnesbehinderten Per -
sonen innerhalb der Behinderten be -
wegung zu erklären sein, was unter
anderem „zu einer unbehaglichen 
Be zie hung“ zwischen der Behinderten -
bewegung und Menschen mit intellek-
tueller Behinderung führte (vgl.
WALM SLEY 2005). Diese unbehag-
liche Beziehung wurde insbesondere
auch von einigen in Forschung aktiven
Vertreter(inne)n der ebenfalls in Groß -
britannien immer stärker werdenden
Selbstvertretungsbewegung zum Aus -
druck gebracht (vgl. ASPIS 2000). Trotz
dieser Spannungen entstanden einige
von Selbstvertretungsorganisationen
ent wickelte Produkte von Forschung,
die im weitesten Sinne als emanzipato-
risch bezeichnet werden können. Diese
Produkte waren häufig der Verbesse -
rung von Dienstleistungen der Behin -
der ten hilfe (z. B. Personenzentrierte
Planung) und Leichter Sprache gewid-
met, wobei Selbstvertreter(innen) als
Auftraggeber(innen), Forschende und
Autor(inn)en von Publikationen auftra-
ten (vgl. RAMCHARAN & GRANT
2001). RAMCHARAN et al. (2004) wei-
sen jedoch darauf hin, dass es bei vielen
dieser Forschungsprojekte unklar ist,
wie sie konkret entstanden sind (z. B.
welche Methoden verwendet wurden).

Nach ihrer Ansicht sind diese Projekte
die einzigen, welche den Ansprüchen
Emanzipatorischer Forschung mit und
durch Menschen mit intellektueller
Behinderung genügen könnten.

Aus der Sicht der Behindertenbewegung 
sollte Forschung unter der Kontrolle von 
behinderten Menschen stehen und der Durchsetzung
ihrer politischen Interessen dienlich sein.
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Partizipatorische Forschung

Eine ähnliche, wenn auch etwas 
weniger radikale Antwort auf die for-
schungsbezogene Exklusion von Men -
schen mit intellektueller Behin derung
entwickelte sich, beinahe zeitgleich
zum Aufkommen des emanzipatori-
schen Modells, als Partizi patorische
Forschung. 

Ein wesentlicher Motor für die Ent -
wicklung Partizipatorischer Forschung
mit Menschen mit intellektueller Be -
hinderung waren die Änderungen von
Förderungsrichtlinien bedeutender
Ein  richtungen im Feld der britischen
Behindertenhilfe seit Beginn der
1990er Jahre. So forderte der „National
Health Service and Community Care
Act“ (1990) den Einbezug von
Nutzer(inne)n bzw. Kund(inn)en bei
der Entwicklung und Evaluation sozia-
ler Dienstleistungen (vgl. GILBERT
2004). Auch die Forschungsförder -
abteilungen der „Joseph Rowntree
Foundation“ (vgl. WARD 1997) und der
„National Lotteries Charity Boards“
(vgl. KIERNAN 1999) schlossen sich
dieser Entwicklung an: Forschung
wurde und wird von diesen Einrich -
tungen nur finanziert, wenn der For -
schungsantrag klar ausweist, wie
sichergestellt wird, dass Menschen mit
(intellektueller) Behinderung in alle
Phasen des Forschungsprozesses invol-
viert sind. Dieser Ansatz wurde im
Zuge der Evaluierung von Projekten
zur Umsetzung der Aktionsschrift
„Valuing People“ (vgl. Department of
Health 2001) nochmals weiterent-
wickelt. Hier mussten Antragsteller(in -
nen) zur Forschungsförderung einer-
seits nachweisen, wie Menschen mit
intellektueller Behinderung an dem
geplanten Forschungsablauf mitbetei-
ligt werden. Andererseits entschied ein
Komitee, in dem auch Menschen mit
intellektueller Behinderung in größerer
Zahl vertreten waren, darüber, welches
Projekt letztlich tatsächlich gefördert
wurde (vgl. GRANT & RAMCHARAN
2002). Die Beteiligung von Menschen
mit intellektueller Behinderung an
Forschung war also zunehmend eine
Voraussetzung für die Finanzierung
von Projekten, vor allem im Bereich der
Evaluation sozialer Dienstleistungen.
Folgerichtig fand ein beträchtlicher
Anteil partizipatorischer Projekte in
diesem Feld statt, jeweils mit der
Zielrichtung, dadurch die Lebens -
qualität von Menschen mit intellektuel-
ler Behinderung zu verbessern. 

Neben diesem eher auf anwendungs-
orientierte Forschung ausgerichteten
Entwicklungsfeld wurden partizipato-
rische Ansätze zudem durch (Auto-)

Biografieforschung wesentlich erwei-
tert. Seit Beginn der 1990er Jahre ent-
standen unter dem Schlagwort des
„Life Story Research“ zahlreiche Stu -
dien, in deren Mittelpunkt die von
Forscher(inne)n mit und ohne intellek-
tueller Behinderung gemeinsam erstell-
ten Lebensgeschichten stehen (vgl.
ATKINSON & WILLIAMS 1990). Eine
Zielsetzung war es, Leben(swelten) und
Erfahrungen von Menschen mit intel-
lektueller Behinderung sichtbar zu
machen und so den aufgrund des
Ausschlusses von Forschung und der
Gesellschaft entstandenen „verlorenen
Stimmen“ Gehör zu verschaffen (vgl.
KOENIG & BUCHNER 2010). Zahl -
reiche Projekte bedienten sich dieses
Ansatzes. 

Im Laufe der Zeit nahmen Men -
schen mit intellektueller Behinderung
im Rahmen von partizipatorischen For -
schungsprojekten verschiedenste Rol -
len ein. Sie fungierten als 

> Ko-Forscher(innen) (vgl. MARCH et
al. 1997), 

> Mitglieder von Beratungsgremien
(Advisory Boards) bzw. Referenz -
gruppen (vgl. MINKES et al. 1995),

> Interviewer(innen) (vgl. GRAMLICH
et al. 2002) und 

> (Mit-)Herausgeber(innen) von For -
schungs publikationen (vgl. ATKIN-
SON et al. 2000).

Zudem wurde – um Menschen mit
intellektueller Behinderung die For -
schungsergebnisse zugänglicher und
damit auch nutzbar zu machen – ver-
mehrt Wert darauf gelegt, diese in
Leichter Sprache zu publizieren (vgl.
TOWNSLEY 1998). 

Das Miteinbeziehen von Menschen
mit intellektueller Behinderung führte
zu einer Adaption und Entwicklung
verschiedenster Methoden, so z. B. 

> der Arbeit mit Fokusgruppen 
(vgl. BARR et al. 2003), 

> dem Führen von Interviews 
(vgl. LEWIS & PORTER 2004), 

> dem Einsatz sog. „Talking Mats“ zur
Einbindung von Menschen mit
schwer wiegenden Beeinträchti gun -
gen (vgl. GERMANI 2004) sowie 

> dem Einsatz von Fotografie 
(vgl. BOOTH & BOOTH 2003). 

Ein Motor der Entwicklung Par -
tizipatorischer Forschung war mit
Sicherheit die Einbeziehung von Ver -
treter(inne)n der Selbstvertretungs -
bewegung. So nahmen Selbstvertrete-
r (in nen) nicht nur an zahlreichen
Forschungsprojekten teil (vgl. GRAM-
LICH et al. 2002), schrieben ihre eigene

Lebensgeschichte (vgl. COOPER 2003)
und Forschungsberichte (vgl. MARCH
et al. 1997), sondern brachten sowohl
wesentliche Erfahrungswerte als auch
Fähigkeiten mit, die sie im Zuge ihrer
Arbeit als Selbstvertreter(innen) erwor-
ben bzw. weiterentwickelt hatten. 
Dies befruchtete die Zusammenarbeit
mit nicht behinderten und behinder-
ten For  scher(inne)n ungemein, wie
ATKIN SON (2001, 34) betont: „Auf der
einen Seite kann argumentiert werden,
dass Forscher(innen) durch die Selbst -
ver tretungsbewegung beeinflusst wur-
den, indem diese nicht nur gezeigt
haben, dass Menschen mit intellektuel-
ler Behinderung etwas sagen wollten,
sondern auch in der Lage waren, dies
zu tun. Auf der anderen Seite ist anzu-
nehmen, dass Selbstvertreter(innen) die -
jenigen Menschen beeinflusst haben, die
an der Forschung mitwirkten, indem sie
ihnen den Wert derartiger Forschung
nahe brachten und auch ihr Vertrauen
erhöhten, daran teilzunehmen.“ (eig.
Übersetzung)

CHAPELL (2000) identifizierte die
folgenden Prinzipien für Partizipa to -
rische Forschung:

> Forscher(innen) und Menschen mit
intellektueller Behinderung bilden
Allianzen bzw. Partnerschaften

> Die Forschungsfrage kann durch
Menschen mit intellektueller Be-
hinderung aufgeworfen werden oder
auch von nicht behinderten For -
scher(inne)n – sie muss in jedem Fall
im Interesse von Menschen mit intel-
lektueller Behinderung sein

> Forscher(innen) und Menschen mit
intellektueller Behinderung forschen
gemeinsam anhand der aufgeworfe-
nen Forschungsfrage

Gerade das Verhältnis zwischen
Forscher(inne)n und Menschen mit
intellektueller Behinderung ist somit als
wesentlicher Unterschied zu Emanzi -
patorischer Forschung zu verstehen,
wo Forscher(innen) klar den Orga-
ni sationen behinderter Menschen 
Re chenschaft schuldig sind und so
behinderte Menschen den For schungs -
 prozess kontrollieren. In partizipato-
rischen Settings ist das Verhältnis hin-
gegen „diffus“ bzw. lockerer (vgl.
CHAPPEL 1999).

Inklusive Forschung

Seit den 1990er Jahren wurde die For -
schungslandschaft im Kontext Behin -
derung sowohl durch das emanzipato-
rische als auch das partizipatorische
Paradigma maßgeblich verändert (vgl.
CHAPELL 2000). Dabei verorteten
sich die meisten Forschungsprojekte
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mit Menschen mit intellektueller Be hin -
derung im Bereich der Partizipa -
torischen Forschung (vgl. WALMSLEY
2005). Die Unterschiede zwischen bei-
den Ansätzen waren seit Ende der
1990er Jahre zunehmend Thema von
teils kontroversen Veröffentlichungen:
Verschiedene Autor(inn)en kritisierten,
dass im Rahmen von partizipatorischen
Forschungsprojekten die Autorität über
den Ablauf des Forschungs prozesses 
in den Händen der nicht behinderten
Forscher(inne)n liegt (vgl. CHAPELL
1999). Zudem wurde zunehmend die
Frage der „Besitz rechte“ (Ownership) an
und Kontrolle von Forschung diskutiert
(vgl. ebd.).

Als Reaktion führte WALMSLEY
(2001, 188) schließlich den Begriff der
Inklusiven Forschung in die Diskussion
ein und umschrieb diesen wie folgt:
„‚Inklusive Forschung’ ist ein Begriff,
der sich auf eine Bandbreite an
Forschungszugängen bezieht, die tradi-
tionell als ‚partizipatorisch’ oder ‚eman-
zipatorisch’ umschrieben wurden, und
im weiteren Sinn auf Forschung, in der
Menschen mit intellektueller Behin -
derung weiter einbezogen sind als bloß
als Forschungssubjekte oder Teilneh -
mer(innen).“ (eig. Übersetzung) Um die
nicht unwesentlichen Fragestel lungen
und Konfliktpunkte zu überwinden, die
sich auf den Grad der Einbeziehung und
der Kontrolle über den Forschungs -
prozess beziehen, definierten WALMS-
LEY & JOHNSON (2003) letztlich in
ihrem Standardwerk „Inclusive Re -
search with People with Intellectual
Disabilities“ folgende Kri terien für
Inklusive Forschung, welche die beiden
unterschiedlichen Paradig men zu einem
breiteren und dynamischeren Ver ständ -
nis zusammenführen sollten:

> Das Forschungsthema sollte für Men -
schen mit intellektueller Be hin de -
rung zentrale Bedeutung haben; es
kann aber auch von nicht behinder-
ten Personen initiiert werden

> Die Forschung sollte im Interesse
von Menschen mit intellektueller
Behinderung sein, nicht behinderte
Forscher(innen) sollten als Verbün -
dete fungieren 

> Forschung sollte kollaborativ sein:
Menschen mit intellektueller Behin -
derung sollten in den Forschungs -
prozess involviert sein

> Menschen mit intellektueller Behin -
derung sollten Kontrolle über den
Forschungsprozess als auch die
Forschungsergebnisse haben

> Sowohl Forschungsfrage, -prozess als
auch -bericht müssen in Leichter Spra -
che verfasst sein bzw. sie müssen
Menschen zugänglich gemacht wer den

Vor dem Hintergrund der zuvor
erfolgten Ausdifferenzierungen gemein-
samen Forschens kann Inklusive
Forschung vielleicht als „Reinform“
Partizipativer Forschung (da hier eine
Einbindung von Menschen mit intel-
lektueller Behinderung in alle Phasen
vorgegeben ist) bezeichnet werden, die

sich mit der impliziten Wirkung und
dem politischen Anspruch Emanzi -
patorischer Forschung verbindet.

Gemeinsames Forschen mit Menschen
mit intellektueller Behinderung im
deutschsprachigen Raum

Wie ist der Stand bezüglich Inklusiver
Forschung im deutschsprachigen Raum
einzuschätzen und zu bewerten?
Unserer Ansicht nach steckt das
gemeinsame Forschen mit Menschen
mit intellektueller Behinderung im
deutschsprachigen Raum erst „in ihren
Kinderschuhen“. Die im Jahr 2008
getroffene Feststellung, wonach For -
schung im Kontext Behinderung nach
wie vor Forschung über statt Forschung
mit Menschen mit Behin derung ist (vgl.
BUCHNER & KOENIG 2008; auch
SCHUPPENER 2005), ist sicherlich im
Jahr 2011 nach wie vor gültig. TER-
FLOTH & JANZ (2009) stellen zwar
eine Tendenz fest, dass in neueren
Untersuchungen zunehmend Menschen
mit intellektueller Behinderung selbst
befragt werden. Ein umfassender Ein -
bezug im Sinne der Prinzipien Inklu -
siver Forschung ist unserer Ansicht
nach dabei jedoch nicht erkennbar,
kommt doch in der Regel eine über die
bloße Befragung hinausgehende Betei -
ligung im Forschungsprozess nicht vor. 

Zwar hat sich innerhalb des letzten
Jahrzehnts gerade mit dem Aufkommen
der deutschsprachigen Disability Stu -
dies ein gewisser Fachdiskurs in Form
einer theoretischen Auseinander set -
zung von Vorteilen und Vorgehens -
weisen bezüglich Partizipatorischer

Forschung im Kontext Behinderung
etabliert (vgl. FLIEGER 2003; SCHUP-
PENER 2009; MARKOWETZ 2009).
Forschungsprojekte mit Menschen mit
intellektueller Behinderung, in denen
tatsächlich gemeinsam gearbeitet
wurde, haben allerdings kaum stattge-
funden.

Von den wenigen Projekten, die es
sich zur Aufgabe machten, einen sol-
chen Ansatz umzusetzen, seien im
Folgenden einige kurz skizziert. Die
Studie über die „Lebensbedingungen
von Menschen mit besonderen
Fähigkeiten in Tirol“ war eines der
zumindest partizipatorischen Ansprü -
chen genügenden Projekte im deutsch-
sprachigen Raum. Auch wenn die
Initiative von einer nicht behinderten
Forscherin kam, waren im weiteren
Verlauf Menschen mit intellektueller
Behinderung an allen Phasen des
Forschungsprozesses beteiligt: Sie
bestimmten nach einer Literatur -
recherche, welche Themen konkret
bearbeitet werden sollten, trainierten
Praktiken der Befragung, führten
Interviews selbst durch und werteten
diese aus. So wurden Menschen mit
intellektueller Behinderung bezüglich
ihrer Erfahrungen in den Lebens -
bereichen bzw. -abschnitten Kindheit,
Schule, Arbeit, Wohnen und Bezie -
hungen befragt. Die Ergebnisse wur-
den, um sie allen Interessierten zugäng-
lich zu machen, in Leichter Sprache
publiziert (vgl. KÖBLER et al. 2003). 

Des Weiteren wurden im deutsch-
sprachigen Raum vereinzelt kleinere
Projekte durchgeführt, in deren Verlauf
die Lebensgeschichten von Menschen
mit intellektueller Behinderung im
Kontext von Institutions- bzw. Dein sti -
tutionalisierungserfahrungen erarbeitet
wurden (vgl. WEISS 2005; WESTER-
MANN & BUCHNER 2008). 

Im Rahmen ihrer Studie zum
Erleben von Freizeit aus Sicht behin-
derter Kinder und ihrer Eltern führte
die Sozialwissenschaftlerin Petra FLIE-
GER (2000) teilnehmende Beobach -
tun  gen von behinderten Kindern
durch, welche durch Interviews sowohl
mit Anbietern als auch Eltern zur
Thematik ergänzt wurden. Die Analyse
der Daten erfolgte schließlich gemein-
sam mit einer „Redaktionsgruppe“, der
auch zwei Personen mit intellektueller
Behinderung angehörten.

Das bislang einzige Projekt im 
Rah men der Grundlagenforschung 
mit einer partizipatorischen Aus rich -
tung wird laufend am Institut für Bil -
dungs wissenschaft der Uni versität
Wien durchgeführt (vgl. BIEWER,

7„Inklusive Forschung“ bezieht sich auf Forschung, in
der Menschen mit intellektueller Behinderung weiter
einbezogen sind als bloß als Forschungssubjekte.
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FASCHING & KOENIG 2010). In der
Studie „Partizipationser fah rungen in
der beruflichen Biographie von Men -
schen mit einer intellektuellen Be hin -
derung“ werden die Lebensge schichten
von 40 Menschen in einem Längs -
schnittsdesign über zwei Jahre erhoben.
Dabei soll u. a. herausgefunden wer-
den, wie sich biografische Erfahrungen
des Ausschlusses, aber auch der
Teilhabe in subjektiv bedeutsamen Le -
bensbereichen auf subjektive Lebens -
entwürfe und die individuelle Bedeu -
tung von (Erwerbs-)Arbeit auswirken.
Über den gesamten Projekt zeitraum
wird dieses Projekt durch eine for-
schungsbegleitende Referenzgruppe
un terstützt. In dieser Gruppe arbeiten
zwölf Selbstvertreter(innen) mit intel-
lektueller Behinderung an der gemein-
samen Auswertung der Lebens ge -
schichten und der Entwicklung
theo  retischer und praktischer Modelle
mit. Ebenfalls an der Uni Wien wurde
eine Serie inklusiver Lehrver an -
staltungen abgehalten, die alle Kriterien
von Inklusiver Forschung im engeren
Sinn erfüllt haben. Unterstützt durch
die Lehrveranstaltungsleiter haben
jeweils acht Menschen mit intellektuel-
ler Behinderung gemeinsam mit
Studierenden an von ihnen selbst ent-
worfenen inklusiven Forschungs pro -
jekten gearbeitet. Dabei wurden so
unter schiedliche Themen wie Erfah run -
gen mit Sachwalterschaft (gesetzlicher
Betreuung), Kinderwunsch und Eltern -
schaft oder Umgang mit Part ner schaften
in Einrichtungen der Behin dertenhilfe
bearbeitet (vgl. auch KOENIG &
BUCHNER 2009; KOENIG et al. 2010).

In Leipzig wurden verschiedene in -
klusive Forschungsprojekte durchge-
führt. Im Mittelpunkt des Projekts
„Menschen mit geistiger Behinderung
lernen forschen“ der Lebenshilfe für
Menschen mit geistiger Behinderung
Leipzig e. V. in enger Zusammenarbeit
mit dem Behindertenverband Leipzig 
e. V. und dem Fachbereich Geistig -
behindertenpädagogik der Universität
Leipzig stand die Frage nach der
Barriere freiheit von kulturellen Ein -
richtungen aus Sicht von Menschen mit
intellektueller Behinderung. Neben dem
Erkenntnisgewinn bezüglich der Frage -
stellung ging es auch um die Erprobung
inklusiver Forschung als aktivem Lern-
und Reflexionsprozess. In einem Folge -
projekt wurde in einem inklusiven Set -
ting eine Verbesserung der Teil habe mög -
lichkeiten von Menschen mit intellek-
tueller Behinderung am kulturellen
Leben in Leipzig erarbeitet. Die Erstel -
lung eines Kulturführers in Leichter
Sprache war ein wesentliches Produkt
dieses Projekts (siehe dazu den Beitrag
von KOHLMANN in diesem Heft). 

Auch wenn diese Zusammenschau
sicherlich nicht alle derartigen For -
schungsunternehmungen im deutsch-
sprachigen Raum erfasst, wird im
Vergleich zur Entwicklung in Groß -
britannien offensichtlich, dass sich
Inklusive Forschung im deutschspra-
chigen Raum mit einer bedeutenden
zeitlichen Verzögerung zu etablieren
beginnt und noch längst nicht die
Themenvielfalt sowie Bandbreite an
(kreativen) Methoden erreicht hat. 

Dies mag zum einen mit den Unter -
schieden bezüglich der Forschungs -
förderung zu tun haben. Inklusive
Forschung benötigt sehr viel Zeit und
andere Ressourcen – damit auch ein
höheres Budget als Forschungsprojekte
mit einem herkömmlichen Design. Dies
lässt die Chancen auf Förderung in
Zeiten des Sparens im wissenschaftli-
chen Sektor nicht gerade steigen, auch
wenn die Finanzierung des Projekts
„Teilhabe von Menschen mit einer
intellektuellen Beeinträchtigung an
Bildung, Arbeit und Forschung“ durch
den Österreichischen Wissenschafts -
fond (FWF) zeigt, dass es prinzipiell
möglich ist. Von einer Entwicklung von
Förderrichtlinien wie in Großbritan -
nien, die Kriterien Inklusiver For schung
vorschreiben, sind wir jedoch weit ent-
fernt. 

Zum anderen wird deutlich, dass
innerhalb der deutschsprachigen Scien -
tific Community ein nachhaltig vorhan-
denes Unbehagen bezüglich der Zu -
sammenarbeit mit Menschen mit
intellektueller Behinderung festzustellen
ist. Dies zeigt sich u. a. anhand der
Irritationen und massiven Widerstände,
wenn Menschen mit intellektueller
Behinderung als Forscher(innen) auftre-
ten, wie z. B. auf der Fachtagung 
der Inklusionsforscher(innen) 2010 in
Inns bruck: Die im Rahmen des Ab -
schluss plenums von Forscher(inne)n
mit intellektueller Behinderung einge-
brachten Forderungen nach mehr
Miteinbeziehung und dem Benutzen
von Leichter Sprache wurden u. a. mit
dem Argument zurückgewiesen, dass
dies eine wissenschaftliche Tagung sei
(vgl. KOENIG & BUCHNER 2010).
Dass Menschen mit intellektueller Be -
hinderung zu einem wissenschaftli chen
Diskurs etwas beizutragen ha ben, wird
daher immer noch in Frage gestellt.

Inklusive Forschungsansätze sind
innerhalb der „Fachdiskussion“ nach
wie vor „umstritten“ (TERFLOTH &
JANZ 2009, 13) und fristen unter den
empirischen Forschungsansätzen im
Kontext Behinderung – wenn überhaupt
– ein unpopuläres Nischendasein.

Möglichkeiten für 
gemeinsames Forschen

Offensichtlich ist Inklusive Forschung
eine Möglichkeit, Menschen mit intel-
lektueller Behinderung in Forschung
mit einzubeziehen. Dabei sind, wie
zuvor aufgezeigt, verschiedene Ebenen
von Einbindung möglich: von der
Mitwirkung in einzelnen Phasen bis hin
zur Initiierung und kompletten Kon -
trolle des Forschungsprozesses durch
Menschen mit intellektueller Behin -
derung. Damit wird zum einen der nach
wie vor überwiegend praktizierten
Forschung über Menschen mit intellek-
tueller Behinderung Einhalt geboten
und die äußerst problematische Art und
Weise der akademischen Wissens pro-
duktion bezüglich Menschen mit intel-
lektueller Behinderung grundlegend
verändert. Zum anderen birgt eine sol-
che Vorgehensweise auch das Po tenzial,
Menschen mit intellektueller Behin-
derung durch die Mitein be zie hung als
Expert(inn)en in eigener Sache Einfluss

auf die Anlage eines For schungs pro-
zesses nehmen zu lassen. Dadurch 
können klassisch akademisch-isolierte
Sichtweisen bzw. in der So zia lisation
von Wissenschaftle r(in ne)n entstehende
„blinde Flecken“ re flek tiert und vermie-
den werden. Somit steigt auch die
Qualität von Forschung erheblich.

Unserer Ansicht nach bietet sich
Inklusive Forschung für sämtliche For -
schungsfelder im Kontext von Men -
schen mit intellektueller Behinde rung
an. Die zuvor dargestellte Studie zu
Teilhabeerfahrungen von Menschen
mit intellektueller Beeinträchtigung in
Bezug auf Arbeit verdeutlicht, dass eine
Miteinbeziehung von Menschen mit
intellektueller Behinderung auch in der
Grundlagenforschung möglich und
sinnvoll ist. 

Projekte im angelsächsischen Sprach -
raum haben gezeigt, dass gerade im
Bereich der Verbesserung von Dienst -

8

Inklusive Forschung ist im deutschsprachigen 
Raum kaum verbreitet, bietet allerdings 
mannigfaltige Anwendungsfelder. 



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
Gemeinsames Forschen mit Menschen mit intellektueller Behinderung

Teilhabe 1/2011, Jg. 50

leistungen partizipatorisch angelegte
Forschungsdesigns unter dem Aspekt
des Einbezugs von Nutzer(inne)n we -
sentlich zur Entwicklung und Ver -
besserung von Dienstleistungen beige-
tragen haben. Großes Potenzial für
Ansätze, die tatsächlich in Richtung
Emanzipatorischer Forschung gehen,
bieten Aufträge von und Forschung 
mit Selbstvertretungsorganisationen.
Zu dem zeigt eine aktuelle europäische
Studie, dass Organisationen behinder-
ter Menschen (sog. „Disabled People’s
Organisations“, DPO) prinzipiell gro-
ßes Interesse an gemeinsamer For -
schung mit Universitäten haben, wohl
aber von akademischer Seite häufig die
Bereitschaft fehlt, behinderte Men schen
als gleichberechtigte Partner an zusehen
(vgl. PRIESTLEY et al. 2010). Trotzdem
erscheint uns hier ein Möglichkeits fens -
ter für Emanzi pator i sche Forschung.

Ein weiteres wesentliches Feld
könnte die Evaluation der Implemen -
tierung von politischen Leitlinien und
Regelungen sein. Die UN-Konvention
über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (im Folgenden als
BRK, Behindertenrechtskonvention,
bezeichnet) bietet ein Feld, das gleich
in mehrer Hinsicht Anknüpfungs -
punkte für Inklusive Forschung bietet.
Die BRK formuliert die Menschen -
rechte aus der Perspektive behinderter
Menschen (vgl. Vereinte Nationen
2006). Inklusion, Teilhabe und Selbst -
bestimmung sind dabei wesentliche
Paradigmen, die sich wie ein roter
Faden durch die Konvention ziehen.
Deutschland (2009) und Österreich
(2008) haben die Konvention ratifiziert,
was bedeutet, dass die BRK Teil der
nationalen Rechtsordnung geworden
ist. In Art. 31 BRK ist festgelegt, dass
die unterzeichnenden Vertragspartner
(= Staaten) Forschung durchführen
und Daten erheben müssen, um
Informationen zur Situation behinder-
ter Menschen zu gewinnen mit dem
Ziel, dadurch eine tatsächliche Imple -
mentierung der Konvention überprüfen
bzw. sicherzustellen zu können. Diese
Forschungsvorhaben sind nach TIER-
NEY (2009) besonders effektiv und
wertvoll, wenn sie gemeinsam mit
Menschen mit intellektueller Behinde -
rung betrieben werden

Resümee und Ausblick

Inklusive Forschung ist im deutschspra-
chigen Raum kaum verbreitet, bietet
allerdings mannigfaltige Anwendungs -
felder. Dabei erscheint Forschung zur
Umsetzung der UN-Konvention über
die Rechte von Menschen mit Behin -
derungen ein Bereich zu sein, der
besonders geeignet ist. 

Zudem gilt es festzuhalten, dass sich
eine kleine Anzahl an Forscher(inne)n
bereits seit einigen Jahren mit inklusi-
ver Forschung auseinandersetzt und
gemeinsam mit Menschen mit intellek-
tueller Behinderung Forschung be -
treibt. Wir haben den Eindruck, dass
gerade in der jüngeren Generation von
Wissenschaftler(inne)n und bei vielen
Studierenden diese Art und Weise des
Forschens auf großes Interesse stößt.
Daher gehen wir davon aus, dass es in
Zukunft auch im deutschsprachigen
Raum zu einem Anstieg an inklusiven
Forschungsprojekten kommen wird. 

Vielleicht steigt die Anzahl der
Projekte auch soweit an, dass eine Ein -
beziehung nach den Kriterien Inklu -
siver Forschung selbstverständlich wird
und daher der Begriff „Inklusive For -
schung“ an Bedeutung verliert, denn,
wie WALMSLEY (2004, 69) schreibt:
„Nur die Exkludierten brauchen Inklu -
sive Forschung“ (eig. Übersetzung). 
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Teilhabe als Ausgangspunkt

Die 2009 von der deutschen Bundes -
regierung ratifizierte UN-Behinderten -
rechts konvention (UN-BRK) stellt die
Rechte von Menschen mit Beeinträch -
tigung auf die konsequente Umsetzung
von Selbstbestimmung und Teilhabe in
allen Lebensbereichen und damit auch
die Schaffung eines inklusiven Gemein -
wesens in den Mittelpunkt (vgl. LIND-
MEIER 2009; ROHRMANN 2010). Die
Teilhabe bzw. Partizipation am Leben in
der Gemeinschaft ist durch eine
Vielzahl von Artikeln gestützt (u. a. Art.
5, 9, 13, 20) und wird explizit in den
Artikeln 19, 29 und 30 benannt. Diese
Rechtsauffassung beinhaltet zum einen
eine Sichtweise von Behinderung als
Resultat einer Wechselwirkung zwi-
schen individueller Beeinträchtigung
und (einschränkenden) Umweltbe din -
gungen (vgl. die ICF der WHO 2005),
zum anderen die Überzeugung, dass die
Lebensqualität eines Menschen stark

von dessen Einbindung in die Gemein -
schaft in den verschiedenen Lebens be -
reichen abhängt, wobei jeder Mensch
selbst über Art und Umfang der Ein -
bindung entscheiden können soll(te).
Die Umsetzung der Konvention, d. h.
die Gewährleistung und Sicherstellung,
dass Menschen mit Beeinträchtigungen
ihre Teilhaberechte tatsächlich einlösen
können, stellt verschiedene Anforde -
run gen sowohl an die Dienstleister im

Feld der Unterstützung von Menschen
mit Beeinträchtigung als auch an Poli -
tik, Gesellschaft und nicht zuletzt an
Wissenschaft und Forschung. 

Will man die Konvention umsetzen,
stellt sich zunächst die Frage, wie Teil -
habe (als zentrale Forderung der Kon -
vention) normativ zu fassen ist, d. h.
was Teilhabe ausmacht bzw. wann
Teilhabe erreicht ist. Diese Frage stellt
sich u. a. auch aus wissenschaftlicher
Sicht, wenn es darum geht, die Kate -
gorie der Teilhabe überprüfbar zu ma -
chen (vgl. BARTELHEIMER 2007, 8).
Allerdings zeigt sich, dass der Teil -
habebegriff aus theoretischer Sicht
relativ schwierig fassbar ist, da er stark 
von individuellen sowie inkonstanten
Faktoren abhängt. BARTELHEIMER
(ebd.) benennt aus soziologischer wie
aus sozialpolitischer Sicht fünf An -
forderungen, um den Teilhabebegriff
zumindest hinreichend zu bestimmen.
So ist Teilhabe:

> nie unabhängig von den aktuellen
sozioökonomischen Gegebenheiten
einer Gesellschaft zu definieren, 

> mehrdimensional (Teilhabe bezieht
sich auf verschiedene Lebens- und
damit Teilhabebereiche), 

> mehrstufig (es gibt verschiedene Qua -
li täten von Teilhabe und damit Ab stu -
fungen sozialer Ungleichheit in ner -
halb der verschiedenen Lebensbe-
reiche), 

> dynamisch (Teilhabe ist kein andau-
ernder Zustand, sondern muss immer
wieder neu hergestellt werden) und 

> aktiv (Teilhabe wird durch handelnde
Subjekte innerhalb sozialer Gefüge
verwirklicht).

Das heißt, Teilhabe normativ im
Sinne von erreicht/nicht erreicht zu
definieren, ist kaum möglich. Um in-
dividuelle Teilhabemöglichkeiten den-
noch beschreiben und um soziale
Ungleichheit und Ausgrenzung erken-
nen zu können, schlägt BARTELHEI-
MER (ebd., 9) als Beurteilungsrahmen
das mehrdimensionale Konzept der
Verwirklichungschancen von Amartya
SEN vor (vgl. Abb. 1). Dieses besagt,
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| KURZFASSUNG In der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) steht die Teilhabe
von Menschen mit Beeinträchtigung im Zentrum, die sich nicht nur auf die verschiedenen
gesellschaftlichen Lebensbereiche bezieht, sondern auch auf die Gestaltung der dafür
notwendigen Veränderungsprozesse selbst. In diesem Beitrag wird ein stadtteilorientier-
tes Projekt vorgestellt, das zum Ziel hat, durch gezielte Netzwerkarbeit für und mit
Menschen mit Beeinträchtigung mehr Selbstbestimmung und Teilhabe zu ermöglichen.
Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitforschung des Projekts wurde der Anspruch
verfolgt, nicht nur die Umsetzung des Projekts zu begleiten, sondern auch die Evaluation
partizipativ zu gestalten. Dabei zeigt sich, dass eine partizipative Evaluation die Validität
der Ergebnisse erhöht und zur Transparenz, Akzeptanz und Weiterentwicklung von
Projekten sowie von Evaluation selbst beitragen kann.  

| ABSTRACT Participatory Evaluation as a Contribution to Practice Develop -
ment. The UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities focuses on the par-
ticipation of people with disabilities in society which refers not only to the different
social areas of life but also to the necessary change processes. The article describes a
project which aims at enabling self-determination and participation by networking in
the local community. Within the scope of the accompanying scientific research the task
was not only to document the process, but also to form a participatory way of evalua-
tion. The experiences show that a participatory evaluation enhances the validity of the
project’s results. Besides, it sustains the transparency, acceptance and further develop-
ment of projects and the evaluation methods themselves.

Partizipative Evaluation als Beitrag 
zur Praxisentwicklung

Stefanie Krach

Abb. 1: Konzept der Verwirklichungschancen nach Amartya SEN 
(vgl. BARTELHEIMER 2007, 9)

Gesellschaftliche 
Umwandlungsfaktoren

Individuelle
Umwandlungsfaktoren

Ressourcen
Rechte

Verwirklichungschancen
(“capabilities”)

Handlungs- und Entscheidungsspielraum
Wahlmöglichkeiten

persönliche, gesellschaftliche
Ziele

Teilhabeergebnis
Lebenslage 

(-weise)



WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG Teilhabe 1/2011, Jg. 50
Partizipative Evaluation als Beitrag zur Praxisentwicklung

dass die Sicherstellung bestimmter 
existenzieller Teilhaberechte (wie dem
Recht auf Leben, dem Recht auf
Wohnung und ein Existenzminimum
sowie materielle Ressourcen) zunächst
die Möglichkeiten zur Teilhabe eröff-
net. Durch den Einfluss individueller
und gesellschaftlicher Faktoren (Fähig -
keiten, Normen, Infrastruktur etc.) wer-
den aus den prinzipiellen Möglich keiten
bestimmte Verwirklichungs chan cen. Zu
welchem realen Teilhabe ergebnis die
Ver wirklichung schancen tatsächlich um -
 gewandelt werden können, entscheidet
sich schließlich vor dem Hinter grund
persönlicher und auch gesellschaftlicher
Ziele sowie be stimmter Wahl- und
Hand lungs mög lichkeiten. 

Die Definitionsanforderungen von
BARTELHEIMER und das Modell von
SEN zeigen, dass Teilhabe ein komple-
xes und dynamisches Zusammen wir -
ken verschiedener Faktoren ist, das
aber maßgeblich nicht nur von Rechten
(z. B. UN-BRK) und Ressourcen, son-
dern auch von gesellschaftlichen (Um -
welt-)Bedingungen und individuellem
Handeln abhängig ist. 

Partizipative (Evaluations-)Forschung

Wie KOENIG u. a. (2010) sowie
BUCH NER, KOENIG & SCHUPPE-
NER (in diesem Heft) aufzeigen, sind
Ansätze der Einbeziehung von Men -
schen mit Beeinträchtigung in For -
schungs zusammenhänge im deutsch-
sprachigen Raum noch relativ neu und
wenig vorhanden (vgl. KOENIG u. a.
2010, 176 f.). Im englischsprachigen
Raum hingegen finden sich verschiede-
ne sozialwissenschaftliche partizipative
Forschungsansätze, z. B.

> Participatory Action Research (PAR), 
> Inclusive Evaluation, 
> Participatory and Emancipatory

Research, 

welche WALMSLEY & JOHNSON
(2003) zusammenfassend als Inclusive
Re search bezeichnen. Je nach For -
schungs ansatz haben Menschen mit Be -
einträchtigungen unterschiedliche Rol -
len im Forschungsprozess inne:

> als aktive Forscher(innen) mit eigener
Forschungsfrage 
(emanzipatorische For  schung), 

> als gleichberechtigte Forschungs -
partner(innen) 
(partizipatorische For schung) oder 

> als aktive Gestalter(innen) des
Forschungsfeldes und -verlaufs
(Inclusive Evaluation). 

Im Zusammenhang mit der Um -
setzung der UN-BRK wird partizipati-

ves Forschen als Forschungszugang an
Bedeutung gewinnen, u. a. um die
Lebenssituation von Menschen mit
Beeinträchtigung besser verstehen und
entsprechende Veränderungsbedarfe
benennen zu können. Dabei kommt
vor allem der Evaluation als Ansatz der
Sozialforschung eine besondere Rolle
zu, da diese nach KARDORFF (2000,
240) „generell und nicht nur gewollt,
wie in der Aktionsforschung oder in
neueren Empowermentansätzen (…),
selbst zu einem Moment der Verän de -
rung“ wird. Insbesondere an die Eva -
luation von Projekten, Programmen oder
ähnlichen Maßnahmen, die das Ziel 
verfolgen, die Teilhabe von Men schen
mit Beeinträchtigung zu ermöglichen
bzw. zu erhöhen, stellt sich vor dem
Hintergrund der UN-BRK die An for -
derung, diese partizipativ zu ge stal ten.

Methodologie partizipativer
Evaluation

Bisher gibt es im deutschsprachigen
Raum nur wenige dokumentierte Er fah -
rungen zu partizipativer Evaluation mit
Menschen mit Beeinträchtigung, ganz
im Gegensatz zu partizipativer Eva lu -
ation mit anderen marginalisierten
Personengruppen, z. B. im Zusam men -
hang mit politischen Programmen oder
in der Entwicklungs zusam men arbeit. In
der Entwicklungszusammen arbeit gilt
Pa rtizipation seit 1995 (gemäß den
Richt linien des „Develop ment Assis -
tan ce Committee“ (DAC), einer Unter -
gruppe der OECD; vgl. OECD/DAC
1995) bzw. seit der Ver öffent lichung
eines entsprechenden Kon zeptes des
Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ 1999) als Grund prinzip und als
solches auch für Evaluationen (vgl.
CASPARI 2006, 368 ff.). Die Erfah -
rungen bzw. die Aus wertung partizipati-
ver Evaluations projekte aus der Ent -
wicklungs zusammenarbeit zeigen, dass
Partizipation als Zielvorgabe neben dem
fachlich-methodischem Wissen wesent-
lich von der entsprechenden Haltung
des Forschers bzw. der Forscherin sowie
der Bedeutung, die diese(r) der Betei -
ligung zumisst, abhängt (vgl. CASPARI
ebd., 380). Wird Partizipation umfas-
send gedacht, bedeutet dies, Beteiligte
und deren Sichtweisen in das Evalu a -
tions vorhaben einzubeziehen: „Inclu -
sive evaluation is data-based, but the
data are generated from an inclusive list
of stakeholders, with special efforts to
include those who have been tradi-
tionally under-represented“ (MERTENS
1999, 5). 

Um Beteiligung zu ermöglichen und
den spezifischen Anforderungen und
Sichtweisen der Betroffenen Rechnung

tragen zu können, empfiehlt sich eine
qualitative Ausrichtung der Evaluation.
KARDORFF (2000, 245 f.) benennt für
eine qualitative Perspektive vier metho-
dologische Prinzipien:

1. eine „theoriegenerierende, (…)
hypothesengeleite Auswahl (…) der
Untersuchungseinheiten“,

2. eine vorrangige „Prozess orien tie rung“,
3. eine Fokussierung auf die Spezifität

von Ergebnissen (und weniger auf
deren Generalisierbarkeit) sowie

4. eine Ausrichtung des Forschungs -
designs hin zu einem rekursiven
und responsiven Lehr- und Lern -
pro zess unter Einbeziehung der Be -
troffenen.

Wer im Rahmen partizipativer Eva -
luation woran in welchem Maß beteiligt
werden soll und kann, hängt – wie in
allen anderen Forschungszusammen -
hängen auch – inhaltlich wie metho-
disch stark von Aspekten der Durch -
führbarkeit, Verhältnismäßigkeit,  Ange-
messenheit und Wirtschaftlichkeit ab,
die aber bei der Evaluation (im
Gegensatz zur Grundlagenforschung)
auch durch einen Auftraggeber beein-
flusst werden. Um unter forschungsöko-
nomischen Gründen eine bedürfnisori-
entierte, gleichzeitig aber eine möglichst
umfassende Beteiligung zu ermöglichen,
wird an verschiedenen Stellen eine
Methodentriangulation empfohlen, d. h.
die Kombination von quantitativen Ele -
menten wie Fragebögen/Surveys und
qualitativen Elementen wie Interviews
und Gruppendiskussionen (vgl. CASPA-
RI 2006, 382; KARDORFF 2006, 81;
KARDORFF 2000, 246 f.). Letzt ge-
 nan nte ermöglichen neben der Erhe -
bung von Informationen und Daten,
gemeinsam mit den Beteiligten diskursiv
Ziele und Bewertungskriterien festzule-
gen und die Ergebnisse der Erhebung
kommunikativ zu validieren: „Aus der
Perspektive eines Zugangs, der sich (…)
explizit für die Bewertung der Betei -
ligten eines Programmes, die zugrunde
liegenden Bewertungsmuster, -regeln
und -kriterien interessiert, gewinnen (…)
gerade jene Passagen – z. B. Interviews –
an Bedeutung, in denen Befragte ex-
plizit und implizit Stellung gegenüber
dem Evaluationsgegenstand beziehen“
(LÜDERS & HAUBRICH 2003, 322).
Allerdings ist, so LÜDERS & HAU-
BRICH (ebd.), die inhaltlich-metho-
disch sachgerechte Umsetzung entspre-
chender Interviews bzw. Gruppendis-
kussionen sowie die evaluative Auswer-
tung von Textpassagen schwierig, da es
in der Forschungsliteratur aufgrund des
jeweils sehr individuellen Evaluations -
kontextes und -verlaufs dazu kaum kon-
krete (Güte-)Kriterien gibt. 
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CASPARI (2006, 383) schlägt auf
Basis der Erfahrungen aus der Ent -
wicklungs zusammenarbeit ein Vor gehen
vor, das „sowohl dem Partizipations -
gedanken als auch der Bedeutsamkeit
angemessener Evaluationsmethoden und
infolgedessen letztendlich den Standards
für Evaluation Rechnung“ trägt (vgl.
Abb. 2). Das von ihr dargestellte
Vorgehensschema ist relativ umfangreich
und zeigt eine hohe Beteiligungs struktur,
die – aus oben genannten Gründen –
sicher nicht in jedem Eva luationsprojekt
umsetzbar ist oder umgesetzt werden
muss, welches jedoch einen Orientie-
rungsrahmen für die Ent wick lung parti-
zipativer Evaluations de signs bieten kann. 

Wie Abb. 2 zeigt, übernimmt der bzw.
die Evaluator(in) im Rahmen partizipati-
ver Evaluation nicht mehr nur eine beob-
achtende, erhebende und bewertende,
sondern auch eine beratende und mode-
rierende Rolle, d. h. die eines „Verände -

rungsagenten“ (KARDORFF 2006, 71).
Im Rahmen partizipativer (Evaluations-)
Forschung ist es notwendig, auf die
Fähigkeiten und Bedürfnisse der Be tei -
ligten einzugehen, um ihnen die Teilhabe
am Forschungsprozess zu er möglichen.
Dabei sind insbesondere auf die unter-
schiedlichen Kommunikations- und Be -
tei ligungsmöglichkeiten der Be tei ligten
zu achten und entsprechende Adap -
tionen vorzunehmen (vgl. MERTENS
1999, 8 ff.), z. B. durch die Verwendung
Leichter Sprache, die Bereitstellung von
Hilfsmitteln oder Übersetzern, eine ent-
sprechende technische Vorbereitung von
Befragungen etc. So führt CHELIMSKY
(1998, 7, zit. n. MERTENS 1999, 10)
Bezug nehmend auf Erfahrungen in den
USA aus, dass im Rahmen einer Eva -
luation, in der die Effektivität eines
Gesetzes zur Förderung von Selbst -
bestimmung und Chancengleichheit
(„Americans with Disability Act“) über-
prüft wurde, zunächst eine Befragung

mit Menschen mit Beeinträchtigung
durchgeführt wurde, auf Basis deren
Ergebnisse dann das Design und die
Erhebungsinstrumente für die tatsächli-
che Evaluation gewählt wurden. MER-
TENS (ebd.) analysierte im Rahmen
ihrer Untersuchung zur Zugänglichkeit
des amerikanischen Rechtssystems für
schwerhörige und gehörlose Menschen
zunächst die Gruppe dieses am 
For schungsprozess beteiligten Per so -
nen  krei ses. Sie unterschied dabei ver-
schiedene Subgruppen hinsichtlich
unterschiedlicher Kommunikations -
mög lich keiten, wie die jeweils verwen-
dete Gebärdensprache, die Fähigkeit
zum Lippenlesen, Schreib- und Lese -
vermögen etc., und wählte daraufhin
entsprechend verschiedene Forschungs -
methoden und Hilfsmittel für die eigent-
liche Erhebung. Wie partizipative Er he -
bungssituationen aber ganz konkret
aussehen können, wird in der aktuellen
Literatur leider bisher kaum detailliert
beschrieben. 

Partizipative Evaluation

Im Rahmen der wissenschaftlichen Be -
gleit forschung des Projekts „Selbst -
bestimmung und Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben – Koordination und
Aufbau eines Netzwerkes für Menschen
mit Behinderung” des Diakonischen
Werks (DW) in Frankfurt/Main wurde
versucht, die Anforderungen an eine
partizipative Evaluation umzusetzen.
Inhaltlicher Orientierungsrahmen für
die Gestaltung der Begleitforschung
waren der Begriff der Teilhabe, Kon -
zepte der Sozialraumorientierung sowie
Theorien zu sozialen Netzwerken (vgl.
STRAUS 2004; HOLLSTEIN 2001).
Ausgangspunkt für die Entscheidung,
die Begleitforschung methodisch partizi-
pativ auszurichten, waren neben inhalt-
lichen und ethisch-moralischen Überle-
gungen insbesondere rechtliche Aspekte:
Zum einen stellt die Operationalisierung
der (bereits im Projekttitel benannten)
Zielkategorien Teilhabe und Selbst be -
stimmung als Bewertungskriterien be -
son dere Anforderungen (s. o.) . Beide Be-
griffe sind nicht nur so zu operatio-
nalisieren und zu überprüfen, dass das
Ergebnis des Gesamtprojektes zu bewer-
ten ist, sondern vielmehr auch, dass be-
reits während der Umsetzung des Pro-
jekts Entwicklungen, Hindernisse und
Ver än derungsbedarfe im Rahmen des
Projekts erkennbar werden. Bei der Ziel -
be stimmung, der Erhebung und letztlich
auch der Auswertung der Evaluations -
ergebnisse ist deswegen die Einbezie-
hung der Projektbeteiligten, d. h. sowohl
der Projektverantwortlichen als auch
der Projektteilnehmer(innen) unabding-
bar. Zum anderen sollen, so die UN-
BRK, Menschen mit Beeinträchtigung
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Abb. 2: Mögliche Vorgehensweise bei partizipativer Evaluation (CASPARI 2006, 381)
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bereits in die Veränderungsprozesse auf
dem Weg zu mehr Teilhabe aktiv einbe-
zogen werden (vgl. Art. 4 Abs. 3 BRK) –
ein Recht, dem durch ein partizipatives
Evaluationsvorgehen versucht wurde,
Rechnung zu tragen. 

Projekt Netzwerk Nordend

Das von Aktion Mensch finanzierte
Projekt „Selbstbestimmung und Teil -
habe am gesellschaftlichen Leben –
Koordination und Aufbau eines Netz -
werkes für Menschen mit Behin -
derung“ vom Diakonischen Werk
Frankfurt wird von Juli 2008 bis Juni
2011 in zwei Frankfurter Stadtteilen
mit unterschiedlichen Voraussetzun -
gen (Nordend und Nordweststadt)
umgesetzt. Mit dem Projekt versucht
das Diakonische Werk, Träger, Profes -
sio nelle und engagierte Mitbürger (in-
nen) mit und ohne Beeinträchti gung
mit ihren jeweiligen Interessen lagen
an einen Tisch zu bringen. Über eine
Vernetzung und gemeinsame Aktionen
sollen Teilhabe und Selbst be stimmung
im jeweiligen Stadtteil gefördert werden.

Die Schwerpunkte des Projekts lie-
gen auf der Vernetzung von Menschen
mit und ohne Beeinträchtigung und
Institutionen/Organisationen, sowohl
aus dem Stadtteil als auch speziell aus
dem Feld der Unterstützung von Men -
schen mit Beeinträchtigung. Darüber
hinaus steht die aktive Einbeziehung,
Aktivierung und Ermächtigung von
Menschen mit Beeinträchtigung im
Fokus. Das Netzwerk als Anlauf- und
Kontaktstelle soll Men schen mit Be-
einträchtigung aus dem Stadtteil bzw.
stadtweit ermutigen, ihre eigenen In-
teressen zu vertreten. Durch den Auf-
bau eines institutionsübergreifenden
Kooperationsnetzwerks zwischen ver-
schiedenen Anbietern der Behinder-
ten(selbst)hilfe und sozialer Netzwerke
von und mit Menschen mit Beein-

trächtigung sowie gemeinsame Aktio-
nen sollen Begegnungsräume und inte-
grative Angebote geschaffen und sozia-
le Beziehungen bzw. Teilhabe er-
möglicht werden (z. B. kulturelle An -
gebote, Freizeitangebote etc.). Über die
Zusammenführung von verschiedenen
Diensten und Anbietern der Behinder -
ten(selbst)hilfe zielt das Projekt darauf,
in der stark differenzierten Angebots-
landschaft Frankfurts eine Schnitt stelle
für interdisziplinäre Zusammen ar beit
zu schaffen. Durch die Bündelung von
Ressourcen und Auf deckung von Be-
darfen und Barrieren sollen die Un-
terstützungs angebote insgesamt verbes-
sert werden. Indem versucht wird,
durch die Netzwerkarbeit bestehende
Angebote im Stadtteil allgemein, d. h.
auch für Menschen mit Beeinträchti-
gung, zugänglich zu machen, entsteht
gleichzeitig auch die Möglichkeit, die
Anbieter sowie die Stadtteilbewoh-
ner(innen) für die Be dürf nisse von
Menschen mit Beein träch tigungen zu
sensibilisieren. Das Projekt greift damit
verschiedene Aspek te der UN-Behinder-
tenrechts konvention auf.

Seit Oktober 2008 finden im ersten
Projektstadtteil Nordend monatliche
Treffen von verschiedenen Vertreter (in -
ne)n der Behinderten(selbst)hilfe mit
Standorten bzw. Angeboten im Stadt -
teil sowie der Kirchengemeinden aus
dem Stadtteil und Stadtteil bewoh ne -
r(inne)n mit und ohne Beeinträch-
ti gung unter dem selbstgewählten Na -
men „Netzwerk Nordend“ statt. In der
Regel nehmen ca. zehn Personen an
den Treffen teil, wobei das Netzwerk
aktuell ca. 25 potenzielle Teilnehme -
r(innen) umfasst. Die Treffen des
Netzwerks Nordend dienen vorrangig
dem Austausch und der Koordination
von Angeboten, Themen und Aktivi -
täten (z. B. Teilnahme an Stadtteil -
festen). Dabei wurden und werden die
Themen der Teilnehmer(innen), insbe-

sondere der Stadteilbewohner(innen),
auf gegriffen und im Rahmen von Dis -
kussionen, Einzelaktivitäten oder Teil -
projekten vertieft bearbeitet.

Evaluationsdesign der 
wissenschaftlichen Begleitforschung
und erste Ergebnisse

Das Projekt wird über die gesamte
Laufzeit von drei Jahren im Rahmen
einer qualitativen Evaluation wissen-
schaftlich begleitet (vgl. KARDORFF
2000; KROMREY 2001). Da Praxis -
veränderungen begleitet und auf ihre
Wirkungen hin eingeschätzt werden
sollen, ist das Forschungsvorhaben
formativ und summativ angelegt, d. h.
die Evaluation erfolgt sowohl während
der Projektlaufzeit als auch abschlie-
ßend nach Ende des Projekts und
umfasst neben einem jährlichen Be richt
Beratungsgespräche mit Empfeh lungen
zur (partizipativen) Weiterent wicklung
des Projekts. Tabelle 1 stellt dar, welche
Punkte bzw. Forschungs fra gen bei der
Evaluation im Vorder grund stehen.

Im Rahmen der wissenschaftlichen
Begleitforschung, die nicht nur den
Projektfortschritt dokumentieren, son-
dern mit deren Hilfe insbesondere
Möglichkeiten für eine Übertragbarkeit
des Projekts in andere Stadtteile analy-
siert werden sollen, geht es zunächst
um eine Überprüfung und Bewertung
der gesteckten Projektziele. Dafür wur-
den und werden die Projektziele jähr-
lich partizipativ definiert, d. h. gemein-
sam mit den Projektverantwortlichen
(also dem Auftraggeber) einerseits so -
wie mit den Teilnehmer(inne)n des
Projekts anderseits. Dabei wurde im
bisherigen Verlauf in Anlehnung an
CASPARI (2006, 381) folgendes Vo r -
gehen gewählt:

1. Klärung des Evaluationsvorhabens
und erstes Gespräch zur Ziel de -
finition mit DW-Mitarbeiterinnen
(Oktober 2008) 

2. Durchführung einer Fragebogen-
Befragung der Netzwerkteil neh -
mer(innen): erste Zieldefinition und
Erhebung der Kooperations be zie -
hungen im Netzwerk (Februar/ März
2009)

3. Präsentation und Diskussion der
Fragebogenergebnisse mit Netz -
werkteilnehmer(inne)n (März 2009)

4. Zweites Gespräch zur Zieldefi ni -
tion und Präzisierung des Projekts
mit DW-Mitarbeiterinnen (Dezem -
ber 2009)
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Tabelle 1: Forschungsfragen und methodisches Vorgehen

Wie verläuft der Aufbau des
Netzwerks?

Wie verändern sich die
Selbstbestimmungs- und
Teilhabemöglichkeiten für Menschen
mit Beeinträchtigung im Stadtteil?

Inwieweit ermöglicht das Projekt die
Partizipation bzw. aktive Mitwirkung der
Teilnehmer(innen)?

• Fragebogen
• Netzwerkanalyse
• Gruppendiskussion

• Dokumentenanalyse
• Gruppendiskussion
• Interviews

• Dokumentenanalyse 
• Gespräche mit Projektleiterin
• Fragebogen 
• Gruppendiskussion

Forschungsfrage Angewandte Methoden
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5. Durchführung einer zweiten Frage -
bogen-Befragung der Netzwerk teil -
nehmer(innen) zur erneuten Zieldefi -
nit ion/-präzisierung und Erhebung
der Kooperationsbeziehungen im
Netz werk (Februar/März 2010)

6. Präsentation der Fragebogen ergeb -
nisse und Gruppendiskussion mit
Netz werkteilnehmer(inne)n zur Über   -
prüfung der Netzwerkziele und der
Netzwerkstruktur (April 2010)

Die erste Erhebungsphase (Oktober
2008 bis März 2009) diente vorrangig
der Analyse der Ausgangsbedingungen
und der Definition von Bewer tungs -
kriterien aus Sicht der unterschiedli-
chen Projektbeteiligten. 

Bei der zweiten Erhebungsphase
wurde überprüft, wie sich das Projekt
selbst entwickelt hat, ob im selbst
benannten Netzwerk tatsächlich Netz -
werkstrukturen entstanden sind und ob
sich die Ziele oder Bewertungskriterien
für das Projekt seitens der Projekt mit -
arbeiterinnen oder Teilnehmer(innen)
verändert haben. Ähnlichen Inhalts
wird auch die dritte Erhebungsphase
sein, bevor im Sommer 2011 eine
abschließende Evaluation mit äquiva-
lentem Vorgehen stattfinden wird.

Da am Netzwerk nur Menschen mit
körperlichen Beeinträchtigungen teil-
nahmen und teilnehmen, darunter eini-
ge Menschen mit Sehbehinderung, d. h.
keine Menschen mit Lernschwierig -
keiten, hatte die Beachtung der Zu -
gäng lichkeit vor allem Auswirkungen
auf die technische Ausgestaltung des
Fragebogens (s. u.). Im Rahmen der
Gruppendiskussion wurde darauf ge -
achtet, dass möglichst konkrete, offene
Fragen den unterschiedlichen Ge -
sprächs  partner(inne)n den Zugang zur
Diskussion erleichtern.

Erste Ergebnisse 
aus der Projektevaluation

Im Rahmen der ersten Erhebungsphase
wurde deutlich, dass sich die Ziele der
Projektbeteiligten, d. h. der DW-Mitar -
beiterinnen sowie der Netzwerkteil -
nehmer(innen) nicht oder kaum unter-
scheiden und denen des Projekts laut
Projektbeschreibung entsprechen (s. o.).
Auch in der zweiten Erhebungsphase
zeigte sich, dass die Ziele nicht divergie-
ren und sich die Zielkategorien kaum
verändert, wohl aber ausdifferenziert
haben. Dieser Umstand deutet darauf
hin, dass das Projekt auch den tatsächli-
chen Bedürfnissen der Menschen mit
Behinderung entspricht, zumindest
derer, die am Netzwerk teilnehmen. Das
wird auch dadurch gestützt, dass sich

alle Beteiligten sehr positiv zur Idee, ein
Netzwerk zu bilden, geäußert haben.

Die Kategorie der Teilhabe wurde
von den Beteiligten vor allem daran
festgemacht, Teil eines Netzwerks bzw.
des Netzwerks Nordend zu sein sowie
über unterstützende Beziehungen und
Kontakte zu verfügen und Begegnungs -
möglichkeiten mit Menschen mit und
ohne Behinderung aus dem Stadtteil zu
haben. Diese sind nicht nur über das
Netzwerk, welches als Anlaufstelle
wahrgenommen wird, sondern auch
über die Teilprojekte gegeben. Konkret
entstanden bisher die Teilprojekte AG
Kultur/Kino, AG Schwarzlichttheater
und AG Sonntagsfrühstück, bei denen
die Teilnehmer(innen) und teilweise die
Projektleitung verschiedene, gemein-
sam gesteckte Netzwerkziele umsetzen.
So hat die AG Kultur/Kino, die etwa
zweimal jährlich Veranstaltungen zum
Thema Behinderung in Form von
Filmvorführungen oder Ausstellungen
mit anschließenden Diskussionsrunden
organisiert, zum Ziel, für die Belange
und die Lebenssituation von Menschen
mit Beeinträchtigung zu sensibilisieren,
während durch die AG Schwarzlicht -
theater und die AG Sonntagsfrühstück
aktiv Begegnungsräume für Menschen
mit und ohne Beeinträchtigung im
Stadtteil geschaffen werden. Die Betei -
ligungsmöglichkeiten am Netzwerk
sowie an den Teilprojekten sind für die
Teilnehmer(innen) gegeben und wer-
den geschätzt.

Wie die zweite Erhebung im Ver -
gleich zur ersten zeigte, ist über das
Netzwerk nicht nur die Zahl der
kooperierenden Teilnehmer(innen) an -
ge stiegen, sondern auch der Durch -
schnitt an Kooperationsbezie hungen
pro Teilnehmer(in). Bemerkenswert ist,
dass sich über das Netzwerk auch
Kooperationsbeziehungen zwischen
Institutionen und Stadtteilbewoh ne -
r(inne)n entwickelt haben. Zudem sind
über das Netzwerk auch einige eigen-
initiativ organisierte Kurse und Ak ti -
vitäten der Netzwerkteilnehme r(in nen)
entstanden, z. B. ein Erste-Hilfe-Kurs
für blinde Menschen oder ein integra-
tiver Trommelworkshop für Frauen. 
Die Ergebnisse zeigen eine (wachsen-
de) Vernetzung der Teilnehmer(innen)
unter einander, d. h. die fortschreitende
Entwicklung einer Netzwerkstruktur.
Die Teilnehmer(innen) selbst benennen
die Kooperationsstruktur als sehr posi-
tiv und schätzen insbesondere den
Austausch zwischen Dienstleistern und
Stadtteilbewohner(inne)n, da darüber
eine bedarfsgerechtere Abstimmung
von Angeboten möglich wird bzw.
Informationen und Bedarfe zielgerich-
tet vermittelt werden können. Das

bedeutet: Weder zwischen den ver-
schiedenen Trägern und Anbietern von
Unterstützungsleistungen noch zwi-
schen Anbietern und Stadtteilbe woh -
ne r(inne)n besteht nach Aussagen der
Teilnehmer(innen) Konkurrenz oder
Schwierigkeiten in Bezug auf die jewei-
ligen Interessenlagen. Stattdessen wird
es als Bereicherung wahrgenommen,
die Trennung zwischen Nutzer(inne)n
und Anbietern zu überwinden. 

Erste Ergebnisse 
zum Evaluationsvorgehen

Zu Beginn der Evaluation zeigte sich,
dass das partizipative Vorgehen, d. h. die
Definition der Bewertungskriterien so -
wie die Bewertung des Projektverlaufs
für die Teilnehmer(innen) und Projekt -
verantwortlichen, noch etwas schwierig
war. Zum einen wurde etlichen Teil -
nehmer(inne)n erst in der zweiten Erhe -
bungs phase, insbesondere im Rahmen
der Gruppendiskussion, der Sinn und
Zweck der Evaluation sowie ihrer Par -
tizipationsmöglichkeiten konkret deut -
lich. Zum anderen war es für alle
Projekt beteiligte zunächst eine merkbar
ungewohnte Situation, im Rahmen einer
wissenschaftlichen Erhebung Partizi pa -
tionsmöglichkeiten eingeräumt zu be -
kommen. Diese Schwierigkeiten schei -
nen inzwischen aber insbesondere durch
die Gruppendiskussion der zweiten Er -
he bungsphase aufgelöst. 

Neben der Erhebung selbst erfolgte
in beiden Erhebungsphasen im Rah -
men von Gruppendiskussionen stets
auch eine Evaluation des Evaluations -
vorgehens mit den Teilnehmer(inne)n
und Projektverantwortlichen, um die
Zugänglichkeit des Fragebogens und
der Gruppendiskussion zu prüfen. So
zeigte sich beim Fragebogen Verbesse -
rungsbedarf in technischer Hinsicht für
die Teilnehmer(innen) mit Sehbehin de -
rung. Nach der ersten Erhebung wurde
klar, dass es im Sinne von Teilhabe und
Selbstbestimmung wichtig ist, den blin-
den Teilnehmer(inne)n den Fragebogen
nicht nur in Papierform, sondern auch
in einer digitalen Version zur Verfügung
zu stellen, so dass sie selbst entscheiden
können, ob sie den Fragebogen mit
Assistenz auf Papier oder allein am PC
ausfüllen. Bei der zweiten Erhebung
wurden weitere technische Verbesse -
rungs notwendigkeiten des Fragebogens
deutlich, die nun vor der nächsten
Erhebung mit den Teilnehmer(inne)n
genau geprüft werden. Die Gruppen -
diskussion wurde als zugänglich rück-
gemeldet, was auch dadurch deutlich
wurde, dass alle Teilnehmer(innen)
eigene Beiträge zur Diskussion leiste-
ten. Grundsätzlich wurde das methodi-
sche Vorgehen der Triangulation von
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Fragebogen und Gruppendiskussion
positiv bewertet, da der Fragebogen
und seine Ergebnisse als guter Einstieg
in die Gruppendiskussion wahrgenom-
men wurden, die Gruppendiskussion
den Teilnehmer(inne)n aber mehr und
differenziertere Partizipations- und
Rückmeldemöglichkeiten gegeben hat,
als dies der Fragebogen konnte.
Einzelne Teilnehmende haben bereits
den Wunsch nach einer erneuten
Evaluationsphase mit diesem Design
geäußert und ihre Beteiligungs mög -
lichkeiten an der Evaluation positiv
hervorgehoben.  

Praxisrelevanz 
partizipativer Evaluation

Auch aus Sicht der Forscherin erscheint
das vorgestellte Vorgehen der Ein be -
ziehung aller Beteiligten als sinnvoll,
insbesondere, da nicht nur die Ziele und
Veränderungen differenziert dargestellt,
sondern auch die Ergebnisse aus dem
Fragebogen überprüft, vertieft und teil-
weise auch relativiert werden konnten.
So zeigen die Ergebnisse sehr explizit
Veränderungsbedarfe und Entwicklun -
gen innerhalb dieses Netzwerks auf.
Insgesamt ermöglichte die Beteiligung
eine höhere Transparenz, eine bessere
Veranschaulichung der subjektiven
Sichtweisen auf das Netzwerk und
damit eine höhere Validität der Daten
als ein ausschließlich quantitatives
Vorgehen. Auf Seiten der Teilnehme -
r(innen) zeigte sich zudem eine höhere
Akzeptanz des Projekts sowie der
Evaluation an sich. Eine Herausfor de -
rung im Rahmen dieses partizipativen
Evaluationsvorhabens stellt der geringe
Datensatz an jeweils acht Fragebögen
trotz relativ hoher Rücklaufquoten 
(42 % bzw. 35 %) aufgrund der geringen
Teilnehmerzahl dar. Damit sind die
Ergebnisse dieser Evaluation zwar nicht
repräsentativ oder objektiv, was
Schwierigkeiten im Hinblick auf deren
Verallgemeinerbarkeit und Übertragbar-
keit mit sich bringt. Allerdings lag in die-
sem Evaluationsvorhaben der Fokus
wesentlich auf der Spezifizität und weni-
ger auf der Generalisierbarkeit der Er -
geb nisse. Außerdem zeigte sich, dass es
sinnvoll ist, der eigentlichen Evaluation
eine Erhebung der Anforderungen und
Bedürfnisse der Forschungsteil nehme -
r(innen) vorzuschalten sowie den Sinn
und Zweck der Evaluation für diese ver-
ständlich zu vermitteln, um die Zu -
gänglichkeit und damit eine umfassende
und mündige Beteiligung von Anfang an
zu ermöglichen.

Fazit

Was bedeutet dies nun für weitere oder
ähnliche Forschungsanliegen? Grund -

sätzlich erfordert die Umsetzung der
UN-BRK ein partizipatives Vorgehen,
so auch in Forschungszu sammen hän -
gen. Anregungen und Orientierungen
können Kolleg(inn)en mit entspre-
chenden Forschungserfahrungen aus
dem englischsprachigen Raum bieten,
trotzdem werden sich bestimmte aktu-
ell noch offene methodische Fragen, 
z. B. nach der sachrichtigen Auswer -
tung von Gruppendiskussionen für die
Analyse von Bewertungskriterien oder
nach dem Umgang mit geringen
Daten mengen, vermutlich erst durch
Erfahrungen in der Anwendung und
durch ein reflexives Vorgehen des/der
Forscher(in) beantworten lassen (vgl.
MERTENS 1999, 8 ff.). Ein wichtiger
Ausgangspunkt für partizipative Eva lu -
ationsvorhaben bleibt, wie CASPARI
(2006, 371) verdeutlicht, eine entspre-
chende Haltung der Forscherin/des
Forschers zu Partizipation und zur Mit -
wirkung aller Beteiligten, d. h. eine „in -
klu sive Grundeinstellung“ sowie eine
kontinuierliche Reflexion und Eva lua -
tion des Evaluationsvorgehens hinsicht-
lich der tatsächlichen Zugäng lichkeit.
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Gegenwärtige Diskussionen um
Teilhabeprozesse und Partizipation als
Ausgangspunkt

Die Bedeutung der Erfahrungen von
Menschen mit Behinderungen und
ihren Angehörigen wahrzunehmen und
auf Augenhöhe mit ihnen zusammen
Praxis zu entwickeln, ist ein altes
Thema der Partizipationsdebatte in der
Sozialen Arbeit bzw. der Integrations -
bewegung. Viele Diskurse in den letzten

Jahren über chancengerechte Teilhabe,
Disability Studies, Empowerment,
Com mu nity Care und Gouver nemen -
talität fordern aus unterschiedlicher
Perspektive, der Stimme der Adressa -
t(in n)en mehr Raum zu geben und
Menschen mit Behinderungserfahrung
aktive Beteiligungsmöglichkeiten anzu-
bieten. In der Behindertenhilfe beflügelt
derzeit die UN-Behindertenrechts kon -
vention, in der eine Beteiligung der
Betroffenen und ihrer Verbände an den

Entwicklungen der Hilfen und Unter -
stützungsformen eingefordert wird, die
Diskussionen. Dabei entwickelt sich
langsam eine Teilhabekultur, die jedoch
längst noch nicht flächendeckend etab-
liert ist und nach wie vor vom Engage -
ment Einzelner abhängt. 

Parallel dazu wird unter Inklusiver
Forschung in Forschungskreisen und in
unseren Forschungsprojekten disku-
tiert, wie wir Partizipation von Men -
schen mit Behinderungser fah run gen in
unseren Alltag einbinden. Bisher be -
schränkte sich ihre Beteiligung in der
Hochschullehre darauf, sie im Sinne
von „Expert(inn)en in eigener Sache“
als Referent(inn)en in ein Seminar ein-
zuladen, um über die Erfahrungen in
den unterschiedlichen Lebenswelten
Arbeiten und Wohnen oder die Er -
fahrungen mit dem Arbeitgeber modell,
Persönliche Zukunfts planun gen u. Ä.
zu berichten. 

Innerhalb von Praxisforschungs pro -
jekten an der EH Ludwigsburg wurde
entlang vielfältiger Fragestel lun gen zum
Thema Inklusion vielerorts die Betei -
ligung der Menschen mit Behin derung
an der Projektent wicklung diskutiert.
Selbstkritisch mussten wir uns schließ-
lich fragen, wo wir Menschen mit Be -
hinderung in Forschungs pro zesse ein -
beziehen. In diesem Zusam menhang
stellte sich für uns die Frage, wie im
Rahmen von Auftragsforschung Prin -
zipien Inklusiver Forschung soweit wie
möglich realisiert werden können.

Zum Verständnis des Forschungs -
kontexts werden wir zunächst kurz das
Projekt „Leben im Ort“, in dem wir
Inklusive Forschungsprozesse erprobt
haben, und im Anschluss die Ver -
schränkung mit der Lehre an der EH
Ludwigsburg vorstellen.

Projekt „Leben im Ort“

Von 2005 bis 2008 übernahmen die
Autor(inn)en die wissenschaftliche
Begleitung des Praxisforschungs pro -
jekts „Leben im Ort“ des Evange li -
schen Fachverbands Behinderten hilfe
im Diakonischen Werk Württem berg.
Dreizehn diakonische Träger mit 
23 Praxisprojekten haben in vier
Projekt bereichen (Assistenzagenturen,
Eigen ständige Wohnformen, Wohn -
training und Arbeiten vor Ort) modell-
haft Wege ins Gemeinwesen erprobt.
Die Mehrzahl der beteiligten Träger
bietet Unterstützungsangebote für
Menschen mit Lernschwierigkeiten
(sog. „geistige Behinderung“). Die
Projekte zielen darauf, Zugänge und
Kontakte im Gemeinwesen, zu den
Einrichtungen und Diensten und zu
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„Entdecken was geht“ – 
Möglichkeiten Inklusiver Forschung 
in Hochschulseminaren

| Teilhabe 1/2011, Jg. 50, S. 17 – 22

| KURZFASSUNG Anknüpfend an unsere zentralen Thesen zu Anforderungen Inklusiver
Forschung (vgl. JERG & GOEKE 2007) werden in diesem Beitrag Möglichkeiten der
Umsetzung Inklusiver Forschung anhand eines Praxisbeispiels diskutiert. Im Rahmen der
wissenschaftlichen Begleitung des Modellprojekts „Leben im Ort“ des Evangelischen
Fachverbands Behindertenhilfe im Diakonischen Werk Württemberg wurden drei inklusi-
ve Projektseminare an der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg (EH Ludwigsburg)
durchgeführt. Exemplarisch werden wir die Vorgehensweise, Diskussionsstränge und
Ergebnisse einer Kleingruppe von drei Studentinnen und zwei „Expertinnen in eigener
Sache“ präsentieren. Die Erfahrungen zeigen, dass Inklusive Forschung in Hoch schul-
seminaren Entwicklungsprozesse zu einem partnerschaftlichen Lernen ermöglicht.
Studierende können an ihren Konstruktionen von Behinderung arbeiten und einen kom-
petenzorientierten Ansatz der Zusammenarbeit entwickeln. Frauen und Männer mit
Behinderung können im gemeinsamen Forschen an ihrer Expert(inn)enrolle wachsen und
neue Aufgaben für das alltägliche Leben erschließen. Die Rahmenbedingungen an
Hochschulen begrenzen jedoch z. T. die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und
Männern mit Lernschwierigkeiten an Forschungsprozessen. 

| ABSTRACT „Find out what’s up“ – Inclusive Research in University Courses.
By taking up our central issues regarding the requirements of Inclusive Research (JERG &
GOEKE 2007) the article shows a practical example for implementing Inclusive Research.
Within the scope of the accompanying scientific research of the project „Living in the
Community“ three inclusive courses took place at the Protestant University of Applied
Sciences Ludwigsburg. As an example we will present the approach, discussion threads
and results of a small learning group of three students and two people with disabilities as
„experts in the matter“. The experiences show that Inclusive Research in university cour-
ses initiates development processes towards a cooperative way of learning based on part-
nership. Students can reflect their constructions of disability and develop a competency-
oriented approach of cooperation. By being experts women and men with disabilities can
be empowered to manage new tasks in their everyday life. Nevertheless, the general con-
ditions in universities limit partly the equal participation of women and men with intellec-
tual disabilities in research processes.

Jo Jerg Stephanie
Goeke
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Betrieben und Unternehmen zu er -
schließen sowie Teilhabe zu verwirkli-
chen und Selbstbestimmungs pro zesse
konkret zu unterstützen (vgl. Evan -
gelischer Fachverband 2003). Die
Modellprojekte „Leben im Ort“ sollten
auch dadurch gekennzeichnet sein,
Menschen mit Behinderung und/oder
ihre Angehörigen an der Angebots -
entwicklung zu beteiligen. Die wissen-
schaftliche Begleitung übernahm ei -
ner seits die Aufgabe der Evaluation,
an dererseits die Aufgabe der Projekt -
begleitung und -beratung vor Ort.

Inklusive Forschung – Verbindung 
von Forschung und Lehre an der 
EH Ludwigsburg

Inklusive Forschung ist eine Arbeits -
methode, die eine aktive Partnerschaft
zwischen Forscher(inne)n und den
beteiligten Akteur(inn)en als Grund -
haltung beinhaltet, so dass sie weniger
Subjekte der Forschung (im Sinne von
Befragten) als mehr aktive Mitgestalte -
r(innen) des Forschungsprozesses sind.
Gemeint ist eine Forschung mit, nicht
eine Forschung ausschließlich über
Men  schen mit Behinderungs erfah -
run gen.

Das Projekt „Leben im Ort“ ist im
Entstehungsstadium nicht im Sinne
einer Inklusiven Forschung angelegt
worden, sondern entsprach einem Top-
down-Prozess. Die Mitglieder, d. h. die
Vorstände und Leitungsebenen der dia-
konischen Einrichtungen Württem -
bergs, haben das Modell projekt
beschlossen und initiiert, und entspre-
chend wurde das Konzept der wissen-
schaftlichen Begleitung mit quantitati-
ven und qualitativen Erhe bun gen
zunächst auch am „grünen Tisch“ ent-
wickelt. Im Laufe des ersten Projekt -
jahres haben wir damit begonnen,
Prozesse einer inklusiven Praxis ent -
wicklung und Forschung einzuleiten.
Hierzu werden Forschungsfragen des
Modellprojekts mit Studierenden bear-
beitet und das Seminar für Frauen und
Männer mit Lernschwierigkeiten aus
dem Projekt geöffnet. 

Konsequenterweise sind an allen
Phasen des Inklusiven For schungspro-
zesses Frauen und Männer mit Behin-
derung aktiv beteiligt. Die Beteiligungs-
formen können ganz unterschiedliche
Gestalt annehmen. Tamar HELLER et
al. (1995) benen nen unterschiedliche
Möglich keiten und Ebenen des Ein-
bezugs in ein Forschungsprojekt: 

1. den Wissenschaftler(inne)n Infor -
ma tionen geben, damit diese
Menschen mit Behinderung besser

verstehen und Forschung betreiben,
die Menschen mit Behinderung
hilft,

2. ein Subjekt der Forschung sein, 
z. B. Fragen beantworten,

3. Forschungsdesign und Forschungs -
material entwickeln, z. B. entschei-
den, welche Fragen gestellt werden
(„help design“),

4. die Forscher(innen) dabei unter-
stützen, die gefundenen Ergebnisse
besser verstehen und interpretieren
zu können,

5. gemeinsam mit den Forsche r(in -
ne)n Forschungsergebnisse veröf-
fentlichen, um anderen Menschen
mit Behinderung damit bisherige
Erfahrungen zu übermitteln,

6. bei der Verbreitung der Infor ma -
tionen des Forschungsprojekts an
andere Menschen mit Behinderung,
Dienstleister, Professionelle, Eltern
und andere Mitglieder der Gemein -
schaft mitwirken,

7. Entscheidungen treffen, wer die
For schungsergebnisse erhält.

Entscheidend für unsere Überlegun-
gen war, dass wir die Erfahrungen der
Projektteilnehmer(innen) als „Exper -
t(in n)en in eigener Sache“ für die
Bewältigung der Aufgabenstellung nut-
zen wollten. Menschen mit Behin-

 de rung sollten nicht nur als reine Da-
ten lieferanten fungieren, sondern so ein -
bezogen werden, dass sie – Studie ren de
wie Menschen mit Behinderung – gleich-
sam von dem gemeinsamen Ar beits- und
Forschungsprozess profitieren. 

Konzeption des Projektseminars
Inklusive Forschung

Drei Mal hatten die Projektteil -
nehmer(innen) des Projekts „Leben im
Ort“ die Gelegenheit, am inklusiven
Projektseminar teilzunehmen. Während
im ersten Durchlauf zwei Frauen mit
Behinderung aus dem Wohntraining der
Einladung folgten, nahmen beim zwei-
ten Seminar vier Frauen und ein Mann
und im dritten Seminar drei Frauen
und vier Männer teil. Die Auf -

gabenstellung wurde jeweils zuvor in
enger Absprache mit den beteiligten
Trägern formuliert, da die Träger auch
den Arbeitsauftrag erteilten. Träger -
vertreter(innen) selbst stellten zu Be -
ginn des jeweiligen Semi nars ihre
Aufträge vor. Die Studierenden und
„Expert(inn)en in eigener Sache“ 
kon n ten dann aus den vorgestellten
Aufträgen auswählen und kamen so in
Kleingruppen zusammen.

Nach einer Kennenlernphase der
Teilnehmer(innen) wurde mit einem
ersten Theorieblock in das Forschungs -
seminar eingeführt. Zunächst wurde
der Forschungsbegriff thematisiert. Ein
zentrales Ziel des Begleitseminars im
Projektstudium war es, Fragen wissen-
schaftlich zu bearbeiten und die jeweili-
gen Forschungsschritte vorzustellen
und kritisch zu begleiten. 

Forschen wird in diesem Sinne, wie
es THÜRMER-ROHR (1990, 12) sehr
anschaulich formuliert, wie folgt ver-
standen: „Forschen heißt fragen, (…) ist
nicht gebunden an den Ort Universität,
sondern gebunden an Personen, die
etwas wissen wollen. Forschen heißt
außerdem wühlen, herumwühlen, auf-
reißen, heißt fordern, ersuchen, verlan-
gen. Forschen in diesem alten Sinne
heißt unerbittliches Wissenwollen, ist
Wühlarbeit, und wer diese aufnehmen
will, braucht ein starkes, ein eigenes
Motiv, einen leidenschaftlichen An lass“.
Dieses Verständnis von Forschung ist
eine hilfreiche Grundlage für Inklusive

Forschung, weil der Forschungsbegriff
explizit nicht an Orte, sondern an
Personen und Tätigkeiten gebunden
wird und somit „Expert(inn)en in eige-
ner Sache“ mit einbinden kann. 

Im Anschluss wurde der Inklusions -
begriff bzw. ein mehrdeutiges Verständ -
nis von Inklusion erarbeitet. Dazu
wurde ein historischer Zugang über
Entwicklungsstadien (Exklusion, Se gre -
 gation, Integration, Inklusion) und über
das systemische Verständnis und Ver -
hältnis von Inklusion/Exklu sion in aus-
differenzierten Gesellschaften gewählt
und mit dem bisherigen Inklusions ver -
ständnis der Teilnehmer(innen) kon -
 frontiert. 
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Eine zentrale Bedeutung erhält die
Sprache in Forschungskommunika -
tions   prozessen. Hierzu wurden die
Grundlagen der Leichten Sprache vor-
gestellt und praktisch erprobt. Der erste
Theorieblock endete mit der aktuellen
Diskussion über Inklusive Forschung
sowie der Klärung und Bedeutung von
Inklusiver Forschung für den Seminar -
kontext. 

Im zweiten Abschnitt des Seminars
wurden die Forschungsaufträge aus der
Praxis vorgestellt und Forschungs -
gruppen gebildet. Dabei kam es darauf
an, dass die Teilnehmer(innen) ein kla-
res Bild von den bevorstehenden
Aufgaben bekamen und die For schungs -
gruppen eine erste Ideen samm lung für
ihre Aufgabe zusammenstellten.

Der wesentlich größte Baustein des
Projektsseminars bestand in der Theo -
rie-Praxis-Vermittlung und Refle xion
der Forschungsschritte. Vom Thema
des Auftrags über Fragestellung, Ziel -
setzung, theoretischer Rahmen, Metho -
denauswahl, Durchführung, Aus wer -
tung bis zur Berichterstellung wurden
die einzelnen Schritte im Seminar vor-
gestellt und mit den einzelnen Projekt -
gruppen kontinuierlich diskutiert und
reflektiert. Die Ergebnisse wurden am
Ende im Seminar vorgestellt. 

Exemplarische Darstellung 
einer Kleingruppenarbeit

Um Ansätze einer Inklusiven Forschung
beispielhaft zu illustrieren, soll nun die
Arbeit einer Kleingruppe des dritten
Projektseminars skizziert und weitere
Rückmeldungen und Erfahrungen zum
Inklusiven Forschen aus allen drei
Projektseminaren gebündelt werden.

Drei Studentinnen ohne Behinderung
und zwei „Expertinnen in eigener Sache“
fanden sich zu einer Arbeitsgruppe
zusammen mit dem Auftrag, einen
Wohntreff zu konzipieren, vorzuberei-
ten und durchzuführen sowie abschlie-
ßend zu dokumentieren und auszuwer-
ten. Die Wohntreffs richteten sich an
Frauen und Männer mit Behinderung,
die Interesse an dem Wohnprojekt der
Behindertenhilfe Leonberg e. V. haben
und dort eventuell nach Fertigstellung
des Gebäudes einziehen wollen. Das
Motto lautet: „aus Interessierten eine
Hausgemeinschaft bilden“. Der Wohn -
treff diente dem Kennlernen, dem
Austausch und der Auseinander set -
zung mit unterschiedlichen Themen.
Die studentische Gruppe schloss dabei
an die Erfahrungen und Vorarbeiten
anderer Projektseminargruppen an,
denn dies war der vierte Wohntreff im
Kontext des Modellprojekts. Eine

Expertin war – zum Zeitpunkt der
Aufgabenstellung – selbst daran interes-
siert, in das Wohnprojekt des Auftrag -
gebers einzuziehen. Die andere Exper -
tin nahm an einem Wohntraining eines
anderen Trägers teil und besuchte zum
dritten Mal das inklusive Projekt -
seminar.

Die fünf Frauen fanden schnell zu
einer Arbeitsgruppe zusammen und
erstellten zunächst eine Aufgabenliste.
Die anstehenden Aufgaben wurden
dann nach Interesse und Begabungen
verteilt. Vorrangig gehörten zu den
Aufgaben Recherchetätigkeiten über
Freizeitmöglichkeiten in Leonberg, ins-
besondere im Stadtteil Eltingen, die
auch die „Expertinnen in eigener Sa -
che“ mit übernahmen.

Anschließend haben sie einen kon-
kreten Plan für die Durchführung der
Veranstaltung entworfen, eine Material -
liste erstellt und die Aufgaben verteilt.
Expertenwissen dazu, wie Frauen/ Män -
ner mit sog. geistiger Behinderung ihre
Freizeit verbringen, konnte hier von den
beiden Frauen gut eingebracht werden.

Die Gruppe der Studierenden und
Expertinnen formulierte gemeinsam die
Zielsetzungen für den Wohntreff wie
folgt:

> „Wir möchten die Interessenslage der
zukünftigen BewohnerInnen erfassen.

> Wir möchten Interesse bei ihnen für
das eine oder andere Angebot aus
dem Leonberger Gemeinwesen
wecken.

> Wir möchten den Teilnehmer(inne)n
einen möglichst umfassenden Über-
blick über die Vielfalt und Vielzahl
der Angebote des Leonberger Gemein-
wesens geben.“ (FÜLLER, SCHMIDT
& STÄRKEL 2007, 12)

Ihren eigenen Ablauf für den vierten
Wohntreff plante die Gruppe nach der
Hospitation beim dritten Wohntreff wie
folgt:

> Eröffnung mit einem Anspiel (Rollen -
spiel)

> Vorstellungsrunde: kombiniert mit der
pantomimischen Darstellung des per-
sönlichen Hobbys durch die einzelnen
Wohntreffteilnehmer(innen)

> Einzelarbeit mit Hilfe von Plakaten
und Symbolkarten

> Präsentation des Leonberger Gemein -
wesens mittels einer Präsentations-
 soft ware

> Verteilung des eigens erstellten Nach -
schlagewerkes „Entdecken was geht in
Eltingen“

> Vorstellung der Volkshochschule
Leon berg durch den VHS-Leiter

> Gruppenarbeit zur Frage „Wo kann ich
mithelfen – ich im Gemeinwesen?“

Bei der Durchführung des Wohntreffs
übernahm die Expertin das Dekorieren
des Raums und das Anspiel sowie
Assistenz bei den Arbeitsschritten. Das
Angebot und die inklusive Gestaltung
wurden von den Wohntreff teil neh me -
r(inne)n positiv bewertet. 

Die Ergebnisse der Reflexion der
Arbeitsprodukte (Nachschlagewerk in
Leichter Sprache, Präsentation der
Angebote des Gemeinwesens) und die
Arbeitsweise der Kleingruppe durch
diese Seminargruppe selbst fließt in die
Weiterentwicklung unserer Thesen zur
Inklusiven Forschung ein.

Weiterentwicklung unserer Thesen
zur Inklusiven Forschung

Die folgende Thesen haben wir im
Kontext unserer Arbeit im Forschungs -
projekt „Leben im Ort“ für die Dis -
kussion auf der deutschsprachigen
Integrations-/InklusionsforscherInnen -
tagung formuliert (JERG & GOEKE
2007, 220 f.) und möchten sie hier
bewerten und weiterentwickeln. Aus -
gehend von den Seminarreflexionen
der Teilnehmer(innen) und den Semi -
nar berichten der Studierenden wurden
die Thesen überprüft.

These 1: 
Inklusive Forschung ermöglicht
andere Forschungsperspektiven –
oder: Inklusive Forschung stiftet Sinn

Ein Ausgangspunkt unserer Forschungs -
verständnis lag darin, dass wir mit
Inklusiver Forschung der Forderung der
Betroffenen „Nichts über uns ohne uns“
(Motto des Europäischen Jahres der
Menschen mit Behinderungen 2003)
eher gerecht werden können. Dabei
zeigt sich in der Forschungspraxis, dass
dieses Motto erlernt und im Prozess
ständig reflektiert werden muss. Aus den
Berichten der Studierenden wird dies
deutlich: „Wie sehr wir Studierenden
anfangs noch in dem Denken ‚wir
machen für …’ drinsteckten, trat offen
zu Tage, als das vereinbarte Treffen mit
den beiden Expertinnen am 3. Wohntreff
nicht zustande kam. Wir hatten bis
dahin die Recherchierarbeit abgeschlos-
sen, die Ideen aus der gemeinsamen
Gruppenarbeit am ersten Studien -
wochenende protokolliert und wollten
davon beiden nach dem 3. Wohntreff
berichten. Danach wäre es angebracht
gewesen, die Ergebnisse den beiden
Expertinnen per Post zukommen zu las-
sen, was wir leider versäumt haben.
Umso mehr haben wir aus dieser
Situation gelernt und werden auch
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zukünftig sensibilisiert sein, was das
aktive Miteinbeziehen von Team mit -
gliedern oder KlientInnen anbelangt.“
(FÜLLER, STÄRKEL & SCHMIDT
2007, 57 f.)

In die Absprachen zwischen den
Seminarzeiten müssen auch die 
Ex  pert(inn)en in eigener Sache mitein-
bezogen werden, damit kein Infor -
mationsvorsprung und Anschluss -
 problem entsteht. „Die Arbeit in der
Gruppe mit Studierenden und Ex per -
tinnen hat sehr gut funktioniert.
Zwischen den beiden Blockwochen -
enden hätten wir etwas mehr Kontakt
halten sollen, auch wenn sich da in der
Gruppe selbst nicht so viel getan hat.
Das wurde uns zu Beginn des zweiten
Blockwochenendes von einer Expertin
deutlich aufgezeigt, die das Gefühl
hatte, den Anschluss verloren zu
haben. Doch dies ließ sich rasch wieder
beheben und brachte die Gruppe eher
besser zusammen.“ (ebd., 55)

Kompetenzen der Expert(inn)en
wer den als Gewinn und Bereicherung
im Forschungsprozess erfahren und
eröffnen damit neue Perspektiven, die
außerhalb der üblichen Forschungs -
gemeinschaft entstehen. Hierzu die
Aussage der Studentinnen: „Vor diesem
Hintergrund konnte ich die wichtige
Erfahrung für mich machen, dass mir
der Umgang mit ihnen Freude bereitete
und es keine Berührungsängste gab. Ich
war fasziniert welche Begabungen, wel-
che Charaktere, welche Einmaligkeit
hinter jeder einzelnen Persönlichkeit
steckten. Wohltuend fand ich außer-
dem ihre Offenheit, ihre Unver stellt -
heit, die sich auch als besonders kon-
struktiv für die Projektarbeit erwiesen.“
(ebd., 57)

Zuletzt hatten wir auch die Hoffnung,
dass die Beteiligung von Ex pert(in n)en
an dem Forschungsprozess nachhaltige
Veränderungen in der Praxis herbeifüh-
ren können. 

1. Die Perspektive auf die „Exper -
t(inn)en in eigener Sache“ hat sich
in der Praxis verändert. Die einzel-
nen inklusiven Forschungsgruppen
haben in den jeweiligen Modell -
einrichtungen eine konkrete Vor -
bildfunktion erhalten und die
Beteiligungskultur gestärkt. Die

Rückmeldungen der Mitarbei te r(in -
nen) in den Einrichtungen über die
Begleiterscheinungen, die sich durch
die Teilnahme der Expert(in n)en an
der Forschung ergeben haben,
waren durchweg positiv. Kompeten -
zen der Expert(inn)en, die bisher
nicht in der Praxis Relevanz hatten,
wurden entdeckt.

2. Wir selbst als Forscher(innen)
haben durch die Herangehensweise
an Glaubwürdigkeit gewonnen und
konnten im Projekt die Beteili -
gungs kultur stärken. Als Zeichen
dafür kann die Abschlussver an -
staltung des Gesamtprojekts „Leben
im Ort“ im Juli 2008 herangezogen
werden, in der die Menschen mit
Behinderungserfahrungen und ihre
Perspektiven ins Zentrum rückten,
Leichte Sprache fast durchgängig
genutzt wurde und vielfältige Teil -
habemöglichkeiten entstanden.

3. Die Konsequenzen für die Sicht -
weisen von Studierenden kann
exem  plarisch in den Nach wir kungen
gesehen werden. Einige Studie rende
haben auch ihre Diplom arbeit im
Themenbereich Lebenswelten von
Menschen mit Behinderungs erfah -
rung geschrieben und den zentralen
Fokus auf die Perspektiven von
Frauen und Männer mit Behinde -
rungs erfahrung gelegt.

These 2: 
Forschungsprojekte können alle
Akteure am Forschungsprozess 
beteiligen

Die Erfahrungen aus den inklusiven
Pro jektseminaren bestätigen, dass
Frauen und Männer mit Behinderungs -
erfahrung ein großes Interesse haben,
ihre Lebenserfahrungen und ihr Wis -
sen zu vermitteln, was bisher in For -
schungs kontexten zu wenig Berück -
sichtigung findet. Die Expert(inn)en
haben die vorhandene Plattform
genutzt, um ihr Wissen direkt und
unmittelbar zu präsentieren. Aus unse-
ren Erfahrungen sind die Zuhöre -
r(innen) – Forscher(innen) mit einge-
schlossen – durch diese direkte Begeg-
 nung und authentischen Erfah rungs -
berichte über den Alltag sehr nachhal-
tig beeindruckt. 

In überschaubaren und konkreten
Arbeitszusammenhängen erleben die
Studierenden die Expert(inn)en mit
ihren Interessen, Wünschen und Fähig -
keiten und lernen ihren Lebenskontext
kennen: „Von unserer Seite aus können
wir nur sagen, dass die Zusam men -
arbeit mit den Expertinnen sehr berei-
chernd war. Die Expertinnen konnten
ihre Position gut und selbstbewusst ver-
treten.“ (ebd., 33)

Die Sprachfähigkeit der Studieren -
den und Expert(inn)en ist einerseits
Voraussetzung für den gemeinsamen
Forschungsprozess, andererseits wird
die Sprachfähigkeit auf beiden Seiten
erhöht, wenn sich die Beteiligten auf
den Verständigungsprozess einlassen.
Die Bereitschaft der Studierenden,
Leichte Sprache konsequent zu ver-
wenden und gleichsam kritikfähig zu
sein und zu bleiben, wenn die Ex -
pert(inn)en zurückspiegeln, dass gegen-
wärtig nicht den Kriterien der Leichten
Sprache entsprochen werde, brachten
nicht alle Studierenden gleichermaßen
mit. Ein Grund dafür könnte sein, dass
im Hochschulkontext üblicherweise
ein anderer Sprachhabitus vorherrscht
und Leichte Sprache vorschnell als
unwissenschaftlich angesehen wird.

These 3: 
Forschen kann nicht jede(r)!? 
Zu individuellen und strukturellen
Voraussetzungen Inklusiven
Forschens

Voraussetzungen für eine Teilhabe
behinderter Frauen und Männer an
Forschungsprozessen sehen wir vor
allem auf der Kommunikationsebene.
Einer seits bedarf es der Bewusst -
werdung, dass Expert(inn)en in eigener
Sache nicht die gleichen Zugänge 
zu allgemeinen Kommunikationsmitteln
haben wie die Studierenden, wie z. B.
fehlender Internetanschluss, kein eige-
nes Telefon etc. Andererseits bestehen
selbstverständlich ebenso Kontakt- und
Kommunikationsbedürfnisse auf Seiten
der Expert(inn)en, so dass es sinnvoll ist,
andere Orte der Begegnung zu finden,
um Kommunikationsbarrieren abzubau-
en (z. B. Café). Bei einigen Studierenden
wurden Überforderungen offensichtlich,
da es ihnen schwer fiel, sich auf die
Lebenssituation behinderter Frauen und
Männer einzulassen. In diesen Arbeits -
gruppen konnte keine angemessene
Kommunikationsform gefunden wer-
den, so dass das Trennende zwischen
den verschiedenen Lebenswelten domi-
nant blieb.

Die Ausgangslagen bei den Studie -
renden waren recht heterogen, so gab
es Studierende mit und ohne Erfahrung
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in der Arbeit mit behinderten Men -
schen. Beides kann jedoch im inklusi-
ven Forschungsprozess Chance und
Hemmnis sein. Erfahrungen mit Men -
schen mit Behinderung können Begeg -
nungen durch vertraute Situationen
erleichtern bzw. durch begrenzte Bilder
über Entwicklungsmöglichkeiten in der
Praxis erschweren. Ähnlich ist die
Situation bei Studierenden, die bisher
keine Begegnungserfahrungen haben.
Es ist hier ebenso entscheidend, ob die
Kopfbilder von Behinderung durch
eine offene Haltung gegenüber dem
Fremden neu bestimmt werden können
oder ob an der vorhandenen Trennung
von Behinderung und Nichtbehin de -
rung festgehalten werden muss. Aus
den genannten Aspekten wird deutlich,
wie wichtig eine Begleitung und
Beratung der Arbeitsgruppen durch die
Dozierenden ist.

Student(inn)en mit Behinderung
bringen ihre Betroffenheit und Erfah -
rungen mit ihrer Behinderung ebenfalls
auf ganz unterschiedliche Weise in die
Seminare ein. Die Betroffenheit kann
Chance und Hemmnis sein in Bezug
darauf, auf Augenhöhe mit den anderen
„Expert(inn)en in eigener Sache“ zu
kommunizieren.

These 4: 
Forschen mit „Expert(inn)en in eige-
ner Sache“ ist für die Veränderung
der Lebensbedingungen von
Menschen mit Behinderungs er fah -
rungen von nachhaltigerer Wirkung
als herkömmliche Forschung 

Forschung hat einen nachhaltigeren
Ein fluss auf die Veränderung der Le -
bens situation von Frauen und Männern
mit Behinderung, wenn diese selbst
aktiv beteiligt sind. Wir konnten in den
Forschungsaktivitäten und Seminaren
erfahren, dass die vom Norah Fry
Research Centre (Forschungsinstitut der
Universität Bristol) vorgeschlagene Rol -
lenvielfalt bzw. die mit unterschiedli-
chen Levels ausgestalteten Teilrollen
(vgl. ROYLE et al. 2001, 21) von
Forscher(inne)n hilfreich sind, um die
Aufgaben für die Beteiligten zu definie-
ren und ein dominantes Dabei-Sein der
nichtbehinderten Forscher(innen) zu
verhindern. Besonders die beratende
Rolle, als Expert(inn)en für Leichte

Sprache und für ihre Lebenswelt,
ermöglicht ihnen, neue Rollen zu über-
nehmen, die wertgeschätzt werden. Die
Einbindung von „Expert(inn)en in eige-
ner Sache“ z. B. erleichtert den Zugang
zu den Themen und die Kontrolle über
Herangehensweisen. „Uns Studentin -
nen war klar, dass die Unterstützung
durch die Expertinnen unverzichtbar
und ihre Betroffenensicht von großer
Bedeutung für die Ausarbeitung der ein-
zelnen Ideen war. Wir waren auf ihre
Mitarbeit angewiesen, um die Thematik
im Kern zu treffen und um zu wissen,
wie das Interesse der Teilnehmer(innen)
gewonnen werden kann und ob das, was
wir vermitteln wollen, auch ankommt,
verstanden wird.“ (FÜLLER, SCHMIDT
& STÄRKEL 2007, 22) Ein anderes
Beispiel: Anfängliche Barrieren konnten
überwunden werden und die Berück -
sich tigung der jeweiligen Stärken positiv
die Entwicklung fördern. „Zu Beginn
des Seminars war es ungewöhnlich mit
behinderten Menschen zusammen an
einem Seminar teilzunehmen. Während
der Arbeit in der Projektgruppe war aber
ganz schnell klar, wie gut wir zusam-
menarbeiten konnten und uns gegen-
seitig ergänzten. Wir als Studentinnen
hatten den Vorteil, besser schreiben 
und lesen zu können, die Expertinnen

konnten uns aber inhaltlich durch ihre
Er fahrungen und Anregungen soviel
weiterhelfen und ganz neue Ideen und
Vorschläge einbringen, so dass das
gesamte Projekt ohne ihre Mitarbeit
ganz anders gestaltet worden wäre.“
(ebd., 53) Zu ergänzen wäre die Rolle
als Referent(in) bzw. Co-Referent(in) in
Se m inaren oder als Vortragende auf Ta -
gun gen und in Fortbildungs ver an stal -
tungen.

Was haben die Seminare konkret
für die Personen mit Behinderungen
an Veränderungen gebracht? Neben
dem Interesse, Bildungsangebote zu
besuchen, trug z. B. im Fall von Frau
A. die Teilnahme an den Inklusiven
Projekt seminaren dazu bei, die eige-
ne Lebens situation selbstbestimmter
zu gestalten. Die Auseinandersetzung 
im Forschungs  prozess mit Wohnwün -
schen und Wohn formen hat auch
ihren Wunsch, ihre Wohnform zu
ändern, unterstützt und eine prakti-
sche Umsetzung erfahren. 

Für „Expert(inn)en in eigener Sache“
war die Beteiligung an den Seminaren
auch ein Übungsfeld für eine neue Rol -
le, die sie in ihre Lebensbezüge über-
tragen haben, indem sie dort auch in
öffent lichen Kontexten ihre Exper -
tensicht präsentieren.

Möglichkeiten und Begrenzungen des
Inklusiven Forschens im Kontext von
Hochschulseminaren

Wir machten die Erfahrung, dass ein
offen gestalteter Forschungsprozess mit
selbstbestimmten Lernprozessen für die
„Expert(inn)en in eigener Sache“ sehr
interessant ist. Es ist eine andere
Erfahrung als im Alltag, im Sinne: „Ich
bin ein(e) Andere(r)“. Die eigenen
Erfahrungen haben Bedeutung für
andere Beteiligte. Dass Andere – sog.
nichtbehinderte Studierende – zuhören
und sich für meine Lebenssituation,
meine Meinung interessieren, ist keine
alltägliche Erfahrung. Dies schafft
Anerkennungsverhältnisse, die deshalb
von Bedeutung sind, weil der Wunsch,
sich in normalen Lebenswelten zu
bewegen, deutlich formuliert wird und
die Zugehörigkeit zu Sonderwelten wie
z. B. WfbM mit dem Gefühl des Aus -
gegrenzt-Werden behaftet sein kann
und deshalb nur bedingt die Chance
enthält, diese Anerkennungsverhält nis se
herzustellen. Gemeinsame Fahrten zu
den Erhebungs- und Veranstaltungs -
orten schaffen informelle Kontaktsitu -
atio nen, die beim Reisen auch eine
Spur der „Leichtigkeit des Seins“ bein-
halten und Abwechslung in die
Alltagsroutine bringen können. Die
Anspannung vor einem Interview oder
Beitrag und die gelungene Bewältigung
hinterlassen ein erhabenes Gefühl,
etwas gemeinsam geschafft zu haben.
Menschen mit Behinderungser fah -
run gen als „Expert(inn)en in eigener
Sache“ zu begreifen, ist ein Lernprozess
für alle Beteiligten.

So meldeten uns insbesondere im
dritten Seminar Studierende zurück,
dass sie mehr Vortreffen mit den ande-
ren Studierenden gewünscht hätten,
um sich einerseits mehr mit Theorie
beschäftigen und andererseits auf die
Zusammenarbeit mit den „Expert(in -
n)en in eigener Sache“ vorbereiten zu
können. Dies – und die damit verbun-
dene Herstellung von zwei Gruppen –
wollten wir vermeiden. Für uns war es
schon bedauerlich, dass die Vortreffen
an der Hochschule – aufgrund der
räumlichen Distanz – jedes Mal ohne
die Expert(inn)en stattfanden.

Zugleich möchten wir somit die
Grenzen eines Hochschulseminars the-
matisieren. Eine nicht unbedeutende
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Differenzlinie ergibt sich durch den
unterschiedlichen Status der Studie -
renden und der „Expert(inn)en in eige-
ner Sache“ als Gaststudent(inn)en im
Seminar. Allein, dass die Student(in n)en
einen Bericht erstellen müssen, der
benotet wird, führt zu einem Erfolgs -
druck, der am Ende des Seminars
immer größer wird. Mit dieser Form der
Berichterstellung wird zudem Differenz
zwischen den Student(inn)en und den
Expert(inn)en hergestellt, die jedoch im
Verständnis von Inklusion gerade über-
wunden werden soll. Eine Beteiligung
der Expert(inn)en am Abschlussbericht
verleiht ihnen einen anderen Status.
Ein gemeinsamer Abschlussbericht lässt
ihnen eine andere Bedeutung zukom-
men und würde in Bezug auf die
Bescheinigung eine andere Qualität her-
stellen.

Des Weiteren gab es begrenzende
Rahmenbedingungen zeitlicher Art, so
dass es wünschenswert wäre, wenn 
in klu sive Projektseminare als Fortbil -
dungs   veranstaltungen der WfbM aner-
kannt werden. Die Rahmenbedin gun -
gen erforderten von den Expert(inn)en
eine hohe Belastung, die die Studie -
renden auch reflektierten: „Gegen Ende
des Wochenendes merkte man auch,
dass es für die Teilnehmer(innen) mit
Behinderung doch sehr anstrengend
war, nach einer vollen Arbeitswoche,
einen großen Teil ihres Wochenendes in
einem Seminar zu verbringen.“ (ebd., 33)

Seminare an der Hochschule brin-
gen die Gefahr mit sich, die Unter -
scheidung zwischen drinnen/draußen
zu verstärken. Die Student(inn)en sind
an der Hochschule „beheimatet“, der
Habitus und Stil des Forschens ist
ihnen vertraut. Menschen mit Behin -
derungserfahrung kommen von drau-
ßen und befinden sich an einem frem-
den Ort. Einerseits hat es einen Reiz, an
der Hochschule zu sein und etwas
Neues zu entdecken. Andererseits
bedarf es aber des Öfteren Begeg nun -
gen in privaten Sphären, um das 
Heim spiel der Studierenden an der
Hoch schule zu überwinden und Un -
sicher heiten der Expert(inn)en abzu-
bauen. Wir haben bei einigen For -
schungsgruppen beobachten können,
dass z. B. ein Treffen am Wohnort der
Expert(inn)en – in einem Café oder zu
Hause – das „Eis bricht“ und Distanzen
abbaut. Daher vermuten wir, dass die
Begegnungsorte entscheidend den Stil
des Forschens mitprägen. Umso wich-
tiger wäre es, insgesamt mehr For -
schungs zeit einzuplanen, um somit
zusätzliche Begegnungen herzustellen
und dafür finanzielle Mittel einzuset-
zen; dabei könnten evtl. Seminare über
zwei Semester von Vorteil sein.

Wir möchten nicht vorenthalten,
dass es in allen Seminaren einige kriti-
sche Stimmen zum inklusiven Vor -
gehen gab. So lautete die Frage einer
studentischen Kleingruppe, wie die
Menschen mit Behinderung für die
Teilnahme an dem Projektseminar aus-
gewählt wurden. Diese Gruppe hatte
die Erwartung, dass die Dozierenden
nur die besonders „sprachfähigen“
Bewerber(innen) einladen. Hierzu ist
anzumerken, dass kein Auswahl ver -
fahren stattgefunden hat, sondern eine
offene Einladung an alle Projekt lei -
tungen erging mit der Bitte um Wei ter -
leitung an potenzielle Projek teil neh -
mer(innen). Anmelden konnte sich
jede Person, die an einem Projekt des
Gesamtprojekts „Leben im Ort“ teil-
nimmt und generelles Interesse an
Forschung hat.

Für Studierende, die bisher noch
keinen Kontakt zu Menschen mit
Behinderungen hatten, war es ein
Wagnis, weil sie doch unsicher waren,
ob sie sich dieser Situation stellen soll-
ten. Ängste und Unsicherheiten wur-
den deutlich und dominierten in eini-
gen Kleingruppen zu Beginn des
Prozesses das Arbeitsgeschehen. Die
inklusive Gestaltung des Begleit semi -
nars mit ihren Forschungsaufgaben hat
auch uns Lehrende sensibilisiert für die
Unsicherheiten von Studierenden. Dies
war bisher nicht so offensichtlich, viel-
leicht deshalb, weil man annimmt, dass
Studierende der Sozialen Arbeit hier
offen sind. Fragen der Kommunikation
– wer wie mit wem Absprachen trifft –
trafen auf Kommunikationswege der
Expert(inn)en und erzeugten damit
eigene Barrieren. So kommunizierte ein
junger Mann mittels gestützter Kom -
mu nikation. Die Anwesenden mussten
Geduld aufbringen, da seine Wort -
beiträge lange brauchten, um gehört zu
werden. Die Studierenden selbst muss-
ten beobachten, wie die einzelnen 
„Ex pert(inn)en in eigener Sache“ kom-
munizieren, welche Zugänge zur Kom -
mu nikation sie haben und sich dann
entsprechend darauf einstellen. Somit
werden Wahrnehmung und Zuhören zu
entscheidenden Kategorien im Verstän -
di gungsprozess des gemeinsamen For -
schens. Zugespitzt kann man formulie-
ren, dass sich dies aber nicht nur auf
das gemeinsame Forschen mit behinde-
rungserfahrenen Frauen und Männern
bezieht, sondern insgesamt ein wichti-
ger Baustein im Forschungsprozess ist. 

Von einzelnen Studierenden – da -
runter auch ein Student mit Körper -
behinderung – wurden wir des Öfteren
um Rückmeldung gebeten, ob die ent-
sprechenden Texte von ihnen gut in
Leichte Sprache übersetzt wurden. Wir

mussten somit mehrmals darauf hin-
weisen, dass bezüglich des Experten -
wissens für Leichte Sprache ausrei-
chend „Expert(inn)en in eigener
Sa che“ anwesend sind. Dieses Beispiel
zeigte uns jedoch, dass die Studie ren -
den primär uns als Expert(inn)en adres-
sierten und wir dann die Brücke zu den
„Expert(inn)en in eigener Sache“ her-
stellen mussten. Selbst als wir im
Rahmen eines Seminares Vertrete r(in -
nen) des Netzwerks Mensch zuerst e. V.
für einen Vortrag und eine Arbeits -
gruppenphase zum Thema Leichte
Sprache eingeladen hatten, richteten
einige Studierende ihre Fragen zu -
nächst an uns Dozierende, statt gleich
auf ihre Arbeitsgruppen mit glie der mit
Lernschwierigkeiten zuzugehen. Die
„Macht der Gewohnheit“ muss hier erst
aufgebrochen werden.

Fazit

Als Fazit lässt sich festhalten, dass trotz
der genannten Schwierigkeiten der
räumlichen Distanz, der fehlenden
Freistellung von der Arbeit usw. das
Konzept bei den Studierenden auf posi-
tive Resonanz und Rückmeldungen
stieß. Zugleich wird deutlich, dass es
auf den drei Ebenen – Expert(inn)en,
Studierende und Dozierende – Kom mu -
 nikationsformen auf Augen höhe bedarf
und Fragen von Macht sowie Gleich -
heit/Ungleichheit stets neu austariert
werden müssen. Auch als Dozierende
müssen wir unsere eigenen Ansprüche
an Forschung und an die Bearbeitung
der Aufträge kritisch reflektieren.
Hilfreich ist dabei, dass die Forschungs -
aufträge so konkret wie möglich formu-
liert, zeitlich begrenzt und produktori-
entiert sind, so dass Überforderungen
und Frustrationen auf allen Seiten so
gut wie möglich vermieden bzw. aufge-
fangen werden können.
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| KURZFASSUNG Der Teilhabe am kulturellen Leben der Gesellschaft wird sowohl in
der UN-Behindertenrechtskonvention als auch der Sozialgesetzgebung ein großer
Stellenwert beigemessen. Viele Barrieren, wie das Fehlen von Informationen in Leichter
Sprache, erschweren Menschen mit geistiger Behinderung den gleichberechtigten
Zugang zu Kultur und kulturellen Zeugnissen. Am Beispiel der Projekte „Menschen mit
geistiger Behinderung lernen forschen“ und „Gemeinsam forschen für barrierefreie
Kultur“ wird aufgezeigt, wie mit Unterstützung der Inklusiven Forschung Barrieren auf-
gedeckt werden und die Teilhabe am kulturellen Leben der Gesellschaft für Menschen
mit geistiger Behinderung verbessert werden kann. 

| ABSTRACT Participation in Cultural Life. The Pioneering Role of Inclusive
Research. Participation in cultural life is an important domain in the UN Convention on
the Rights of Persons with Disabilities as well as in social legislation. Many barriers, like
the absence of easy-to-read information, make it hard for people with disabilities to
get access to cultural activities, materials and sites. The article describes concepts and
main results of the two projects „People with Intellectual Disabilities Learn to Do
Research“ and „Together for Participation in Culture Life without Barriers“. Both pro-
jects show that Inclusive Research can help to remove barriers to accessibility and to
support the participation of people with intellectual disabilities in cultural life.

Teilhabe am kulturellen Leben der
Gesellschaft
Inklusive Forschung als Wegbereiter

Der  Begriff Kultur vereint alles, was
der Mensch selbst gestaltend her-

vorgebracht hat. Kultur umfasst sowohl
die Sprachen, die Technik, die Archi -
tektur als auch die Auseinandersetzung
mit dem eigenen Dasein in Schrift und

Bild. Sie gibt Aufschluss über die Fähig -
keiten und Fertigkeiten der Menschen
und deren Entwicklung. Kultur bietet
Wissen, Entspannung, hilft beim
Erinnern, setzt Gefühle frei und ist ein
wichtiger teilhaberelevanter Lebens -

bereich (vgl. Lebenshilfe für Menschen
mit geistiger Behinderung Leipzig e. V.
2010, 3 f.).

Die besondere Bedeutung von kul-
tureller Teilhabe spiegelt sich in der 
So zialgesetzgebung wider. Neben Er -
näh rung und Kleidung umfasst die
„Regel   leistung zur Sicherung des Le -
bensunterhalts (…) in vertretbarem
Umfang auch Beziehungen zur Umwelt
und eine Teilnahme am kulturellen
Leben“ (§ 20 Abs. 1 SGB II). 

Teilhabe am kulturellen Leben ist
gleichbedeutend für Menschen mit
Behinderung wie für alle anderen
Menschen auch. Mit der Ratifizierung
der Behindertenrechtskonvention ver-
pflichten sich die unterzeichnenden
Staaten daher, „alle geeigneten Maß -
nah men (zu treffen), um sicherzustel-
len, dass Menschen mit Behinderungen
Zugang zu kulturellem Material“, „zu
Fernsehprogrammen, Filmen, Theater -
vorstellungen und anderen kulturellen
Aktivitäten“, „zu Orten kultureller Dar -
bietungen und Dienstleistungen, wie
Theatern, Museen, Kinos, Bibliotheken
und Tourismusdiensten, sowie, so weit
wie möglich, zu Denkmälern und
Stätten von nationaler kultureller Be -
deutung haben“ (Art. 30 Abs. 1 BRK). 

Vorrausetzung für die Teilhabe am
kulturellen Leben der Gesellschaft ist
für Menschen mit Behinderung die
uneingeschränkte Zugänglichkeit von
Kultureinrichtungen. Dazu bedarf es
der „Feststellung und Beseitigung von
Zugangshindernissen und -barrieren“
(Art. 9 Abs. 1 BRK). Die Zugänglich -
keit – in der deutschen Gesetzgebung
wird hierfür der Begriff Barrierefreiheit
verwendet (§ 4 BGG) – muss „bauliche
und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel,
technische Gebrauchsgegenstände, Sys -
 teme der Informationsverarbeitung,
akustische und visuelle Informations -

Karen Kohlmann
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quellen und Kommunikations ein rich -
tungen sowie andere gestaltete Lebens -
bereiche“ umfassen (ebd.). Eine umfas-
sende Zugänglichkeit ist Grundvor-
aussetzung für eine „unabhängige
Lebensführung“ sowie für die „volle
Einbeziehung in die Gemeinschaft und
Teilhabe an der Gemeinschaft“ (Art. 19
Abs. 1 BRK). Allein der barrierefreie
Zugang zu kulturellen Erzeugnissen im
Sinne des Bundesgleich stellungs gesetzes
(vgl. § 4 BGG; Art. 9 BRK), sichert
jedoch noch keine Teilhabe. 

In der Sozialgesetzgebung ist daher ein
weitgefasster Begriff von gemeinschaft-
licher und kultureller Teilhabe veran-
kert. Kulturelle Teilhabe bezieht sich
danach auch auf die „Begegnung mit
nichtbehinderten Menschen“ (§ 58 Abs. 1
SGB IX). Ein solches Zusam men  treffen
ist jedoch an einige Gelingens bedin-
gungen geknüpft, insbesondere an die
Notwendigkeit, eine „positive Wahr-
nehmung von Menschen mit Behin-
derungen und ein größeres gesellschaft-
liches Bewusstsein ihnen gegenüber zu
fördern“ (Art. 8 Abs. 2 BRK) und
„Klischees, Vorurteile und schäd-liche
Praktiken gegenüber Menschen mit
Behinderungen (…) zu bekämpfen“
(Art. 8 Abs. 1 BRK).

Darstellung Inklusiver Forschung 
am Beispiel des Projektes „Menschen
mit geistiger Behinderung lernen 
forschen“ 

Anhand des Projektes Menschen mit
geistiger Behinderung lernen forschen
wird deutlich, wie Inklusive Forschung
einen Beitrag zur Verbesserung der
Teilhabe von Menschen mit geistiger
Behinderung am kulturellen Leben leis-
ten kann. Bereits 2007 startete die
Lebenshilfe Leipzig in enger Zusam -
menarbeit mit der Universität Leipzig
sowie dem Behindertenverband Lei p-
zig e. V. das inklusive Forschungs -
projekt, dessen handlungsleitende
Frage  stellung war: Sind kulturelle
Einrichtungen der Stadt Leipzig bar-
rierefrei? Diese Fragestellung ergab
sich aus der Beobachtung der Projekt -
leiterin, wonach Kulturerleben von
Menschen mit geistiger Behinderung in
Leipzig auf Tagesausflüge in den Zoo
und den Besuch von Schülerkonzerten
beschränkt zu sein schien.

Mit Hilfe Inklusiver Forschung sollte
erhoben werden, ob kulturelle Ein -
richtungen der Stadt Leipzig für
Menschen mit geistiger Behinderung
von Interesse sind und inwieweit
Zugangsbarrieren kultureller Einrich -
tungen für die anscheinend einge-
schränkte kulturelle Teilhabe verant-
wortlich sind.

Prinzipien Inklusiver Forschung
(Inclusive Research) 

„Inclusive Research“ kann mit „ge mein -
sam forschen“ übersetzt werden.
„Menschen mit Behinderung forschen
gleichberechtigt mit Menschen ohne
Behinderung.“ (Lebenshilfe für Men -
schen mit geistiger Behinderung Leipzig
e. V. 2008, 9) Ein Prinzip Inklusiver
Forschung ist nach WALMSLEY &
JOHNSON (2003, 64), dass sich die
Forscher(innen) mit geistiger Behinde -
rung den Forschungsgegenstand zu
Eigen machen. Sie „müssen mit diesem
Thema einverstanden sein“ (Lebens hilfe
für Menschen mit geistiger Behinderung
Leipzig e. V. 2008, 9). Nur, wenn die
partizipierenden Forscher(innen) das
Thema annehmen, hat es als inklusives
Forschungsthema Relevanz. Men schen
mit geistiger Behinderung sind in den
gesamten Forschungs prozess und all
seine Phasen aktiv und gleichberechtigt
involviert. Sie können sowohl auf den
Verlauf des Forschungs prozesses als
auch seine Ergeb nisse Einfluss nehmen.

Die Frage stel lung der Forschung, der
gesamte Forschungsprozess sowie die
Ver öf fent lichungen müssen Men schen
mit geistiger Behinderung zu gänglich
ge macht werden (vgl. WALMSLEY &
JOHNSON 2003, 64). Inklusive For -
schung verfolgt die Zielstellung, Men -
schen mit geistiger Behinderung dabei
zu unterstützen, ihre Interessen zu ver-
folgen und durchzusetzen. Inklusive
Forschung erhebt nicht nur einen aktu-
ellen Stand, sondern ist immer auch auf
eine direkte Veränderung des Un ter -
suchungsfeldes ausgerichtet (vgl. ebd.).
Somit können mit Hilfe der Inklusiven
Forschung nicht nur hinderliche Fak -
toren im Bereich kultureller Teil habe
ermittelt, sondern bereits im Unter -
suchungs prozess verändert werden. Im
Sinne der UN-Behin der ten rechts kon -
vention vermag Inklusive Forschung,
„das Be wusst sein für die Fähigkeiten
und den Beitrag von Menschen mit
Behin de rungen“ zu fördern (Art. 8 
Abs. 1c BRK). 

Akquise der
Projektmitarbeiter(innen)

Das Forschungsvorhaben geht auf eine
studentische Initiative zurück. Bei der

Auswahl der Studierenden war vor
allem deren Interesse an Inklusiver
Forschung handlungsleitend und die
Motivation, sich dieser neuen inklusiven
Arbeitsweise zu widmen, „nämlich
einem tragfähigen Miteinander und
gemeinsamen Tun, einer lebendigen,
erfüllten Zusammenarbeit und einem
gemeinsamen Lernen von behinderten
und nichtbehinderten Menschen, wel-
ches – mit Blick auf Personen mit
Lernschwierigkeiten – als ein ‚gemeinsa-
mer Befähigungsprozess’ gelesen wer-
den kann“ (THEUNISSEN 2006, 29 f.). 

Für die Akquise der Mitarbeiter(innen)
mit geistiger Behinderung wurden Ein -
ladungsschreiben an zwanzig Be -
schäftigte der Werkstatt für behinderte
Menschen der Lebenshilfe Leipzig ver-
fasst, welche der Projektleiterin bereits
durch ihre Tätigkeit bei der Lebenshilfe
bekannt waren. Der Auswahl der Mitar -
beiter(innen) mit geistiger Behinderung
wurden folgende Überlegungen zugrun-
de gelegt: 

1. Das Forschungsteam sollte eine weit-
gehende Heterogenität der Per -
sonengruppe abbilden. Es wurden
Personen mit unterschiedlichem
sozialen Hintergrund und unter-
schiedlichen Alters angeschrieben.
Menschen mit geistiger Behin de rung,
die noch im Elternhaus leben, wur-
den genauso eingeladen wie Per so -
nen, die ihr gesamtes Leben in einem
Wohnheim bzw. zeitweise auch in
einer psychiatrischen Ein richtung ver -
bracht haben. Männer als auch Frauen
sollten im Team integriert sein. 

2. Die Lese- und Schreibfähigkeit war
kein Kriterium für die Auswahl, wohl
aber eine vorhandene Kom mu ni -
ka tionskompetenz. Für den For -
schungs prozess ist es von Be deu tung,
dass die Personen ihre Ideen, Anre -
gungen und Beschwerden einbringen
können. Die Kommu ni kations kom -
petenz ist dabei nicht auf Lautsprache
begrenzt, sondern schließt Gebärden
und Formen der Unterstützten Kom -
munikation mit ein. 

3. Ein grundlegendes Interesse an der
For schungsfrage sollte vorhanden
sein. 
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Von den angeschriebenen Menschen
mit geistiger Behinderung entschlossen
sich dreizehn Personen, nicht am
Projektvorhaben zu partizipieren. Die
angefragten Beschäftigten entschieden
sich sehr bewusst und reflexiv für oder
gegen die Teilnahme am Projekt vor -
haben: Fehlendes Interesse, sich die-
sem Thema zu widmen, sowie der
immense Arbeitsaufwand und die
damit verbundene Angst vor Überfor-
derung waren Gründe für diese Ent -
scheidung. Ein Mitarbeiter, der sich der
Forschungsgruppe anschloss, er hielt
selbst keine Anfrage, zeigte sich jedoch
interessiert an dem Thema und bat um
Aufnahme in das Forschungsteam.

Acht Personen entschlossen sich zur
Mitarbeit und wurden in die For -
schungsgruppe aufgenommen. Darunter
waren sowohl Personen, welche in Ein -
richtungen der Behindertenhilfe woh-
nen (n = 2), als auch Personen, welche
bei den Eltern wohnen (n = 6). Das Alter
der Projektmitarbeiter(innen) reichte
von 22 bis 49 Jahre. Der Anteil an
Männern und Frauen war ausgeglichen.
Alle Personen verfügten über lautsprach-
liche Kommunikations kompe tenz. 

Auseinandersetzung mit den
Begriffen Behinderung und
Barrierefreiheit 

Bei der Annäherung an die Begriff -
lichkeiten wurde ein induktives Vor -
gehen gewählt. Die Auseinan der setzung
mit dem Begriff der Behinderung wurde
über die Frage „Wann fühle ich mich
behindert?“ initiiert. Mittels dieser
Ausgangsfragestellung sollten individu-
elle behindernde Faktoren benannt und
eine vorzeitige Fixierung auf bereits
bekannte Aspekte von Behinderung ver-
mieden werden. 

Im Anschluss wurden verschiedene
Definitionen von Behinderung aus
Wissenschaft, Gesetzgebung und von
Betroffeneninitiativen gemeinsam gele-
sen, um einen Überblick über die aktu-
elle Diskussion des Behinderungs -
begriffes zu erhalten. Alle Texte wurden
im Originalwortlaut gelesen, auf vorzei-
tige Übersetzungen in Leichte Sprache
wurde verzichtet. Ziel war es, sich
bewusst mit Fachdefinitionen zu befas-
sen. Forschung erlernen beinhaltet
auch die Auseinandersetzung mit der
Wissenschaftskultur der Fachsprache.
Verständnisprobleme und Deutungen
konnten dann in die Diskussion einge-
bracht werden.

In den folgenden Arbeitssitzungen
befasste sich die Forschungsgruppe mit
Unterstützung durch Herrn Jähnig vom
Behindertenverband Leipzig e. V. mit

der Definition von Barrierefreiheit 
des Bundesgleichstellungsgesetzes (§ 4
BGG). Eine Barriere war der Begriff
selbst und dessen schwierige Aus -
sprache: „Barriere-Freiheit ist ein
schweres Wort. Darum sagen wir als
Forschungsgruppe behinderten-freund-
lich. Das lässt sich besser sprechen.“
(Lebenshilfe für Menschen mit geistiger
Behinderung Leipzig e. V. 2008, 30). 

Über die theoretische Annäherung
hinaus erfolgte ein praktischer Zugang
zur Problematik, indem im Selbst ver -
such mit Hilfe von Rollstühlen, Blin -
den brillen und Gehstock die Barriere -
freiheit der Umgebung erkundet und
Selbsterfahrung ermöglicht wurde. 

In der weiteren Forschungsarbeit
erfolgte eine Konzentration auf die
Aspekte, die von den Mitarbeite -
r(inne)n mit geistiger Behinderung aus
ihrer eigenen Lebenswelt heraus für
wichtig erachtet wurden (vgl. Lebens -
hilfe für Menschen mit geistiger Be hin -
derung Leipzig e. V. 2008, 35 f.): 

> „Respekt und Freundlichkeit: Für
Menschen mit geistiger Behinderung
sind Respekt und Freundlichkeit
wichtig.“

> „Hilfen zum Zurechtfinden: Ein
Mensch mit geistiger Behinderung
muss sich in einem öffentlichen Haus,
zum Beispiel einem Amt, gut zurecht-
finden können.“ 

> „Hilfen zum Verstehen: Menschen 
mit geistiger Behinderung brauchen
manchmal Hilfen zum Verstehen.
Dafür gibt es die Leichte Sprache.“

Der Behindertenverband Leipzig e. V.
ist Herausgeber eines regelmäßig aktua-
lisierten Stadtführers für Behinderte,
den er online zur Verfügung stellt 
(vgl. Behindertenverband Leipzig e. V.
2010). Dieser bietet vielerlei Informa -
tionen über die Barrierefreiheit von
öffentlichen Einrichtungen der Stadt
Leipzig für Rollstuhlfahrer, blinde und
sehbehinderte Menschen sowie gehör-
lose bzw. hörgeschädigte Personen.
Eine Untersuchung hier bereits berück-
sichtigter Aspekte konnte somit ausge-
spart werden. 

Untersuchungsmethodik und
Erstellung des
Erhebungsinstrumentes 

Zur Untersuchung kultureller Einrich -
tun gen im Hinblick auf deren Barriere -
freiheit für Menschen mit geistiger
Behinderung wurde ein Fragebogen ent-
wickelt. Ausgehend von den als relevant
erachteten allgemeinen Aspekten der
Barrierefreiheit wurden die Kriterien
ausfindig gemacht, die insbesondere in

kulturellen Einrichtungen relevant sind,
um Menschen mit geistiger Behinderung
eine gleichberechtigte Teilhabe zu er -
möglichen (vgl. Lebenshilfe für Men -
schen mit geistiger Behinderung Leipzig
e. V. 2008, 37 ff.). Nach Erpro bung in
einer kulturellen Einrichtung und Über-
arbeitung des Erhebungs instruments um -
fasste der Fragebogen schließlich fünf
Bereiche:

1. Eingang/Kasse: Der Kategorie und
ihrer Items liegt die Überlegung
zugrunde, dass die Gestaltung des
Eingangs- und Kassenbereich maß-
geblich darüber entscheidet, ob ein
Mensch mit geistiger Behinderung in
die Kultureinrichtung hineingeht
oder aus Unsicherheit wieder um -
kehrt und das Gebäude verlässt. In
diesem Bereich kommt in besonde-
rer Weise der Aspekt des Respekts
und der Freundlichkeit sowie der
Hilfe zur Geltung. Der Kassen be -
reich ist in vielen kulturellen Ein -
richtungen der einzige Bereich, in
dem Interaktion mit den Mitar bei -
ter(inne)n unabdingbar ist.

2. Zurechtfinden: In diesem Bereich
werden alle Aspekte der Orientierung
innerhalb der Einrichtungen erho-
ben. Dazu gehört das Vorhandensein
von Symbolen, Wegerklärungen
durch die Mitarbeiter(innen), das Au f-
finden des Ausgangs sowie weitere
einrichtungsspezifische Aspekte der
Orientierung, wie z. B. die Sitzplatz -
markierung im Theater. 

3. Hilfen zum Verstehen: Dieser Be -
reich bezieht sich auf alle Gesichts -
punkte, welche das Verständnis für
den Inhalt erleichtern. Hierzu zählen
u. a. die Möglichkeit, etwas anzufas-
sen und ausprobieren zu können, das
Vorhandensein von Erklärungen in
Leichter Sprache, eine gut lesbare
Schrift sowie die Möglichkeit, Audio-
Informationen über Kopfhörer erhal-
ten zu können. 

4. Führung: Eine Führung ist in kultu-
rellen Einrichtungen ein relevantes
Angebot, deshalb wurde ihr ein eige-
ner Abschnitt im Fragebogen zuge-
ordnet. Wichtige Aspekte sind hier
die Dauer der Führung, die Mög -
lichkeit, Fragen stellen zu können,
sowie die Verständlichkeit des In -
halts. 

5. Extratipps: In diesem Bereich kön-
nen alle Aspekte erfasst werden, 
welche besonders hervorgehoben,
er gänzt oder konkretisiert werden
sollen. 
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Der Fragebogen enthielt sowohl
quan  titative als auch qualitative An teile.
Quantitativ konnten einfache Bewer -
tungen vorgenommen werden (vorhan-
den/nicht vorhanden). Qualitativ wurde
Platz für Ergänzungen und nicht berück-
sichtigte, aber für diese Einrichtung
wichtige Aspekte eingeräumt (Bemer -
kun gen/Besonderheiten, Extra-Tipps).

Festlegung der Stichprobe

„In Leipzig gibt es sehr viele kulturelle
Einrichtungen. Wir mussten eine Aus -
wahl treffen, weil wir nicht alle besu-
chen konnten.“ (Lebenshilfe für Men -
schen mit geistiger Behinderung Leipzig
e. V. 2008, 41) Mit Hilfe der Sichtung
von Stadtführern und Prospekten sowie
der Durchführung einer Internet re -
cherche wurden kulturelle Einrich -
tungen in Leipzig ausfindig gemacht.
Alle auf diesem Weg recherchierten
Einrichtungen wurden zur Auswahl
gestellt. Jede(r) Projektmitarbeiter(in)
konnte nach Interesse zu untersuchende
Einrichtungen auswählen. „Schließlich
hatten wir 10 Einrichtungen, die wir
untersuchen wollten.“ (ebd., 42)

Datenerhebung und Auswertung des
erhobenen Datenmaterials

Jedes Projektmitglied besuchte fünf der
zehn kulturellen Einrichtungen. Die
Besuche wurden an vereinbarten Termi -
nen gemeinsam im Team durchgeführt.
Für den Bereich Eingang/Kasse wurde
jeweils eine Person bestimmt, die mit
dem/der Einrichtungsmitarbeiter(in) ins
Gespräch kam, Informationen über die
Preise einholte und die Beratung der
Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters ein-
schätzte. Dieses Vorgehen war notwen-
dig, da sich einige Mitarbeiter(innen) mit
geistiger Behinderung dieser anspruchs-
vollen Aufgabe nicht gewachsen fühlten.
Innerhalb der kulturellen Einrichtung
testete jede(r) Projektmitarbeiter(in) in -
di viduell, ein Durchlaufen in der Grup -
pe wurde vermieden. Die Fragebögen
wurden von jedem Mitglied separat aus-
gefüllt. 

Nach Abschluss der Untersuchung
aller zehn Kultureinrichtungen wurden
die Fragebögen gemeinsam ausgewer-
tet. Es erfolgte eine Auszählung der
quantitativ erhobenen Aspekte. Dabei
zeigten sich in den meisten Bewer -
tungen viele Übereinstimmungen. Für
die Bewertung und die Beschreibungen
war dann vor allem auch die Diskus sion
der Erlebnisse in den Einrich tun gen ziel-
führend, die Fragebögen lieferten dabei
eine wertvolle Erinne rungs grundlage.

Ergebnisse der Untersuchung

Als überraschendes Ergebnis konnte
fest gehalten werden, dass die Mitarbei -
ter(innen) der kulturellen Einrichtun-
gen allen Projektmitgliedern Offenheit, 
Freu nd  lichkeit und einen respektvollen
Umgang entgegenbrachten. Das Perso -
nal der kulturellen Einrichtungen ging
sehr gut auf die Bedürfnisse der Besu -
cher(innen) mit geistiger Behinderung
ein, Fragen wurden freundlich beant-
wortet. Dabei gelang es den meisten
Mitarbeiter(inne)n, Erklärungen ver-
ständ  lich zu formulieren. 

Ein Großteil der kulturellen Ein -
richtungen zeichnete sich durch eine
übersichtliche Gestaltung aus, so dass
der/die Besucher(in) sich gut zurechtfin-
den kann. Sehr hilfreich erwiesen sich
auch hier wieder die Mitarbei ter(innen),
welche den Weg freundlich erklärten.
Symbole und Piktogramme als Weg -
weiser waren in kaum einer Einrichtung
vorhanden. Allerdings zeigte sich, dass
diese, wenn sie vorhanden waren, von
den Besuche r(in ne)n mit geistiger
Behinderung nicht zur Ori entierung
genutzt wurden. Viel mehr half eine
generelle Übersichtlichkeit der Räume. 

Erklärungen in Leichter Sprache gab
es in keiner der untersuchten Einrich -
tungen. In einigen Einrichtungen wur-
den die Texte und Beschreibungen aber
in einer verständlichen Sprache ver-
fasst. Ein Problem, das in mehreren
Einrichtungen auftrat, war die kleine
Schrift, welche Menschen mit Seh -
schwierigkeiten das Lesen erschwerte.
Viele kulturelle Einrichtungen setzen

verschiedene Medien wie Filme, Audio -
guides und Computer ein, um Infor -
mationen zugänglich zu machen. Die
Führungen erwiesen sich als überwie-
gend geeignet, waren aber manchmal
zu lang, und es wurden häufig zu viele
Informationen vermittelt. 

Im Forschungsbericht wurden die Er -
gebnisse der Untersuchungen in Form
von Kurzbeschreibungen der Kultur ein -
richtungen festgehalten (vgl. Abb. 1).

Kulturelle Einrichtungen der Stadt
Leipzig sind auf die Bedürfnisse von

Besucher(inne)n mit geistiger Behin -
derung gut eingestellt. Trotzdem offen-
baren die Auswertungsergebnisse, dass
in Leipziger Kultureinrichtungen einige
Kriterien der Barrierefreiheit im Sinne
der Untersuchung nicht ausreichend
Berücksichtigung finden: Erklärungen
in Leichter Sprache wurden in keiner
Einrichtung berücksichtigt, Symbole
und Piktogramme zur Erleichterung der
Orientierung sind kaum vorhanden. 

Die Forschungsgruppe kam zu dem
Ergebnis, dass kulturelle Einrichtungen
zwar noch nicht umfassend barrierefrei
sind, aber dies nicht der ausschlaggeben-
de Grund dafür sein kann, dass Men -
schen mit geistiger Behinderung nur sel-
ten in kulturellen Einrichtungen anzu-
 treffen sind. Eine neue Frage stellung
entwickelte sich: Wie können Menschen
mit geistiger Behinderung auf kulturelle
Einrichtungen der Stadt Leipzig und ihre
Angebote aufmerksam gemacht wer den?
Diese bildete die Grundlage für ein neues
For schungs vorhaben in Leipzig.
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Abb. 1: Beschreibungen der Kultureinrichtungen am Beispiel des Ägyptischen
Museums (Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Leipzig e. V. 2008, 42 f.)

„Im Ägyptischen Museum sind viele Dinge aus dem Alten Reich zu sehen. Das
Alte Reich, so nannte man das Ägypten vor vielen tausend Jahren. Ägypten liegt
in Afrika. 

Auch Pharaonen sind dort anzusehen. Pharaonen, so nannte man die Könige
von Ägypten. 

Im Museum sind auch Mumien ausgestellt. Die Ägypter begruben ihre Toten
nicht, sondern sie machten sie zu Mumien. Dazu wurden die Toten in Tücher ein-
gewickelt. Dann wurden sie in Pyramiden gebracht. Pyramiden, das sind die
Gräber der Ägypter. In dem Museum sieht man außerdem viele Figuren, Masken
und Geschirr aus Ägypten. Es ist ein sehr spannendes Museum. 

Die Mitarbeiter sind dort sehr freundlich und gehen auf alle Fragen ein. Eine
Führung durch das Museum lohnt sich sehr. Es wird viel erklärt. Dabei wird auf
eine leichte verständliche Sprache geachtet. Das Museum ist nur 1 Raum. Eine
Führung hilft sehr, mehr zu verstehen. Leider ist die Schrift in den Schaukästen zu
klein. Für Menschen mit Seh-Problemen ist es schwer, diese zu lesen. In dem
Museum findet man gut den Weg. Es gibt leider keine Symbole, aber die
Mitarbeiter sind nett und helfen, wenn man fragt.“
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Ein Kulturführer in Leichter 
Sprache als Medium zur Förderung
der kulturellen Teilhabe von
Menschen mit geistiger Behinderung 

Das Inklusive Forschungsprojekt Ge -
mein sam forschen für barrierefreie
Kul tur in Leipzig machte es sich zur
Aufgabe, Menschen mit geistiger Be -
hinderung und andere interessierte
Personen auf die Vielfalt der kulturellen
Einrichtungen der Stadt Leipzig auf-
merksam zu machen und ihnen den
Zugang zu erleichtern. 

Die folgenden bedeutenden Aspekte
zur Verbesserung der Teilhabe am kultu-
rellen Leben wurden herausgearbeitet
und bei der Erarbeitung des Kultur füh -
rers berücksichtigt (vgl. Abb. 2 und 3): 

1. Inhalt: Die Besucher(innen) (mit
geis tiger Behinderung) müssen wis-
sen, um was es in der kulturellen
Einrichtung geht. Die Informa tio -
nen über den Inhalt müssen in
Leichter Sprache zugänglich sein. 

2. Barrierefreiheit: Die Besucher(innen)
(mit geistiger Behinderung) brauchen
Informationen zur Barrierefreiheit
der Kultureinrichtung.

3. Wegbeschreibungen: Die Besuche -
r(in nen) (mit geistiger Behinderung)
müssen wissen, wie sie die Kultur -
einrichtung erreichen können. 

4. Kosten: Die Besucher(innen) (mit
geis tiger Behinderung) müssen wis-
sen, wie viel der Eintritt kostet. 

5. Öffnungszeiten: Die Besuche r(in nen)
(mit geistiger Behinderung) müssen
wissen, wann die Kultureinrichtung
geöffnet hat. 

6. Gliederung: Die Informationen müs-
sen leicht zugänglich sein. Dies
schließt nicht nur die Lesbarkeit im
Sinne Leichter Sprache ein. Ebenso
sind die Verwendung geeigneter Dar -
stellungsformen so wie eine übersicht-
liche Aufberei tung der Inhalte von
Bedeutung. 

Das Forschungsprojekt besuchte 32
kulturelle Einrichtungen, welche in
dem Kulturführer vorgestellt werden.
Wert gelegt wurde insbesondere auf die
Berücksichtigung einer Vielfalt an 
Ein richtungen. Es wurden Museen und
Denkmäler ebenso einbezogen wie
Konzerthäuser und Theater. 
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Abb. 2: Beispielseiten aus dem Kulturführer (Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Leipzig e. V. 2010, 7 f.)

Abb. 3: Wegbeschreibungen zu den kulturellen Einrichtungen 
(Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Leipzig e. V. 2010, 9 f.)
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Fazit: Inklusive Forschung als
Wegbereiter der Teilhabe am 
kulturellen Leben

Bereits die Zugehörigkeit zu einem For -
schungsteam entfaltete ein intensives
Bewusstsein der Teilhabe, „der vollen
Einbeziehung in die Gemeinschaft“
(Art. 19 Abs. 1 BRK). Ein Wir-Gefühl
bildete sich innerhalb des Forschungs -
teams heraus. 

Die Projektmitarbeiter(innen) mach-
ten in Gesprächen immer wieder deut-
lich, dass sich durch die gemeinsame
Forschungsarbeit der Besuch kulturel-
ler Einrichtungen zu einem wichtigen
Freizeitaspekt entwickelt hat. Dabei
bildete jede(r) Mitarbeiter(in) eigene
Interessen heraus und entwickelte ein
spezifisches Expertentum:

> Herr Wenzel z. B. erweiterte im Ägyp-
tischen Museum sein bereits umfang-
reiches Wissen zum Thema Ägypten
(welches u. a. auf Filmen basierte),
und es gelang ihm, die eigenen Kennt -
nisse vor Ort anzuwenden. Im Aus -
tausch mit den Museums päda gogen
vor Ort setzte er sich mit den Inhalten
der Ausstellung aktiv auseinander. 

> Für Herrn Deckner offenbarten sich
sowohl das Zeitgeschichtliche Forum
als auch das Psychiatriemuseum als
wichtige Orte der Auseinander set -
zung mit der eigenen Vergangenheit. 

> Frau Sommermann entdeckte ihre
Liebe zur Oper.

Darüber hinaus konnten alle Mit -
arbeiter(innen) durch die gemeinsame
Forschungsarbeit und die damit ver-
bundenen Aufgaben ihre sozialen
Kompetenzen erweitern. Sie lernten,
Mitarbeiter(innen) in den kulturellen
Einrichtungen anzusprechen und auf

die Belange von Menschen mit geistiger
Behinderung hinzuweisen. Gerade in
einer gelingenden Begegnung mit ande-
ren Menschen liegt ein wichtiger
Teilhabeaspekt. 

Mit der Bewusstwerdung der eigenen
Fähigkeiten entwickelte sich auch das
Bewusstsein des Forschungsteams für
die eigenen Möglichkeiten, die Situation
für Menschen mit geistiger Behinderung
zu verbessern und gesellschaftlichen
Einfluss zu nehmen. „Wir möchten mit
unserem Projekt auch an die Öffentlich-
keit treten und Vertretern der Museen
und der Politik unser Anliegen nahe
bringen. Wir möchten etwas verbes-
sern.“ (Lebenshilfe für Menschen mit
geistiger Behinderung e. V. 2008, 3) 

Im Sinne der Inklusiven Forschung
fand eine Beeinflussung und Ver än -
derung des Untersuchungsfeldes statt.
Zwei kulturelle Einrichtungen wollten 
z. B. mit dem Forschungsprojekt ko ope -
rieren, um ihre Angebote noch besser
auf die Bedürfnisse von Menschen mit
geistiger Behinderung abzustimmen. 

Mit dem im zweiten Forschungs -
projekt entstandenen Kulturführer in
Leichter Sprache konnten Menschen
mit geistiger Behinderung und ihr
Umfeld für die Bedeutung der Teilhabe
am kulturellen Leben der Gesellschaft
sensibilisiert werden. Mittlerweile gibt
es eine neue Kulturgruppe der Lebens -
hilfe Leipzig, die sich regelmäßig trifft
und mit Hilfe des Kulturführers kultu-
relle Einrichtungen in Leipzig besucht. 

Viele Initiativen anderer Städte, wie
Karlsruhe, Berlin und Dresden, nutzen
gern die Fachkompetenz des For -
schungs teams. Immer wieder kommen
Gäste aus anderen Städten, um von den
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Erfahrungen zu profitieren. Auch die
Leipziger Forscher(innen) machen sich
auf den Weg, um Stadtführer zu testen
(z. B. in Dresden) oder Kulturein rich -
tungen außerhalb Leipzigs zu beraten.
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WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG
„Entdecken was geht“ – Möglichkeiten Inklusiver Forschung in Hochschulseminaren

Teilhabe 1/2011, Jg. 50

Eine zentrale Bedeutung erhält dieSprache in Forschungskommunika-tionsprozessen. Hierzu wurden dieGrundlagen der Leichten Sprache vor-gestellt und praktisch erprobt. Der ersteTheorieblock endete mit der aktuellenDiskussion über Inklusive Forschungsowie der Klärung und Bedeutung vonInklusiver Forschung für den Seminar-kontext. 

Im zweiten Abschnitt des Seminarswurden die Forschungsaufträge aus derPraxis vorgestellt und Forschungs-gruppen gebildet. Dabei kam es daraufan, dass die Teilnehmer(innen) ein kla-res Bild von den bevorstehendenAufgaben bekamen und die Forschungs-gruppen eine erste Ideensammlung fürihre Aufgabe zusammenstellten.

Der wesentlich größte Baustein desProjektsseminars bestand in der Theo-rie-Praxis-Vermittlung und Reflexionder Forschungsschritte. Vom Themades Auftrags über Fragestellung, Ziel-setzung, theoretischer Rahmen, Metho-denauswahl, Durchführung, Auswer-tung bis zur Berichterstellung wurdendie einzelnen Schritte im Seminar vor-gestellt und mit den einzelnen Projekt-gruppen kontinuierlich diskutiert undreflektiert. Die Ergebnisse wurden amEnde im Seminar vorgestellt. 

Exemplarische Darstellung einer Kleingruppenarbeit
Um Ansätze einer Inklusiven Forschungbeispielhaft zu illustrieren, soll nun dieArbeit einer Kleingruppe des drittenProjektseminars skizziert und weitereRückmeldungen und Erfahrungen zumInklusiven Forschen aus allen dreiProjektseminaren gebündelt werden.

Drei Studentinnen ohne Behinderungund zwei „Expertinnen in eigener Sache“fanden sich zu einer Arbeitsgruppezusammen mit dem Auftrag, einenWohntreff zu konzipieren, vorzuberei-ten und durchzuführen sowie abschlie-ßend zu dokumentieren und auszuwer-ten. Die Wohntreffs richteten sich anFrauen und Männer mit Behinderung,die Interesse an dem Wohnprojekt derBehindertenhilfe Leonberg e. V. habenund dort eventuell nach Fertigstellungdes Gebäudes einziehen wollen. DasMotto lautet: „aus Interessierten eineHausgemeinschaft bilden“. Der Wohn-treff diente dem Kennlernen, demAustausch und der Auseinanderset-zung mit unterschiedlichen Themen.Die studentische Gruppe schloss dabeian die Erfahrungen und Vorarbeitenanderer Projektseminargruppen an,denn dies war der vierte Wohntreff imKontext des Modellp j k  

Expertin war – zum Zeitpunkt derAufgabenstellung – selbst daran interes-siert, in das Wohnprojekt des Auftrag-gebers einzuziehen. Die andere Exper-tin nahm an einem Wohntraining einesanderen Trägers teil und besuchte zumdritten Mal das inklusive Projekt-seminar.

Die fünf Frauen fanden schnell zueiner Arbeitsgruppe zusammen understellten zunächst eine Aufgabenliste.Die anstehenden Aufgaben wurdendann nach Interesse und Begabungenverteilt. Vorrangig gehörten zu denAufgaben Recherchetätigkeiten überFreizeitmöglichkeiten in Leonberg, ins-besondere im Stadtteil Eltingen, dieauch die „Expertinnen in eigener Sa-che“ mit übernahmen.

Anschließend haben sie einen kon-kreten Plan für die Durchführung derVeranstaltung entworfen, eine Material-liste erstellt und die Aufgaben verteilt.Expertenwissen dazu, wie Frauen/ Män-ner mit sog. geistiger Behinderung ihreFreizeit verbringen, konnte hier von denbeiden Frauen gut eingebracht werden.

Die Gruppe der Studierenden undExpertinnen formulierte gemeinsam dieZielsetzungen für den Wohntreff wiefolgt:

> „Wir möchten die Interessenslage derzukünftigen BewohnerInnen erfassen.> Wir möchten Interesse bei ihnen fürdas eine oder andere Angebot ausdem Leonberger Gemeinwesenwecken.
> Wir möchten den Teilnehmer(inne)neinen möglichst umfassenden Über-blick über die Vielfalt und Vielzahlder Angebote des Leonberger Gemein-wesens geben.“ (FÜLLER, SCHMIDT& STÄRKEL 2007, 12)

Ihren eigenen Ablauf für den viertenWohntreff plante die Gruppe nach derHospitation beim dritten Wohntreff wiefolgt:

> Eröffnung mit einem Anspiel (Rollen-spiel)
> Vorstellungsrunde: kombiniert mit derpantomimischen Darstellung des per-sönlichen Hobbys durch die einzelnenWohntreffteilnehmer(innen)> Einzelarbeit mit Hilfe von Plakatenund Symbolkarten

> Präsentation des Leonberger Gemein-wesens mittels einer Präsentations-software
> Verteilung des eigens erstellten Nach-schlagewerkes „Entdecken was geht inEltingen“
> Vorstellung der Volkshoch h l   

> Gruppenarbeit zur Frage „Wo kann ichmithelfen – ich im Gemeinwesen?“

Bei der Durchführung des Wohntreffsübernahm die Expertin das Dekorierendes Raums und das Anspiel sowieAssistenz bei den Arbeitsschritten. DasAngebot und die inklusive Gestaltungwurden von den Wohntreffteilnehme-r(inne)n positiv bewertet. 

Die Ergebnisse der Reflexion derArbeitsprodukte (Nachschlagewerk inLeichter Sprache, Präsentation derAngebote des Gemeinwesens) und dieArbeitsweise der Kleingruppe durchdiese Seminargruppe selbst fließt in dieWeiterentwicklung unserer Thesen zurInklusiven Forschung ein.

Weiterentwicklung unserer Thesenzur Inklusiven Forschung
Die folgende Thesen haben wir imKontext unserer Arbeit im Forschungs-projekt „Leben im Ort“ für die Dis-kussion auf der deutschsprachigenIntegrations-/InklusionsforscherInnen-tagung formuliert (JERG & GOEKE2007, 220 f.) und möchten sie hierbewerten und weiterentwickeln. Aus-gehend von den Seminarreflexionender Teilnehmer(innen) und den Semi-narberichten der Studierenden wurdendie Thesen überprüft.

These 1: 
Inklusive Forschung ermöglichtandere Forschungsperspektiven –oder: Inklusive Forschung stiftet Sinn
Ein Ausgangspunkt unserer Forschungs-verständnis lag darin, dass wir mitInklusiver Forschung der Forderung derBetroffenen „Nichts über uns ohne uns“(Motto des Europäischen Jahres derMenschen mit Behinderungen 2003)eher gerecht werden können. Dabeizeigt sich in der Forschungspraxis, dassdieses Motto erlernt und im Prozessständig reflektiert werden muss. Aus denBerichten der Studierenden wird diesdeutlich: „Wie sehr wir Studierendenanfangs noch in dem Denken ‚wirmachen für …’ drinsteckten, trat offenzu Tage, als das vereinbarte Treffen mitden beiden Expertinnen am 3. Wohntreffnicht zustande kam. Wir hatten bisdahin die Recherchierarbeit abgeschlos-sen, die Ideen aus der gemeinsamenGruppenarbeit am ersten Studien-wochenende protokolliert und wolltendavon beiden nach dem 3. Wohntreffberichten. Danach wäre es angebrachtgewesen, die Ergebnisse den beidenExpertinnen per Post zukommen zu las-sen, was wir leider versäumt haben     
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Im zweiten Abschnitt des Seminarswurden die Forschungsaufträge aus derPraxis vorgestellt und Forschungs-gruppen gebildet. Dabei kam es daraufan, dass die Teilnehmer(innen) Teilnehmer(innen) ein kla-res Bild von den bevorstehendenAufgaben bekamen und die Forschungs-gruppen eine erste Ideensammlung fürihre Aufgabe zusammenstellten.

Der wesentlich größte Baustein desProjektsseminars bestand in der Theo-rie-Praxis-Vermittlung und Reflexionder Forschungsschritte. Vom Themades Auftrags über Fragestellung, Ziel-setzung, theoretischer Rahmen, Metho-denauswahl, Durchführung, Auswer-tung bis zur Berichterstellung wurdendie einzelnen Schritte im Seminar vor-gestellt und mit den einzelnen Projekt-gruppen kontinuierlich diskutiert undreflektiert. Die Ergebnisse wurden amEnde im Seminar vorgestellt. 

Exemplarische Darstellung einer Kleingruppenarbeit
Um Ansätze einer Inklusiven Forschunggbeispielhaft zu illustrieren, soll nun dieArbeit einer Kleingruppe des drittenProjektseminars skizziert und weitereRückmeldungen und Erfahrungen zumInklusiven Forschen aus allen dreiProjektseminaren gebündelt werden.

Drei Studentinnen ohne Behinderungund zwei „Expertinnen in eigener Sache“fanden sich zu einer Arbeitsgruppezusammen mit dem Auftrag, einenWohntrW eff zu konzipieren, vorzubereiten und durchzuführen sowie abschließend zu dokumentieren und auszuwer-ten. Die Wohntreffs richteten sich anFrauen und Männer mit Behinderung,die Interesse an dem Wohnprojekt derBehindertenhilfe Leonberg e. V. habenund dort eventuell nach Fertigstellungdes Gebäudes einziehen wollen. DasMotto lautet: „aus Interessierten eineHausgemeinschaft bilden“. Der Wohn-treff diente dem Kennlernen, demAustausch und der Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Themen.Die studentische Gruppe schloss dabeian die Erfahrungen und Vorarbeitenanderer Projektseminargruppen an,denn dies war der vierte Wohntreff imKontext des Modellprojekts. 

Expertin war – zum Zeitpunkt derAufgabenstellung – selbst daran interessiert, in das WohnprW ojekt des Auftrag-gebers einzuziehen. Die andere Exper-tin nahm an einem Wohntraining W einesanderen Trägers Trägers teil und besuchte zumdritten Mal das inklusive Projektseminar.

Die fünf Frauen fanden schnell zueiner Arbeitsgruppe zusammen understellten zunächst eine Aufgabenliste.Die anstehenden Aufgaben wurdendann nach Interesse und Begabungenverteilt. Vorrangig gehörten zu denAufgaben Recherchetätigkeiten überFreizeitmöglichkeiten in Leonberg, insbesondere im Stadtteil Eltingen, dieauch die „Expertinnen in eigener Sache“ mit übernahmen.

Anschließend haben sie einen konkreten Plan für die Durchführung derVeranstaltung Veranstaltung entworfen, eine Materialliste erstellt und die Aufgaben verteilt.Expertenwissen dazu, wie Frauen/ Män-ner mit sog. geistiger Behinderung ihreFreizeit verbringen, konnte hier von denbeiden Frauen gut eingebracht werden.

Die Gruppe der Studierenden undExpertinnen formulierte gemeinsam dieZielsetzungen für den Wohntreff wiefolgt:

> „Wir ir möchten die Interessenslage derzukünftigen BewohnerInnen erfassen.> Wir ir möchten Interesse bei ihnen fürdas eine oder andere Angebot ausdem Leonberger Gemeinwesenwecken.
> Wir ir möchten den Teilnehmer(inne)nTeilnehmer(inne)neinen möglichst umfassenden Überblick über die Vielfalt Vielfalt und VielzahlVielzahlder Angebote des Leonberger Gemein-wesens geben.“ (FÜLLER, SCHMIDT& STÄRKEL 2007, 12)

Ihren eigenen Ablauf für den viertenWohntreff plante die Gruppe nach derHospitation beim dritten Wohntreff wiefolgt:

> Eröffnung mit einem Anspiel (Rollenspiel)
> Vorstellungsrunde: kombiniert mit derpantomimischen Darstellung des per-sönlichen Hobbys durch die einzelnenWohntrW effteilnehmer(innen)> Einzelarbeit mit Hilfe von Plakatenund Symbolkarten

> Präsentation des Leonberger Gemein-wesens mittels einer Präsentations-software
> Verteilung des eigens erstellten Nachschlagewerkes „Entdecken was geht inEltingen“
> Vorstellung V der Volkshochschule

> Gruppenarbeit 
mithelfen – ich im Gemeinwesen?“

Bei der Dur
übernahm die 
des Raums 
Assistenz bei 
Angebot und 
wurden von 
r(inne)n positiv bewertet. 

Die Ergebnisse 
Arbeitsprodukte 
Leichter Sprache, 
Angebote des 
Arbeitsweise 
diese Seminargruppe 
WeiterWeiterentwicklung 
Inklusiven Forschung ein.

Weiterentwicklung unser
zur Inklusiven Forschung
Die folgende 
Kontext unser
projekt „Leben 
kussion auf 
Integrations-/InklusionsforscherInnentagung formuliert 
2007, 220 f.) 
bewerten und 
gehend von den 
der Teilnehmer(innen) Teilnehmer(innen) 
narberichten der 
die Thesen überprüft.

These 1: 
Inklusive Forschung ermöglichandere Forschungsperspektiven oder: Inklusive Forschung stiftet Sin
Ein Ausgangspunkt 
verständnis lag 
Inklusiver Forschung 
Betroffenen „Nichts über uns ohne uns“(Motto des Eur
Menschen mit Behinderungen eher gerecht wer
zeigt sich in der Forschungspraxis, dieses Motto erlernt 
ständig reflektiert wer
Berichten der Studier
deutlich: „Wie „W sehr 
anfangs noch in 
machen für …’ drinsteckten, zu Tage, age, als das ver
den beiden Expertinnen 
nicht zustande kam. 
dahin die Recherchierarbeit sen, die Ideen aus 
Gruppenarbeit am 
wochenende protokolliert davon beiden nach 
berichten. Danach 
gewesen, die Ergebnisse 
Expertinnen per Post zukommen zu las-sen, was wir leider 
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Die bisherige Datenlage 1999 bis 2006
auf Bundesebene

Aus der Datenlage der letzten statisti-
schen Veröffentlichung der Kultusmi-
nister ko nferenz der Länder (KMK
2008) ergaben sich folgende zentrale
Erkenntnisse zur Entwicklung wesentli-
cher Eckwerte der Bildungspolitik in
Deutschland (vgl. Tab. 1):

> Zwischen 1999 und 2006 stieg bun-
desweit die Gesamtquote der Schüle -
r(in nen) mit dem Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung jährlich in klei-
nen Schritten von 0,71 % (1999) bis
auf 0,90 % (2006). Unter Gesamtquote
wird der Gesamtanteil aller in Förder-
oder Allgemeinen Schulen unterrich-

teter Schüler(innen) mit dem Förder -
schwerpunkt geistige Entwicklung an
der Gesamtzahl aller Schüler(innen)
im Alter der Vollzeitschulpflicht (Klas -
sen 1–10 aller allgemeinbildenden
Schulen) verstanden.

> In absoluten Zahlen bedeutete dieses
einen Zuwachs im Zeitraum von
1999 bis 2006 von 65.587 auf 75.679
Schüler(innen) mit dem Förder -
schwer punkt geistige Entwicklung,
ebenfalls kontinuierlich in kleineren
Schritten. In Förderschulen stieg die
Anzahl dieser Schüler(innen) im 
gleichen Zeitraum von 63.725 auf
73.562. Damit liegt der von Förder -
schulen unterrichtete Anteil aller
Schü ler(innen) mit dem Förder -
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| KURZFASSUNG Insbesondere in den letzten Jahren neu entstandene internationale
Impulse stellen auch unser Schulsystem vor die Anforderung einer inklusiven Aus rich -
tung. Im Beitrag werden die neuesten amtlichen Statistiken der Kultusministerkonferenz
der Länder (KMK 2010a) zur Anzahl von Schülerinnen und Schülern mit dem Förder -
schwerpunkt geistige Entwicklung sowie ihre Verteilung auf verschiedene Schul formen in
den Jahren 1999 bis 2008 ausgewertet. Die Ergebnisse sind sehr ernüchternd: Die durch-
schnittliche Integrationsquote in Deutschland steigt bis 2008 nur geringfügig auf 3,3 %.
Gleichzeitig zeigen sich jedoch erhebliche länderspezifische Unter schiede, die von Hamburg
mit 27,6 % bis Baden-Württemberg mit 0,4 % reichen (bezogen auf das Jahr 2008). Die
Gesamtquote der Schüler(innen) mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung steigt in
Deutschland kontinuierlich bis auf ca. 1,0 % im Jahre 2008.

| ABSTRACT Pupils with Intellectual Disabilities in Special and General
Schools in 2008. Still Little Evidence for Inclusion. During the last years there are
increasing international impulses to give the German education system a new direction
towards inclusion. The latest official statistics of the Standing Conference of the Ministers
of Education and Cultural Affairs in the Federal Republic of Germany (KMK 2010a) show
the number and distribution of pupils with intellectual disabilities in different school
forms in the years from 1999 to 2008. The results are very sobering: The average integra-
tion rate in Germany rises till 2008 only slightly up to 3.3 %. Nevertheless, at the same
time there are regional-specific differences which reach from Hamburg with 27.6 % to
Baden-Württemberg with 0.4 % in 2008. The whole rate of pupils with intellectual dis-
abilities rises in Germany continuously up to approximately 1.0 % in 2008.

Verteilung von Schülerinnen und
Schülern im Förderschwerpunkt geistige
Entwicklung in Förderschulen und 
in allgemeinen Schulen im Jahr 2008
UN-Behindertenrechtskonvention und Inklusion (noch)
wenig zu spüren

Theo Frühauf



schwer punkt geistige Entwicklung
bundesweit bei einer Quote von über
97 %.

> Gleichzeitig blieb in diesem Zeitraum
der Anteil der Integrations schü le -
r(innen) an der Gesamtzahl aller Schü -
ler(innen) mit diesem Förder schwer -
punkt praktisch unverändert gering
bei einem Bundesdurchschnitt von
2,78 % und einer Spannweite von
2,63 % bis 2,84 %. 

Entwicklungen von 1999 bis 2006 in
den Bundesländern

Die Entwicklung der sonderpädagogi-
schen Förderung in allgemeinen Schu -
len von Schüler(innen) mit dem Förder -
 schwerpunkt geistige Entwicklung in
Deutschland zwischen den Jahren 1999
und 2006 wurde in zwei Beiträgen
(FRÜHAUF 2006; FRÜHAUF 2008)
ausführlich dargestellt und analysiert.
An dieser Stelle sollen noch einmal
Ergebnisse aus diesen Analysen zusam-
mengefasst werden, um so eine Aus -
gangs basis zur Einordnung der neues-
ten Daten zu gewinnen. 

Für die Schuljahre 1999 bis 2006
werden erhebliche bundesländerbezo-
gene Abweichungen von der allgemei-
nen Entwicklung aufgezeigt (vgl. Tab. 2).
Im Jahre 1999 ergab sich zwischen den
Bundesländern ein Unter schied von
0,17 % in Sachsen-Anhalt (oder amt-
lich gemeldeten 6 Fällen) und 22,16 %
in Hamburg (oder amtlich ge mel deten
289 Fällen), dieser Abstand blieb im
Jahre 2006 so gut wie unverändert bei 20
Prozentpunkten (von 0,27 % in Baden-
Württemberg bis 22,29 % in Hamburg).

Die große länderspezifische Diffe -
renz ist ein Beleg für die These, dass
nicht so sehr die individuellen Merk -
male einer Behinderung, sondern ins-
besondere der bildungspolitische Gestal -
tungswille einer Landesregierung für
das erreichte Maß integrativer Beschu -
lung von Kindern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf maßgeblich ist,
denn geistige Behinderung dürfte wohl
in Hamburg kaum wesentlich anders
definiert werden als z. B. in Sachsen-
Anhalt oder Baden-Württemberg (vgl.
zur Situationsanalyse für die Jahre 1999

bis 2006 auch FRÜHAUF 2006; FRÜH -
AUF 2008).

Die bundesweite Quote der in allge-
meinen Schulen unterrichteten Schüle -
r(innen) mit dem Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung bewegte sich in
Deutschland in den Jahren 1999 und
2006 weitgehend stabil um einen Pro -
zentsatz von 2,8 %.

Einige Bundesländer, die zu Beginn
der statistischen Erfassung dieser inte-
grativen Entwicklung durch die KMK
1999 im Ländervergleich eine „starke“
Rolle spielten (z. B. Schleswig- Hol stein,
Saarland, Hessen), fallen im Länder -
ranking bis 2006 auf „mittlere“ Plätze
zurück. Deutlichere Verluste von Inte -
gra tionsanteilen in einigen Bundes län -
dern führten nicht zur Herausbildung
neuer „Starländer“ schulischer Integra -
tion von Schüler(innen) mit Förder -
schwerpunkt geistige Entwicklung.
Rück  gänge verteilen sich vielmehr „we -
nig spektakulär“ in kleinen Plus-Minus-
Bewegungen auf die übrigen Länder. 
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Tab. 1: Anzahl und Verteilung der Schüler(innen) mit dem Förderschwerpunkt (Fs) „Geistige Entwicklung“ (gE) in Förderschulen
und in allgemeinen Schulen in der Bundesrepublik Deutschland im Zeitraum 1999 bis 2006 (vgl. KMK 2008) 

1999 2002 2003 2004 2005 2006

Schüler(innen) mit Fs-gE insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .65.587 70.451 72.284 73.758 74.945 75.679
Gesamtquote aller Schüler(innen) mit Fs-gE  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,71 % 0,79 % 0,82 % 0,85 % 0,87 % 0,90 %

Schüler(innen) mit Fs-gE in Förderschulen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .63.725 68.470 70.286 71.821 72.838 73.562
Quote Schüler(innen) mit Fs-gE in Förderschulen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97,16 % 97,19 % 97,24 % 97,37 % 97,19 % 97,20 %

Schüler(innen) mit Fs-gE in allg. Schulen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1.862 1.981 1.998 1.937 2.107 2.117
Quote Schüler(innen) mit Fs-gE in allg. Schulen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,84 % 2,81 % 2,76 % 2,63 % 2,81 % 2,80 %

Tab. 2: Anzahl und Verteilung der Schüler(innen) mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung in Förderschulen und in 
allgemeinen Schulen in den Bundesländern 1999 bis 2006 (vgl. KMK 2008)

1999

8.048 
9.409 
2.083 
3.039 

345 
1.304 
3.742 
2.498 
4.605 

14.453 
2.333 

623 
4.554 
3.619
2.775
2.980 

65.587

2006

8.730 
11.141 
2.387 
2.975 

645 
1.243 
4.880 
2.223 
6.547 

18.309 
2.837 

734 
3.849 
3.216 
3.181
2.782 

75.679

BW
BY
BE
BB
HB
HH
HE
MV
NI
NW
RP
SL
SN
ST
SH
TH
BRD

1999

7.967 
9.370
1.957
2.971

340 
1.015 
3.625 
2.468
4.445

13.883 
2.275

595
4.544 
3.613
2.554
2.926

63.725

2006

8.706
10.940
2.155
2.880

631
966

4.783
2.198
6.308

17.787
2.674

710
3.795
3.190
3.099
2.740

73.562

1999

81
39

126
68
5

289
117
30 

160
570
58
28
10
6

221
54

1.862

2006

24
201
232
95
14

277
97
25

239
522
163
24
54
26
82
42

2.117

1999

1,12 %
0,41 %
6,05 %
2,24 %
1,45 %

22,16 %
3,13 %
1,20 %
3,47 %
3,94 % 
2,49 %
4,49 %
0,22 %
0,17 %
7,96 %
1,81 %
2,84 %

2006

0,27 %
1,80 %
9,72 %
3,19 %
2,17 %

22,29 %
1,99 %
1,12 %
3,65 %
2,49 %
5,75 %
3,38 %
1,40 %
0,81 %
2,65 %
1,53 %
2,80 %

Schüler(innen) mit
Fs-gE insgesamt

Schüler(innen) mit
Fs-gE in Förderschulen 

Schüler(innen) mit Fs-gE
in allgemeinen Schulen 

Quote Schüler(innen) mit
Fs-gE in allgemeinen Schulen



Im Einzelnen wurden pro Bundes -
land folgende Veränderungen festge-
stellt:

> Baden-Württemberg ist 1999 mit
einer Quote von 1,12 % bereits recht
schwach und fällt 2006 auf den letz-
ten Platz zurück.

> Bayern: Dieses Bundesland schafft
zwischen 1999 und 2006 eine Ver vier -
fachung der Integrationsquote von
0,41 % auf 1,80 %. Diese auf den ers-
ten Blick positive Entwicklung relati-
viert sich allerdings bei einem Blick auf
die „bayerische Zählweise“, auch
Formen kooperativer Aktivitäten un ter
schulischer Integration mit zu erfassen.

> Berlin: Dieses Bundesland gehört über
den gesamten Zeitraum von 1999 bis
2008 zu der Gruppe der ersten drei
Rangplätze.

> Brandenburg: Aus der Gruppe der
neuen Bundesländer weist Bran den -
burg über die ganzen Jahre die höchs-
te Integrationsquote auf, ohne damit
im Bundesdurchschnitt über einen
mittleren Rangplatz hinauszukommen.

> Bremen: In Bremen verzerrt eine be -
sondere bildungspolitische Ent wick -
lung die Statistik (S. 33).

> Hamburg: Über all die Jahre hatte
Hamburg bei weitem die höchste Inte -
grationsquote von Schüler(in ne)n mit
dem Förderschwerpunkt geistige Ent -
wicklung aufzuweisen. 1999 lag die
Integrationsquote bereits schon ein-
mal bei 22,16 %. Hamburg konnte
seinen ersten Platz im Länderranking
zwischen 1999 und 2006 noch einmal
leicht auf einen Integrationsanteil
von 22,8 % ausweiten.

> Hessen gehörte Anfang der 1990er
Jahre ebenfalls zu den Bundes ländern,
die der Integrations ent wicklung in
Deutschland relativ viele Impulse
geben konnten. Seit dem Jahre 1999 ist
allerdings für Hessen eine eher rück-
läufige Tendenz zu beobachten (1999:
3,13 %; 2006: 1,99 %).

> Mecklenburg-Vorpommern ist stets
unter den fünf Bundesländern einzu-
ordnen, die die hintersten Rangplätze
belegen.

> Niedersachsen liegt immer im oberen
Drittel der statistischen Rangreihe,
durchläuft im Bundesvergleich eine
eher „unspektakuläre“ Entwicklung.

> Nordrhein-Westfalen: Inhaltlich voll -
zieht sich in NRW eine ähnliche
Entwicklung wie in Niedersachsen;

wegen der hohen Bevölkerungszahl
verfügt NRW aber absolut gesehen
über die höchste „Integrations-Fall -
zahl“ in Deutschland.

> Rheinland Pfalz: Seit 2001 werden
in Rheinland-Pfalz „Schwerpunkt -
schulen“ für die Unterrichtung von
Schüler(inne)n mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf in allgemeinen
Schulen eingerichtet. Zurzeit gibt es
insgesamt ca. 130 Schulstandorte als
Schwerpunktschulen landesweit, da -
von ca. 70 Grundschulen und ca. 60
Schulen der Sekundarstufe I. Diese
Entwicklung dürfte auch der wesent-
liche Grund dafür sein, dass Rhein -
land-Pfalz die Integrations quo te für
Schüler(innen) mit dem Förder schwer -
punkt geistige Entwicklung kontinu-
ierlich erweitern konnte.

> Saarland ist ebenfalls ein Bundes -
land mit einem historisch schon sehr
frühem und einem fachlich sehr gro-
ßem Engagement zum Aufbau inte-
grativer Schulangebote auch für Schü-
ler(innen) mit dem Förder schwer -
punkt geistige Entwicklung. Zwischen
1999 und 2006 wies das Saarland auch
stets die höchsten Integrationsquoten
auf.

> Sachsen kann sich erst im Jahre 2006
im statistischen Bundesvergleich von
den beiden letzten Rangplätzen im
Länderranking ein klein wenig weiter
nach oben bewegen, bleibt mit einer
Quote von 1,4 % aber immer noch
weit unter dem Bundesdurchschnitt.

> Sachsen-Anhalt besetzt zu jedem
Messzeitpunkt einen der beiden un -
tersten Rangplätze und ist mit einer
Quote zwischen 0,17 % und 0,81 %
ein Bundesland nahezu ohne schuli-
sche Integrationsangebote für die hier
ausgewertete Zielgruppe.

> Schleswig Holstein: Wie bereits oben
erwähnt, gehört Schleswig-Holstein
zu den Bundesländern, die nach einer
offensiven schulischen Integrations -
politik in den 1990er Jahren (1999:
7,96 %) mittlerweile „stark nachgelas-
sen“ haben (2006: 2,65 %).

> Thüringen: Vergleichbar mit den Ent -
wicklungen in den anderen neuen
Bundesländern (mit Ausnahme von
Brandenburg, das sich nahe am Bun -
desdurchschnitt bewegt) gehört Thü -
ringen zu den Ländern mit einer sehr
geringen Integrationsquote.

Aktuelle Entwicklungen bis 2008 auf
Bundesebene

Lassen sich aus den vorliegenden neu-
esten KMK-Statistiken bezogen auf das
Jahr 2008, der Öffentlichkeit vorgelegt
im März 2010, neue bzw. andere bil-
dungspolitische Trends für Schüle r(in -
nen) mit geistiger Behinderung aufzei-
gen? Schließlich haben sich in den
letzten Jahren vor allem aus internatio-
naler Sicht weitreichende Impulse für
grundlegende Änderungen in der schu-
lischen Förderung von behinderten
Kindern und Jugendlichen auch in
Deutschland abgeleitet. Die UN-Behin -
dertenrechtskonvention (UN-BRK), die
seit ihrer Ratifizierung im Bundestag am
26. März 2009 auch für die Bundes -
republik Deutschland volle Gültigkeit
erlangte, ist solch ein Impuls.

Als programmatisch von großer
Bedeutung erwies sich der Streit um die
deutschsprachige Übersetzung dieser
UN-Konvention. Im Januar 2008 wurde
die zwischen den deutschsprachigen
Ländern Europas (Deutschland, Liech -
tenstein, Österreich und Schweiz) ab -
gestimmte Übersetzung der UN-BRK
bekannt (vgl. UN 2008). Hierin wer-
den zentrale Begriffe des englischspra-
chigen Originals (vgl. UN 2006) wie 
„in clusion“ und „accessibility“ mit
„Inte gration“ und „Zugänglichkeit“
über  setzt und nicht – wie von Ver tr e -
ter(inne)n behinderter Menschen nach-
drücklich gefordert – mit „Inklusion“
und „Barrierefreiheit“.

Mit derartigen, „abgeschwächten“
Formulierungen soll offensichtlich die
Reichweite der UN-BRK begrenzt wer-
den. Inklusion würde z. B. einen weit-
reichenden Änderungsbedarf an das
Schulsystem insgesamt formulieren,
während Integration hauptsächlich die
Ko operation der Sonderschulen mit
ausgewählten allgemeinen Schulen be -
trifft, das Schulsystem insgesamt aber
nicht „angetastet“ werden muss.

Der bildungspolitische Streit um
inklusive Bildung und Erziehung war
bereits 2006 mit der Entsendung des
Sonderberichterstatters der Vereinten
Nationen für Menschenrechte, Vernor
MUÑOZ, nach Deutschland heftig ent-
flammt. Er konnte in seinem Schluss -
bericht dem Schulwesen in Deutsch -
land kein gutes Zeugnis vor allem in
puncto Chancengleichheit ausstellen.
Die frühe Einstufung von Kindern in
die verschiedenen Schulformen „scheint
das System nicht auf Einbeziehung,
sondern eher auf Trennung als Bil -
dungsstrategie auszurichten“ (MUÑOZ
2006, Pkt. 56). Die nationale Debatte
über die Beziehung zwischen den der-
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zeitigen Bildungsstrukturen und dem
Phänomen der Ausgrenzung und Mar -
ginalisierung von Schülern, insbeson-
dere von solchen mit Migrations -
hintergrund und von Menschen mit
Behinderung, muss angeregt und ver-
tieft werden“ (ebd., Pkt. 93).

Ein Blick auf den Zeitpunkt der
Erarbeitung und Verabschiedung der
UN-BRK sowie auf den Erhe bungs -
zeitraum für die in diesem Beitrag ange-
sprochene Dokumentation KMK (2010a)
mit den aktuellen Ergebnissen der alle
zwei Jahre veröffentlichten KMK-„La -
geberichte“ macht deutlich, dass wohl
kaum ernsthaft bereits für die Jahre
2006 bis 2008 mit einer „Zeitenwende“
in unserer bundesdeutschen, stabil ge -
wachsenen Bildungslandschaft gerech-
net werden durfte. Dennoch zeigt die
Statistik der KMK insbesondere von
2008 deutlich, wie weit entfernt die
deutsche Bildungslandschaft von den
Zielvorstellungen der UN-BRK derzeit
(noch) entfernt ist.

Die Kultusministerkonferenz der
Länder hat erst vor kurzem in einem
ersten Positionspapier zur UN-BRK
sowie in einer hierzu veranstalteten
Tagung in Bremen verdeutlicht, dass
„die Umsetzung des Übereinkommens
als gesamtgesellschaftliches komplexes
Vorhaben längerfristig und schrittweise
angelegt ist, (das) nach der Kompe -
tenzordnung des Grundgesetzes vor
allem in Händen der Länder und der
Kommunen (...) (liegt.) (...) Die Um -
setzung des Übereinkommens ist damit
als gesamtgesellschaftliches komplexes
Vorhaben längerfristig und schrittweise
angelegt“ (KMK 2010b, 1). Nahezu
wortgleich ist der Pressemitteilung zur
Bremer Tagung zu entnehmen, dass
„die Umsetzung der UN-Konvention
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe
(ist). Sie wird nicht nur eine Ange -
legenheit von Bildung und Schule sein,
sondern die Arbeits- und Sozialressorts
der Länder, die entsprechenden Bun des -
ministerien sowie die Bundes agen tur für
Arbeit einbeziehen“ (KMK 2010c).

Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle
(Präsident der Kultusminister kon fe renz)
erklärte bei der Eröffnung der Veran -
staltung in Bremen: „Das Miteinander
von behinderten und nichtbehinderten
Schülerinnen und Schülern muss in
Zukunft in Deutschland zum selbstver-
ständlichen schulischen Alltag werden.
Dies ist für mich Anspruch und
Verpflichtung zugleich. Die Umsetzung
des Übereinkommens ist ein ambitio-
niertes Ziel, welches in allen Ländern
enormer Anstrengungen bedarf (...).
Deutlich wird, dass die einzelnen
Länder unterschiedliche Aus gangs la -

gen einbringen: Es gibt strukturelle
Unterschiede in den Schulsystemen,
Unterschiede zwischen Flächen- und
Stadtstaaten und verschiedene organi-
satorische Vorstellungen. Die Vielfalt
dieser Konzepte und Organisations -
strukturen zeigt, dass es vielerlei
Perspektiven und bewährte Formen
sonderpädagogischer Förderung in
Deutschland gibt, auf die man gut auf-
bauen kann. Bei allen Unterschieden
eint uns aber das Ziel, zu mehr gemein-
samem Unterricht von behinderten und
nichtbehinderten Schülerinnen und
Schülern zu gelangen“ (ebd.).

Spannend wird sicherlich erstmals
die„Spurensuche“ in der in zwei Jahren
zu erwartenden nächsten Dokumen -
tation der KMK, in der sich durchaus
bereits erste Ergebnisse der auf Bundes-
und Länderebene zu erwartenden Ak -
tivitäten zur Inklusionsthematik zeigen
könnten – wenn die derzeit überwie-
gend konstruktiven Statements von Bil -
dungspolitiker(inne)n auf allen Ebenen
auch wirklich ernst gemeint sind. 

Zurück in die Gegenwart: Der
„nüchterne“ Blick auf die derzeit aktu-
elle Datenlage für das Jahr 2008 zeigt
keine wesentlichen Unterschiede oder
neue Entwicklungen in Anzahl, Quo -
ten oder Verteilung der Schüler(innen)
mit dem Förderschwerpunkt geistige
Entwicklung im Vergleich zu den Vor -
jahren (vgl. Tab. 3):

> Die Gesamtquote der Schüler(innen)
mit dem Förderschwerpunkt geistige
Entwicklung steigt weiter und stabili-
siert sich bei einem Anteil von fast 
1,0 % im Jahre 2008. Systematische
Gründe für diese Zunahme sind bis-
her nicht bekannt. Von Bedeutung
könnte aber sein, dass die Anzahl der
„Gutachtenkinder“ und damit die
Etikettierungen generell zunehmen,
da häufig (nur) über diesen Weg der
individuellen Zuschreibung von Be -
hinderung zusätzliche (personelle)
Ressourcen für die aufnehmende all-
gemeine Schule begründet und bean-

tragt werden können. Auf diese Wei-
se werden – so paradox es klingen 
mag – durch schulpolitische und schul-
verwaltungstechnische Anforderungen
bei integrativen Maßnahmen mög-
lichst viele behinderte und von Be hin -
derung bedrohte Kinder „produziert“. 

> Die erhöhte Gesamtquote drückt sich
logischerweise auch in absoluten
Zahlen aus: Zwischen 2006 und 2008
melden die Schulen bundesweit ei -
nen Zuwachs von ca. 1.600 Schüle -
r(inne)n auf insgesamt 77.292 Kinder
und Jugendliche mit dem Förde -
schwerpunkt geistige Entwicklung in
allen allgemeinbildenden Schulen. 

> Der Verteilungsschlüssel der Schüle -
r(innen) mit dem Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung zwischen För -
der- und allgemeinen Schulen wies im
ganzen Zeitraum 1999 bis 2006 ein
nahezu unverändertes Verhältnis von
97,2 % zu 2,80 % bei zu vernachlässi-
genden Schwankungen im Dezimal -
stellenbereich auf. In diesen Status
kommt ab 2006 ein klein wenig Be -
wegung, erstmals wird die bisherige
„Schallmauer“ von 3 % Integra tions -
schüler(inne)n durchbrochen (2007 =
3,13 %, 2008 = 3,30 %) – dieser Trend
war auch schon im Ergebnis einer
eigenen Untersuchung erwartet wor-
den (vgl. FRÜHAUF 2008, 308 ff.).
Hierin ein Indiz für eine allgemeine
Trendwende pro schulischer Inte -
gra tion zu sehen, scheint jedoch un -
berechtigt, sind hinter dieser (be -
schei  denen) Entwicklung doch weni-
ger Schulsystem bezogene Fak to ren
als eher vorsichtige „Einstiegs bemü -
hungen“ von Regionen zu erkennen,
die sich bisher nahezu „abstinent“ in
dieser Thematik verhalten haben (vgl.
Tab. 2, z. B. Sachsen).

Der Anteil der Schülerinnen und
Schü ler mit dem Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung, die – amtlich
dokumentiert – als „Integrations schü -
ler(innen)“ in einer allgemeinen Schule
gemeinsam mit nichtbehinderten Schü -
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Tab. 3: Anzahl und Verteilung der Schüler(innen) mit dem Förderschwerpunkt (Fs)
geistige Entwicklung (gE) in Förderschulen und in allgemeinen Schulen in der
Bundesrepublik Deutschland im Zeitraum 2007 bis 2008 (vgl. KMK 2010a) 

2007 2008

Schüler(innen) mit Fs-gE insgesamt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .76.818 77.292
Gesamtquote aller Schüler(innen) mit Fs-gE  . . . . . . . . . . . . . .0,94 % 0,97 % 

Schüler(innen) mit Fs-gE in Förderschulen  . . . . . . . . . . . . . . .74.412 74.738
Quote Schüler mit Fs-gE in Fördeschulen  . . . . . . . . . . . . . . .96,8 % 96,70 %

Schüler mit Fs-gE in allg. Schulen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .2.406 2.554
Quote Schüler mit Fs-gE in allg. Schulen  . . . . . . . . . . . . . . . .3,13 % 3,30 %



Definition der unter dieser Kategorie
fallenden Formen in allgemeinen
Schulen offen. Der Anteil der durch-
gängig im Gemeinsamen Unterricht
beschulten Schüler(innen) mit dem
Förderschwerpunkt geistige Ent wick -
lung dürfte somit bundesweit noch
deutlich unter der Quote von insgesamt
3,3 % zurückbleiben. 

Entwicklungen bis 2008 in den
Bundesländern

Das Gesamtbild zum erreichten Stand
integrativer schulischer Förderung in
Deutschland differenziert sich wie
schon in den Jahren ab 1999 auch 2008
wiederum erheblich bei einem Blick auf
die Länderergebnisse: Die statistische
Spann weite der Länderquoten nimmt
im Vergleich zum Jahr 2006 weiter zu
(vgl. Tab. 2 und 4): Die Spannweite
reichte im Jahr 2006 von 0,3 % bis
22,3 % und im Jahr 2008 von 0,4 % bis
27,6 %. Die schulische „Integrations -
land  karte“ für Schüler(innen) mit dem
Förderschwerpunkt geistige Entwick -
lung in Deutschland lässt sich grob in
vier Gruppen unterteilen:

A)Bundesländer mit einer vergleichs-
weise sehr hohen Integrations quote:
Hamburg (Spitzenposition von 2006
mit 22,28 % im Jahr 2008 noch wei-
ter auf 27,62 % ausgebaut), Berlin
(2008: 12,05 %), Bremen nimmt eine
Sonderstellung im Ländervergleich
ein: Die 2008 scheinbar nicht mehr
vorhandene integrative Beschulung
von Schüler(inne)n mit dem Förder -
schwerpunkt geistige Entwicklung
in allgemeinen Schulen in Bremen

ist Ergebnis einer bundesweit bisher
einmaligen bildungspolitischen Mo -
dell entwicklung. Beim „Bremer 
Mo dell“ handelt es sich um eine flä-
chendeckende Form einer „Intensiv-
Kooperation“ zwischen Förder schu -
len und allgemeinen Schulen mit
einer Unterrichtung aller Schüler(in -
nen) mit dem Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung in eigenen Lern -
gruppen an allgemeinen Schulen,
wobei weitgehende Schnittstellen
zum Gemeinsamen Unterricht ganz
offiziell gewünscht und auch realisiert
werden.

B) Bundesländer mit einer vergleichs-
weise deutlich überdurchschnittli-
chen Integrationsquote oder einer
interessanten Entwicklung zu einem
überdurchschnittlichen Rangplatz:
Bran denburg (2008: 4,52 %); Nieder -
sachsen (2008: 4,05 %); Rheinland-
Pfalz (2008: 6,73 %); Schleswig-
Holstein (mit Einschrän kung, da
his  torisch ein Pionierland im Kreis
der Flächenländer, 1999: 7,96 %; in
den letzten Jahren aber deutlich
„abgefallen“, 2008: 3,60 %).

C) Bundesländer mit einer Integra tions -
quote nahe am Durchschnitt oder
einer deutlichen Entwicklung in
Rich tung Durchschnittswert: Hessen,
Niedersachsen, Nordrhein-West fal en,
Saarland, Schleswig-Holstein.

D)Bundesländer mit einer vergleichs-
weise weit unterdurchschnittlichen
Integrationsquote und auch keiner
deutlichen Entwicklung hin zu einer
deutlichen Ausweitung der Quote:
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Tab. 4: Anzahl und Verteilung der Schüler(innen) mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung in Förderschulen und in allge-
meinen Schulen in den Bundesländern im Jahr 2008 (vgl. KMK 2010a)

BW
BY
BE
BB
HB
HH
HE
MV
NI
NW
RP
SL
SN
ST
SH
TH
BRD

8.965
11.019
2.196
2.725

651
980

4.902
2.110
6.756

18.527
2.801

723
3.538
2.896
3.237
2.712

74.738

38
263
301
129

0
374
108
10

285
534
202
23
91
15

121
60

2.554

0,42 %
2,33 %

12,05 %
4,52 %

0 (100 %)
27,62 %
2,16 %
0,45 %
4,05 %
2,80 %
6,73 %
3,08 %
2,51 %
0,81 %
3,60 %
2,16 %
3,30 %

9.003
11.282
2.497
2.854

651
1.354
5.010
2.120
7.041

19.061
3.003

746
3.629
2.911
3.358
2.772

77.292

ler(innen) unterrichtet werden, ist also
weiterhin sehr gering. Diese Tatsache
veranlasst selbst die KMK erstmals bei
der zusammenfassenden Auswertung
einer eigenen Statistik zu einer kriti-
schen Einschätzung: „Mit der ‚Emp -
fehlung zur sonderpädagogischen För -
derung in den Schulen in der
Bundes republik Deutschland’ vom
06.05.1994 haben die Länder verein-
bart, sonderpädagogische Förderung
auch in allgemeinen Schulen durchzu-
führen. Diese Empfehlungen auf den
Ausbau der Förderung in allgemeinen
Schulen haben bisher kaum Wirkungen
gezeigt.“ (KMK 2010a, XIII) Zu der die-
sen Beitrag vorrangig interessierenden
Personengruppe folgert die KMK: „So
werden die Schülerinnen und Schüler
mit dem Förderschwerpunkt geistige
Entwicklung nur verhältnismäßig sel-
ten in allgemeinen Schulen unterrich-
tet. In diesem Bereich wird weiter auf
die spezielle Förderung in Förder -
schulen gesetzt.“ (ebd., XV)

Das offensichtliche Missverhältnis
von Schüler(inne)n mit dem Förder -
schwerpunkt geistige Entwicklung in
Förderschulen und in allgemeinen
Schulen beinhaltet zudem noch recht
unterschiedliche Varianten „integrati-
ven Handelns“ in allgemeinen Schulen.
So wird in einigen Regionen (z. B.
Bayern, Baden-Württemberg) ganz of -
fen sichtlich auch der kooperativ mit
allgemeinen Schulen verbundene Un -
terricht von Förderschulen unter der
vorliegenden Fragestellung mitgezählt.
Die KMK-Kategorie „Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf in all-
gemeinen Schulen“ lässt letztlich die

Schüler(innen) mit
Fs-gE insgesamt

Schüler(innen) mit
Fs-gE in Förderschulen 

Schüler(innen) mit Fs-gE
in allgemeinen Schulen 

Quote Schüler(innen) mit
Fs-gE in allgemeinen Schulen



Baden-Württemberg, Bayern, Meck -
len burg-Vorpommern, Sachsen,
Sach  sen-Anhalt, Thüringen.

Gesamtbewertung der Entwicklungen
zwischen 1999 und 2008

Die bildungspolitische Entwicklung in
Deutschland für Schüler(innen) mit
dem Förderschwerpunkt geistige Ent -
wick lung lässt sich in wenigen zentralen
Aussagen zusammenfassen: 

1. Die Gesamtquote von Schüle rinnen
und Schülern mit dem För der -
schwerpunkt geistige Ent wick lung
nimmt kontinuierlich auf derzeit
fast 1 % zu (vgl. Abb. 1). 

2. Die Integrationsquote (derzeit ca.
3,3 %) bleibt über die ganzen Jahre
auf niedrigem Niveau stabil. Die
Einbeziehung von Schüler(inne)n
in allgemeine Schulen bleibt somit
weit hinter den Zielvorgaben der
UN-Behindertenrechtskonvention
zurück (vgl. Abb. 2). 

3. Es zeigen sich über die Jahre deutli-
che Unterschiede zwischen Bun -
desländern. Der Abstand zwischen
dem Bundesland mit der höchsten
Integrationsquote (Hamburg mit
22,29 %) und dem Bundesland mit
der niedrigsten Integrationsquote
(der zeit Baden-Württemberg mit
0,27 %) liegt durchgehend bei mehr
als 20 Prozentpunkten (vgl. Abb. 3). 

Die vielen Tagungen und Meetings
zum Thema Inklusion, häufig mit inter-
nationaler Beteiligung, sind nahezu
spurlos an der Bildungspraxis unseres
Landes vorbeigegangen. Den geringen
Stellenwert dieser Thematik lässt sich
auch bei einem Blick in die Eingangs -
portale der zuständigen Landes mi nis -
terien und der Bundesbehörde verifizie-
ren: Inklusion – weitgehend noch ein
Fremdwort in unserer Bildungspraxis
und -politik. Bis zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention scheint
noch ein langer Weg vor uns zu liegen.
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Abb. 2: Anteil der Schüler(innen) mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung
in Förderschulen und in allgemeinen Schulen (vgl. KMK 2010a)

Abb. 3: Anteil der Schüler(innen) mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung
in allgemeinen Schulen in den Bundesländern 1999, 2006 und 2008 (vgl. KMK 2010a)

Abb. 1: Gesamtquote aller Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung (vgl. KMK 2010a)
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SCHLAGLICHTER

„Deutschland muss sich den Vorwurf gefallen lassen, dass es mit seinem aussondernden System

ziemlich allein in Europa dasteht, dass es mit diesem System einen hohen Preis zahlt, viel zu

viele junge Menschen auf der Strecke bleiben, ohne Schulabschluss und Perspektive, die wir

dann in einem ausgeklügelten und teuren System von Übergängen in Ausbildung und Arbeit zu

bringen versuchen und oft genug damit scheitern.“

Ute Erdsiek-Rave, Vorsitzende des Expertenkreises „Inklusive Bildung“ 
der deutschen UNESCO-Kommission 

„Ein inklusives Schulsystem ist – wie die zahlreichen Beispiele in Deutschland zeigen – erreich-

bar. Der Weg dorthin führt über einen zügigen Ausbau inklusiver Angebote in den Kindertages-

einrichtungen, den Grundschulen und den weiterführenden Schulen. Doppelstrukturen mit

einem Nebeneinander von Inklusion und separierender Förderschule sollte es nur für eine

erkennbar begrenzte Übergangsphase geben.“

Aus dem Gutachten „Gemeinsam lernen. Inklusion leben“ von Prof. em. Dr. Klaus Klemm 
im Auftrag der Bertelsmann Stiftung (2010)

„Alle Menschen sind anders verschieden. Wenn sie in einer Kultur der gegenseitigen Wertschät-

zung leben, können sie voneinander profitieren.“

Wiltrud Thies, Leiterin der Sophie-Scholl-Schule der Lebenshilfe Gießen (2010)



50Jahre 

hilfe-Zeitschrift ist jüngeren Da-
tums: Die „Teilhabe“ erscheint seit 
2009 als die in Form und Inhalt 

weiterentwickelte Nachfolgerin der 
Zeitschrift „Geistige Behinderung“. Der 
programmatisch ausgerichtete Name 
„Teilhabe“ steht für ein neues Denken 
und Handeln, das die sozialen Bezüge 
im Kontext von Behinderung in den 
Mittelpunkt rückt. Zunehmend fl ie-
ßen fachliche Anregungen aus anderen 
Wissenschaftsdisziplinen ein. Anspruch 
der Teilhabe ist es, einen Beitrag zu 
einer möglichst handlungsorientierten 
Verknüpfung von Theorie, Wissenschaft 
und Praxis zu leisten. 

50 Jahre Fachzeitschrift verdeutli-
chen, dass die Lebenshilfe bereits seit 
vielen Jahrzehnten die wissenschaft-
liche Theoriebildung und Entwicklung 
innovativer fachlicher Konzepte – insbe-
sondere über ihre Publikationstätigkeit 
– anregt und unterstützt. Die Zeitschrift 
lebt vom fachlichen Diskurs, bietet eine 
Plattform zum Wissenstransfer und 
pfl egt den beständigen Austausch mit 
fachlich versierten, innovativen und 
kreativen Autorinnen und Autoren.

50 Jahre Fachzeitschrift machen 
auch plastisch, wie der Charakter der 
Zeitschrift und die Inhalte der Beiträ-
ge mit den jeweils vorherrschenden 
Leitbildern sowie Denk-, Sprach- und 
Handlungsmustern korrespondieren. 
Blättert man in alten Ausgaben der 
1960er, 70er und 80er Jahre, so macht 
sich vor allem Erstaunen breit: Sieht 
man einmal von hier und da – aus heu-
tiger Perspektive! – kurios anmutenden 
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„Wissen ist Macht!“ – die Geschichte 
der Lebenshilfe ist auch eine Geschich-
te der Aufklärung: Von Anfang an bildet 
die Publikations-, Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit einen wichtigen Pfei-
ler der Lebenshilfe-Arbeit. Um Eltern, 
Fachleute, Politiker und die gesamte 
Öffentlichkeit von der Notwendigkeit 
der Förderung von Menschen mit gei-
stiger Behinderung zu überzeugen, er-
scheinen schon bald nach Gründung 
der Bundesvereinigung Lebenshilfe im 
Jahre 1958 eigene Publikationen: Infor-
mationsblätter, Zeitschriften, Handbü-
cher und sonstige Veröffentlichungen.

1962 ist, wenn man so will, das 
Geburtsjahr der Lebenshilfe-Fachzeit-
schrift: Erstmals gibt die Bundesverei-
nigung die Vierteljahresschrift „Lebens-
hilfe“ heraus. Wenngleich noch keine 
lupenreine Fachpublikation, da sie sich 
gleichermaßen an Eltern wie Fachleu-
te richtet zur „inneren Besinnung und 
fachgerechten Festigung“ (wie es im 
Geleitwort zur ersten Ausgabe heißt), 
ist sie aber gespickt mit einer nennens-
werten und rasch zunehmenden Zahl 
an fachlich geprägten Artikeln. 

Erst mit der Neustrukturierung der Pe-
riodika im Jahre 1980 konturieren sich 
Zielgruppen und inhaltliche Schwer-
punkte der verschiedenen Lebenshilfe-

Publikationen deutlicher: Zum einen 
wird die „Lebenshilfe-Zeitung“ ins Le-
ben gerufen, die sich vor allem an El-
tern und Angehörige von Menschen 
mit geistiger Behinderung wendet. Seit 
1987 liegt ihr ein „Magazin“ bei, das 
sich in Leichter Sprache und mit vielen 
Illustrationen an Menschen mit gei-
stiger Behinderung richtet. 

Zum anderen wird 1980 die Vier-
teljahresschrift „Lebenshilfe“ von der 
Fachzeitschrift „Geistige Behinderung“ 
abgelöst. Damit erfolgt eine stärkere 
Akzentuierung der Fach- und Wissen-
schaftlichkeit: Beiträge namhafter Au-
torinnen und Autoren aus Pädagogik, 
Psychologie, Soziologie, Medizin und 
Rechtswissenschaft werden darin ver-
öffentlicht. Die „Geistige Behinderung“ 
wendet sich vor allem an Fachleute, Mit-
arbeitende in Einrichtungen und Diens-
ten sowie an Studierende und Lehrende. 

1995 ändert sich das Aussehen der 
Zeitschrift von orange zu blau – paral-
lel mit der Bundesvereinigung Lebens-
hilfe, die mit neuem Logo und Schrift-
zug in Erscheinung tritt. Rubriken und 
inhaltliche Ausrichtung bleiben gleich. 
Die „Geistige Behinderung“ erhält po-
sitive Resonanz und entwickelt sich zu 
einer der führenden Fachzeitschriften 
zum Thema Behinderung im deutsch-
sprachigen Raum.

Ein weiterer (und vorerst letzter) Mei-
lenstein in der Geschichte der Lebens-

Fachzeitschrift der Leb
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Artikeln ab und von der an manchen 
Stellen nicht mehr zeitgemäßen Spra-
che – z. B. wenn die Rede von „Sorgen-
kindern“ ist oder dem Kontakt zwischen 
„Normalen“ und „Behinderten“ –, er-
scheinen viele Themen, Positionen und 
Forderungen heute aktueller denn je, 

> wenn es z. B. um die Frage nach der 
Anpassung der Umwelt an die Erfor-
dernisse von Menschen mit Behin-
derung geht, heute Barrierefreiheit 
genannt, oder 

> wenn es um die Abgrenzung von 
Pfl ege, Bildung und Betreuung geht, 
heute aktueller denn je im Zuge der 
Diskussion um einen neuen Pfl egebe-
dürftigkeitsbegriff, oder 

> wenn es um die bereits in den 1970er 
und 80er Jahren geführte Diskussion 
um den Stellenwert von Sonderein-
richtungen vor dem Hintergrund von 
Normalisierung und Integration geht, 
heute unter anderem Vorzeichen im 
Lichte von Inklusion und Behinder-
tenrechtskonvention geführt.

Diese Aufzählung ließe sich pro-
blemlos fortführen. Vieles davon ist 
auch gegenwärtiges Thema und nach 
wie vor drängende Aufgabe.

So erscheint das Geleitwort zur Vier-
teljahresschrift „Lebenshilfe“ von 1963 
auch für die Zeitschrift „Teilhabe“ tref-
fend und richtungweisend: 

„Unsere Zeitschrift steht vor Aufga-
ben, die so vielfältig sind, wie es nun 
einmal die Pläne und Ziele der Le-
benshilfe verlangen.“

Markus Schäfers, Berlin

      
     

       
    

   
     

     
    

     
    

     
    

    
  

   

       
  

    
   

     
     

    
      

     
     

      
     

    

     
      

   
   

    
    

       
     

     
       

       
    

   

     
    
   

     
    

   
     

    
   

    
      

    
      

      
      

    
      

      
    

    
      
    

    
 

     
     

  enshilfe
AN UNSERE LESER

Zum dritten Mal jährt sich der Tag, an dem (…) die „Lebenshilfe“ von einem 
kleinen Kreis von Eltern und Fachleuten gegründet wurde. (…) 
Der Ruf nach einer regelrechten Zeitschrift für die Eltern geistig behinder-
ter Kinder, für die in der „Lebenshilfe“-Arbeit vereinigten Fachleute und für 
jeden an dieser vordringlichen Sozialaufgabe ernsthaft Interessierten wurde 
immer lauter. So ist das Erscheinen des vorliegenden ersten Heftes der Vier-
teljahresschrift „Lebenshilfe“ auch ein erfreulicher Beweis dafür, dass in 

dieser Vereinigung parallel zu der organisatorischen Ausbreitung innere 
Besinnung und fachgerechte Festigung einhergehen, die das Verständnis 
des „Andersseins“ fortlaufend vertiefen und neue Wege der Hilfe fi nden 

lassen werden.

Aus dem Vorwort der Schriftleitung zur ersten Ausgabe der Vierteljahres-
schrift „Lebenshilfe“ 

DAS VERHÄLTNIS PFLEGE UND ERZIEHUNG

Alle Anwesenden stimmten dem Vorschlag zu, die Aufspaltung von „Erzie-
hung“, „Bildung“ (die nicht auf den Bereich der Kulturtechniken eingegrenzt 
werden sollte) und „Pfl ege“ abzubauen. Diese drei Begriffe sind Aspekte einer 
ganzheitlichen Hilfe zur Persönlichkeitsbildung und zur Eingliederung des 
einzelnen in die menschliche Gemeinschaft.

Aus dem Bericht „Hilfen für geistig Schwerstbehinderte – Eingliederung statt 
Isolation“ in der Vierteljahresschrift „Lebenshilfe“ 

INTEGRATIONSTENDENZEN …

Das Internationale Jahr der Behinderten nähert sich seinem Ende. Ob es auf 
lange Sicht positive Auswirkungen hat, wird sich erst herausstellen müssen. 
Sicher aber ist, daß es eine Trendwende verstärkt hat, die sich seit etwa zwei 
Jahren deutlich abgezeichnet hat: Die Sondereinrichtungen und ihre Arbeit 
geraten ins Schußfeld wachsender Kritik. (…) Dabei konzentriert sich die 
Diskussion besonders auf die Frage, ob die Vorteile einer verbesserten indivi-
duellen Förderung nicht durch soziale Isolierung erkauft werden.

Aus dem Editorial der Zeitschrift „Geistige Behinderung“ 

Die Arbeit in der Hilfe für Menschen mit geistiger Behinderung hat sich erst 
im Laufe der Zeit zu der Erkenntnis hin entwickelt, daß ein „Leben so normal 
wie möglich“ Maxime sein soll. Diese Entwicklung ist nicht abgeschlossen, 
und gerade beim hier anstehenden Thema „Sexualität und Partnerschaft“ sind 
damit einstweilen mehr Fragen aufgeworfen als Antworten gefunden. (…) Wis-
senschaftliche Forschung soll helfen, Fakten zu sammeln, zu analysieren und 
daraus Alltagsberatung zu entwickeln.
Die Fachzeitschrift wird Sie darüber informieren.“

Aus dem Editorial der Zeitschrift „Geistige Behinderung“ 

Die Arbeit zugunsten geistig behinderter Menschen (ist) zunehmend kompli-
zierter geworden; und auch der Arbeitsumfang ist ständig gewachsen.
Die Zeitschrift Lebenshilfe hat sich von Anfang an bemüht, mit dieser Ent-
wicklung Schritt zu halten. (…)
Die vorliegende Vierteljahresschrift wird sich in Zukunft stärker als bisher den 
fachlichen Aspekten unserer Arbeit in Theorie und Praxis widmen.

Aus dem Vorwort der letzten Ausgabe der Vierteljahresschrift „Lebenshilfe“
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Am Münchner Max-Planck-Institut
für ausländisches und internatio-

nales Sozialrecht hat im März 2010 ein
neues Forschungsprogramm zur Teil-
habe von Menschen mit Behinderung
begonnen. Für insgesamt fünf Jahre
wurde Prof. Dr. Elisabeth Wacker,
Rehabilitationssoziologin von der TU
Dortmund, zum Max Planck Fellow
berufen und kann nun in München ein
multidisziplinäres Team von Nach-
wuchsforscher(inne)n zusammenstel-
len. Forschungsziel ist es, Strukturen,
Maßnahmen und Wirkungen von Prä-
vention, Rehabilitation und Gesund-
heitsentwicklung in nationaler und in-
ternationaler Perspektive zu beleuchten.

Nicht nur der Personenkreis, der
von Behinderung betroffen ist, soll von
den Forschungsarbeiten profitieren.
Vielmehr hofft Elisabeth Wacker, ehe-
maliges Mitglied des Bundesvorstands
der Lebenshilfe, dass die Studien auch
neues Wissen zu Inklusionsprozessen
und zum Systemwandel der Behinder-
tenhilfe hervorbringen werden. Nicht
nur die Lebensqualität von Menschen
mit Behinderung und ihren Angehöri-
gen, sondern auch die Zukunft der
Sozialsysteme und die Wechselwirkun-
gen mit Rechtsnormen bei der Umset-
zung in die Praxis sollen vertieft er-
forscht werden.

Neun junge Forscherinnen und For-
scher aus den Gebieten der Rechts- und
Sozialwissenschaften werden im Rah-
men der Max Planck Fellowship Teil-
habe zum Thema machen. Inklusion
(gesellschaftliche Teilhabe) statt Adap-
tation nach einem klassischen Integra-
tionsmodell (Anpassen an gesetzte
Normalitätsstandards, gesteuert über
Machtstrukturen) soll dadurch neue
wissenschaftliche Impulse erhalten in
Grundlegung, Konzept und Umset-
zung. Behindertenrecht spielt dabei
eine Rolle als „law in action“ und „law
for action“, d. h., es nimmt eine dyna-
mische Aufgabe wahr und wandelt sich
zugleich mit den gewünschten gesell-
schaftlichen Umsetzungserfolgen.

Konkret folgt das Forschungspro-
gramm einem Matrixmodell: Post Docs,
Doktorand(inn)en sowie Stipendiat(in-
n)en werden in insbesondere in vier
Teilprojekten zusammenwirken:

1. Soziale Teilhabe: Grundsatzfragen
von Inklusion und Exklusion

2. Neue Steuerung: Wirkungen des
Wandels vom Sachleistungs- zum
Geldleistungsprinzip durch das Per-
sönliche Budget

3. Neue Rahmen und Rollen: soziale
Dienste zwischen Professionalisie-
rungsschub und Ressourceneffizienz

4. Transformation in Übergangsgesell-
schaften: Potenziale und Grenzen
nationaler und internationaler So-
zialmodelle in Ländern des Globa-
len Südens

Diese Basisthemen werden jeweils
mit Querschnittfragen verbunden, die
hohe Aktualität haben:

1. Demografischer Wandel
2. Umgang mit Verschiedenheit

Zu den transdisziplinären For-
schungszielen beitragen sollen in den
nächsten fünf Jahren auch internatio-
nale Expert(inn)en, die für Forschungs-
aufenthalte gewonnen werden, aber
auch von der Forschungsgruppe veran-
staltete internationale Workshops und
Tagungen.

Kontakt:

Prof. Dr. Elisabeth Wacker

Max-Planck-Institut für ausländisches
und internationales Sozialrecht,
Fachgruppe: Inklusion bei Behinderung

wacker@mpisoc.mpg.de

www.mpisoc.mpg.de

@

i

Grundlagenforschung zum Wandel 
der Sozialsysteme und Teilhabe bei
Behinderung 

Besuchen Sie
die Teilhabe
im Internet

| www.lebenshilfe.de/
teilhabe.php
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Mit der Stellungnahme möchte die
Deutsche Gesellschaft für Psy-

chiatrie, Psychotherapie und Nerven-
heilkunde (DGPPN) zur dringend not-
wendigen Entwicklung fachlicher, or-
ganisatorischer und struktureller Be-
dingungen für die bedarfsgerechte psy-
chiatrische und psychotherapeutische
Versorgung von Erwachsenen mit geis-
tiger Behinderung beitragen. Seelische
Gesundheit wird einerseits als eine
wichtige Voraussetzung für Selbstbe-

stimmung und soziale Teilhabe angese-
hen, andererseits fördern und erhalten
soziale Teilhabe und Selbstbestimmung
seelische Gesundheit. 

Nach Auffassung der DGPPN wird
sowohl in der allgemeinen gesundheits-
politischen Diskussion als auch in der
psychiatrischen und psychotherapeuti-
schen Fachdiskussion die Zielgruppe
von Menschen mit geistiger Behin-
derung bzw. deren psychiatrischer und

Stellungnahme zur psychiatrischen
Versorgung von Menschen mit 
geistiger Behinderung 

psychotherapeutischer Bedarf noch
immer nicht ausreichend beachtet,
obwohl in den letzten Jahren der
gesundheitliche Versorgungsbedarf von
Menschen mit geistiger Behinderung
zunehmend thematisiert wurde. Vor
diesem Hintergrund fokussiert die
Stellungnahme den besonderen Bedarf
der Zielgruppen sowie die Besonder-
heiten des Behandlungsprozesses und
geht auf verschiedene Angebote der
psychiatrisch-psychotherapeutischen Ver-
sorgung und ihr Entwicklungsbedarf im
Hinblick auf Menschen mit geistiger
Behinderung ein.

Weitere Informationen: 

Die Stellungnahme kann unter
www.dgppn.de heruntergeladen werden@

i

Das Projekt „Elternhaus“ des Saale
Betreuungswerks der Lebenshilfe

Jena gGmbH ist ein durch die
Conterganstiftung gefördertes ambu-
lantes Assistenzangebot für Eltern mit
einer Lern- bzw. geistigen Behinderung
und ihre Kinder in der Stadt Jena. Ziel
ist es, den Familien eine gemeinsame
Lebensperspektive zu ermöglichen und
das Wohl des Kindes zu sichern.

Die Familien leben in einer eigenen
Wohnung und werden von Familien-
assistenten aktiv bei der Betreuung und
Erziehung der Kinder unterstützt. Da-

bei steht die Aktivierung der Selbsthil-
fepotenziale der Eltern im Mittelpunkt.
Gemeinsam mit der Familie wird ein
speziell auf die individuelle Familien-
situation zugeschnittenes „Familienpa-
ket“ zusammengestellt, z. B. bestehend
aus Ambulanter Einzelfallhilfe, Fami-
lienentlastendem Dienst (FED), Sozial-
pädagogischer Familienhilfe (SPFH),
Pflegeleistungen, Frühförderung, Fami-
lienhebamme usw. Die Projektkoor-
dinatorin übernimmt die Vernetzung
der möglichen Leistungen der verschie-
denen beteiligten Institutionen für alle
Familienmitglieder. Die Familienassis-

Projekt „Elternhaus“ – ein ambulantes
Assistenzangebot für Eltern mit
Behinderung und ihre Kinder  

tenten stellen die intensive und ggf. län-
gerfristige Begleitung als Betreuung aus
einer Hand sicher.

Darüber hinaus beinhaltet das Pro-
jekt auch eine „Elternwerkstatt“, in
deren Rahmen verschiedene Veranstal-
tungen und Kurse angeboten werden, 
z. B. zum Thema „Wir werden Eltern“
oder „Kind und Gesundheit“, zur
Schuldenprävention (Haushaltsplanung,
Familienberatung) und Treffen der
Elterngruppe im Rahmen der Freizeit-
gestaltung.

Kontakt und weitere Informationen:

Michaela Hoffmann

Koordinatorin Projekt „Elternhaus“

m.hoffmann@sbw-jena.de

http://www.sbw-jena.de/projekt_
elternhaus.html

@

i

In ihrem gemeinsamen Programm
„Einfach Fußball“ initiieren und

unterstützen die Bayer AG und der
Deutsche Fußball-Bund (DFB) Part-
nerschaften von Förderschulen mit
Fußballvereinen. Ziel ist es, langfristig
mehr Kindern und Jugendlichen mit
Behinderung den Zugang zum Ver-
einsfußball und somit in den organisier-
ten Sport zu ermöglichen. Die Schirm-
herrschaft hat Hanno Balitsch über-
nommen, Profi-Spieler von Bundes-
ligist Bayer 04 Leverkusen.

In Leverkusen, Wuppertal, Alten-
diez, Dormagen und Krefeld-Uerdingen
sind bereits Partnerschaften von Fuß-
ballvereinen und Förderschulen mit
den Schwerpunkten Lernbehinderung
bzw. geistige Entwicklung entstanden.
Wissenschaftlich begleitet werden die
Kooperationen vom Team des For-
schungsinstituts für Inklusion durch
Bewegung und Sport (FIBS) der
Deutschen Sporthochschule Köln.
Dabei werden insbesondere mögliche
Veränderungen des Selbstkonzepts der
Förderschüler und der sozialen Kom-

„Einfach Fußball“ – Partnerschaften
zwischen Fußballvereinen und
Förderschulen

petenz der Vereinsspieler über einen
längeren Zeitraum betrachtet. „Einfach
Fußball“ bietet die Möglichkeit, struk-
turelle Voraussetzungen zum Gelingen
derartiger Angebote unter verschiede-
nen Rahmenbedingungen systematisch
zu analysieren.

Weiteres Ziel ist, ein Leitfaden für
die Zusammenarbeit zwischen Verei-
nen und Schulen sowie ein Curriculum 
für die DFB-Trainerausbildung zu ent-
wickeln.

Weitere Informationen:

www.sport.bayer.de@

i
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Der Internet-Auftritt „Ich kenne
meine Rechte“ präsentiert die UN-

Behindertenrechtskonvention als inter-
aktives Lernangebot. Es ist auf die
Bedürfnisse von Menschen zugeschnit-
ten, die gerne Leichte Sprache nutzen,
speziell auf Bedürfnisse von Menschen

mit Lernschwierigkeiten. Die Monito-
ring-Stelle zur UN-Behindertenrechts-
konvention will mit diesem Angebot
Menschen mit Behinderungen in pas-
sender und zugänglicher Form über
ihre Rechte informieren, aufklären und
damit zum „Empowerment“ beitragen.

Homepage zur Behindertenrechts-
konvention in Leichter Sprache  

Internetseite zu
barrierefreien
Erlebnisangeboten   

Mit seiner Initiative „Eifel barriere-
frei – Natur für Alle“ fördert der

Naturpark Nordeifel das Natur- und
Landschaftserlebnis auch für Men-
schen mit Behinderung und ältere
Menschen. Auf der Internetseite www.
eifel-barrierefrei.de präsentiert der
Naturpark Nordeifel derzeit über 70
Angebote aus Natur und Landschaft in
übersichtlicher Form, die auch für
Menschen mit Beeinträchtigungen
nutzbar sind. Die Angebotspalette wird
ständig durch neue barrierefreie Erleb-
nismöglichkeiten und Dienstleistungen
ergänzt und kann mit Hilfe von
Suchfunktionen (Kriterien wie Ziel-
gruppe/Behinderungsart, Thema, Ort)
durchstöbert werden. 

Kontakt und weitere Informationen:

Naturpark Nordeifel im 
Deutsch-Belgischen Naturpark 

Bahnhofstr. 16, 53947 Nettersheim

info@naturpark-eifel.de

www.naturpark-eifel.de

@

i

Die unabhängige Monitoring-Stelle
wurde 2009 beim Deutschen Institut für
Menschenrechte in Berlin eingerichtet.
Sie hat den Auftrag, die Rechte von
Menschen mit Behinderungen zu för-
dern und die Umsetzung der Konven-
tion zu überwachen.

Weitere Informationen:

www.ich-kenne-meine-rechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de

@

i

Die Fotos des Berliner Fotografen
Hans D. Beyer zum Thema Men-

schen mit Behinderung werden von der
Bundesvereinigung Lebenshilfe seit
Jahren für den Internet-Auftritt und
zahlreiche Publikationen eingesetzt.
Kein anderer Fotograf verfügt über 
eine ähnlich umfangreiche Sammlung
qualitativ hochwertiger Fotos von
Menschen mit Behinderung in ihren
Alltagssituationen.

Jetzt sind die Fotos in einem Online-
Archiv verfügbar. Übersichtlich sortiert
in Kategorien wie z. B. Familie, Früh-
förderung, Kindergarten, Schule, Ar-
beit, Alltag, Freizeit, Hilfen, Wohnen,
Portrait können die Fotos online
gesichtet und ausgewählt werden. Über
die Bestellmöglichkeit der Original-
dateien mit dem „Einkaufswagen“

kommen die gewünschten Bildformate
schnell zum Besteller. 

Das Fotoarchiv ist für angemeldete
Lebenshilfe-Vereine und -Einrichtungen
direkt über das Lebenshilfe-Portal
(www.lebenshilfe.de/wDeutsch/login/
index.php) aufrufbar und zu Sonder-
konditionen zu beziehen. Interessen-
t(inn)en außerhalb der Lebenshilfe
können ihre Zugangsdaten direkt beim
Fotografen Hans D. Beyer anfordern.

Kontakt und weitere Informationen:

Beyer foto.grafik 

Morsestr. 7, 10587 Berlin 
Tel. (0 30) 39 31 763

hdb@beyer-foto-grafik.de

http://www.lebenshilfe.de/wDeutsch/
unsere_angebote/fotoarchiv.php

@

i

Ein Bild sagt mehr als tausend Worte –
das Lebenshilfe-Fotoarchiv   
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BUCHBESPRECHUNGEN

hier hätte ich mir noch eine Betrach-
tung der Entwicklungsrisiken Frühge-
burt sowie Behinderung (allgemein)
gewünscht.

Sehr fundiert ist der systemtheore-
tisch begründete Artikel von Roland
Schleiffer, der den Zusammenhang
zwischen Vernachlässigung und damit
einer fehlenden Adressierung durch die
Eltern und der Entstehung von Verhal-
tensauffälligkeiten darstellt. Ebenso
relevant ist der bindungstheoretisch
fundierte Beitrag von Rüdiger Kißgen,
in dem Zusammenhänge zwischen 
desorganisierter Bindungsqualität, Ent-
wicklungsproblemen und Präventions-
möglichkeiten aufgezeigt werden. Die
Überleitung zum zweiten Teil des
Buches gelingt durch den Beitrag von
Michael Fingerle, der einen guten
Überblick zu Entwicklung und Stand
der Resilienzforschung gibt.

Im zweiten Teil des Buches werden
mit der Vorstellung eines Erhebungs-
bogens zunächst Möglichkeiten zur
Erkennung von Kindeswohlgefährdung
im Beitrag von Heinz Kindler und
Alexandra Sann dargestellt. Der Bei-
trag von Irène Candido beleuchtet ein
Beratungs- und Präventionskonzept
der Schweiz, das zeigt, wie gute Be-
ratung von Anfang an funktionieren
kann. Die beiden anschließend vorge-
stellten Programme starten bereits in
der Schwangerschaft bei Hoch-Risiko-
Schwangeren. Das von Tanja Jung-
mann vorgestellte Hausbesuchs-Pro-
gramm „Pro Kind“ befindet sich noch
in der Forschungsphase in der Bundes-
republik, erste Ergebnisse der Begleit-
forschung werden dargestellt. Das
STEEPTM-Programm, das Gerhard J.
Suess präsentiert, beruht auf Erkennt-
nissen der Bindungsforschung und greift
Aspekte des Beitrags von Rüdiger Kiß-
gen aus dem ersten Teil des Buches auf. 

Neben diesen Ansätzen, die eher die
Eltern fokussieren, werden zwei Pro-
gramme vorgestellt, die direkt bei den
Kindern ansetzen, um ihre sozial emo-
tionalen Kompetenzen zu fördern.
Clemens Hillenbrand, Thomas Henne-

Das sehr lesenswerte Buch, heraus-
gegeben von Rüdiger Kißgen und

Norbert Heinen, basiert auf dem
Kongress „Frühe Risiken und Frühe
Hilfen“, der im September 2008 in Köln
stattfand. Es gliedert sich in zwei mitei-
nander verknüpfte Teile: Im ersten Teil
werden aktuelle Erkenntnisse zu frü-
hen Risiken der kindlichen Entwick-
lung dargestellt, im zweiten Teil folgen
Beispiele zu Möglichkeiten der Prä-
vention und Intervention, um diesen
Risiken zu begegnen.

Im ersten Teil liegt zunächst ein
Schwerpunkt auf Aspekten der sozia-
len Benachteiligung. So werden von
Tanja Jungmann und Christian Pfeif-
fer aus kriminologischer Sicht die
Auswirkungen sozialer Benachteili-
gung und familiärer Gewalt dargestellt
und damit die Notwendigkeit Früher
Hilfen belegt. Hans Weiß legt den
Fokus seines Beitrags auf Kinderarmut
und die damit verbundenen Risiken für
die kindliche Entwicklung und begrün-
det seine Forderung nach besserer
Vernetzung interdisziplinärer Hilfen in
Deutschland. Einen weiteren Aspekt
gesellschaftlicher Bedingungen für das
Entstehen früher Risiken beleuchten
Hans-Joachim Roth und Henrike
Terhart, indem sie die Bedingungen des
Aufwachsens von Kindern mit Migra-
tionshintergrund unter besonderer
Beachtung des Spracherwerbs in den
Blick nehmen. Sie betonen, dass Mi-
grationshintergrund per se kein Risiko
darstellt.

Neben diesen vornehmlich gesell-
schaftlich determinierten Risiken liegt
der Fokus in einem zweiten Schwer-
punkt eher auf psychischen Aspekten.
Maria von Salisch und Uta Kraft
betrachten in ihrem Beitrag Störungen
der kindlichen Emotionsregulation und
ihre Bedeutung für die Entwicklung
aggressiven Verhaltens. Martin Walger
fokussiert die Auswirkungen einer
nicht erkannten Hörschädigung auf die
Entwicklung der betroffenen Kinder. Es
erstaunt an dieser Stelle etwas, dass
frühe Hörschädigung als einzige Be-
hinderungsart hier explizit erwähnt wird,

Rüdiger Kißgen, Norbert Heinen (Hg.)

Frühe Risiken und frühe Hilfen
Grundlagen, Diagnostik, Prävention 

2010. Stuttgart: Klett-Cotta. 293 Seiten. 34,90 €. ISBN 978-3-608-94630-7

mann und Annika Schell stellen mit
„Lubo aus dem All“ ein Konzept zur
Förderung der sozial-emotionalen Kom-
petenzen für Vorschulkinder vor und
belegen mit ersten Ergebnissen dessen
Wirksamkeit. Das „Papilio-Programm“
von Herbert Scheithauer und Heidrun
Mayer bezieht Eltern und Erzieher(in-
nen) stärker mit ein, die Autor(inn)en
berichten von positiven Langzeitwir-
kungen.

Das Buch endet mit zwei Beiträgen,
die die Arbeit von Erziehungsbera-
tungsstellen beleuchten: Der Beitrag
von Hermann Scheuerer-Englisch und
Herbert Fröhlich gibt einen guten
Überblick über verschiedene Angebote,
und Michael Schieche stellt die
Münchner Sprechstunde für Schrei-
babys vor, in der Babys mit Regula-
tionsproblemen und ihren Eltern häufig
in erstaunlich kurzer Zeit geholfen wer-
den kann.

Insgesamt beinhaltet das Buch von
Norbert Heinen und Rüdiger Kißgen
viele sehr interessante und gut lesbare
Artikel zu diesem wichtigen Thema, die
sowohl für die Lehre in der (Sonder-,
Sozial- und Allgemeinen) Pädagogik
sowie der Psychologie als auch für
Praktiker(innen), die in diesem Bereich
arbeiten, von Relevanz sind. Jedenfalls
habe ich einige der Beiträge direkt auf
meine Liste mit Literaturempfehlungen
für die Studierenden aufgenommen.

Frauke Janz, Heidelberg
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kommunikativen und sozialen Bedürf-
nisse von pflegebedürftigen Menschen
kritisch reflektiert (Patrizia Tolle).
Exemplarisch möchte ich zwei Beiträge
herausgreifen: Sabine Schäper nutzt
die Diskurstheorie und den Begriff der
Gouvernementalität von Foucault, um
die Ökonomisierung in der Behinder-
tenhilfe als „Mythos“ zu beschreiben:
Der Diskurs der Ökonomisierung bre-
che nicht nur quasi von außen über die
Behindertenhilfe herein, sondern wer-
de von der Heilpädagogik koprodu-
ziert, z. B. durch die Übernahme neoli-
beraler Polit-Slogans wie „fördern und
fordern“ in den pädagogischen Diskurs
und in den Kanon pädagogischer Leit-
vorstellungen. Kritik bedeutet in die-
sem Kontext für Schäper, Prozesse hal-
bierter Ambulantisierung und hal-
bierter Inklusion nicht einfach mitzu-
machen, sondern stets auf die poten-
ziellen Verlierer in diesem Prozess hin-
zuweisen. 

Der Beitrag von Klaus Dörner fällt
in zweierlei Hinsicht aus dem bisheri-
gen Rahmen: Zum einen handelt es
sich um die Wiedergabe eines Inter-
views, zum anderen wird hier die Öko-
nomisierung nicht primär als grund-
sätzliches Übel kritisiert, sondern in
durchaus verblüffender Deutlichkeit als
Chance und Notwendigkeit für die
Behindertenhilfe und Heilpädagogik
proklamiert: Das „Gesundschrumpfen“
einer hochgradig berufsegoistischen
Profession wie der Heilpädagogik sei in
Verbindung mit einer Stärkung des bür-
gerschaftlichen Engagements und der
integrativ wirkenden Sozialraumorien-
tierung durchaus positiv einzuschätzen. 

Die Beiträge des zweiten Kapitels
widmen sich unter der Überschrift „Me-
dizinisierung“ u. a. historischen, ethi-
schen und wissenschaftstheoretisch
orientierten Problemstellungen.

Ausgehend von einer Problematisie-
rung der zunehmend schwindenden
Grenze zwischen Natur und Kultur
fragt Markus Dederich nach philoso-
phischen, wissenschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Vorstellungen, die der
Idee der Perfektibilität des Menschen
und des Menschenmachens ideenge-
schichtlich zugrunde liegen und welche
qualitativ neuen Aspekte die gegenwär-

Der Kulturbegriff ist in den vergan-
genen Jahren wieder zunehmend

aus den (ohnehin durchlässigen) dis-
ziplinären Grenzen der Kulturwissen-
schaft ausgewandert und mittlerweile –
transdisziplinär – in zahlreichen Fach-
bereichen heimisch geworden, so auch
in der Pädagogik und nunmehr auch
Heilpädagogik. Heilpädagogik als Kul-
turwissenschaft untersucht u. a., so die
Herausgeber im Vorwort, wie „histo-
risch sich wandelnde Gesellschaften
Vorstellungen und Deutungsmuster
von und institutionalisierte Umgangs-
formen mit ‚Behinderung' hervorbrin-
gen“ (9). Heilpädagogik werde zur Kul-
turwissenschaft, so Rösner in seinem
Beitrag, „wenn sie kritisch hinter die
Prämissen der disziplinär akzeptierten
Gegenstandsbezüge zurückfragt“ (204),
um auf diesem Wege die identitätssi-
chernden Bedingungen der Disziplin
und Profession offenlegen zu können.
Andererseits geht es aber nicht nur um
einen kritischen Blick „hinter die Ku-
lissen“, sondern ebenso um eine nor-
mative Vergewisserung, wenn die He-
rausgeber Heilpädagogik „vor allem
auch als ein Beitrag zur Fundierung
und zum Erhalt der Humanität der
Kultur“ (9) verstehen. Aktuelle Prozes-
se der Ökonomisierung und Medizi-
nisierung werden im vorliegenden
Buch als Gefährdungen dieser Humani-
tät der Kultur kritisch in den Blick
genommen.

Die vier Herausgeber versammeln 
17 Beiträge und ordnen diese den drei
inhaltlichen Schwerpunktsetzungen
Ökonomisierung (Teil I), Medizinisie-
rung (Teil II) und schließlich Heil-
pädagogik als Kulturwissenschaft (Teil
III) zu.

Im ersten Kapitel setzen sich die
Autor(inn)en aus unterschiedlichen
Perspektiven und anhand verschiede-
ner Themenbereiche mit Fragen der
Ökonomisierung der Behindertenhilfe
auseinander: Neben einer grundsätzli-
chen Kritik der Ökonomisierung des
Menschenbildes in der Spätmoderne
(Dieter Gröschke) werden z. B. die Be-
deutung von Organisationskulturen in
Einrichtungen der Behindertenhilfe
thematisiert (Heinrich Greving) und
die Auswirkungen von Spar- und
Rationalisierungsmaßnahmen auf die

Markus Dederich, Heinrich Greving, Christian Mürner, Peter Rödler (Hg.)

Heilpädagogik als Kulturwissenschaft
Menschen zwischen Medizin und Ökonomie 

2009. Gießen: Psychosozial-Verlag. 282 Seiten. 29,90 €. ISBN 978-3-8379-2054-3

tigen, lebenswissenschaftlichen Bemü-
hungen zur Verbesserung des Men-
schen ausmachen. An diese grundsätz-
lichen Überlegungen schließt der
Beitrag von Jan Gerdts zu ökonomi-
schen Bedingungen von Entscheidun-
gen im Kontext der pränatalen Dia-
gnostik an, in dem kritisch hinterfragt
wird, inwieweit Frauen tatsächlich
selbstbestimmt – unabhängig von exter-
nen, ökonomische Faktoren – eine
Entscheidung für oder gegen einen
Schwangerschaftsabbruch treffen kön-
nen. Es folgen wissenschaftstheoreti-
sche Überlegungen zum Verhältnis von
Erklären und Verstehen in den Human-
wissenschaften von Rainer Hohlfeld.
Wolfgang Jantzen erörtert ausgehend
von Vygotskij und der Psychologie der
Kulturhistorischen Schule die Rolle der
Neurowissenschaft in der Pädagogik
am Beispiel des Autismus. Hierbei steht
eine Auseinandersetzung mit philoso-
phischen Problemen im Vordergrund,
die eine Kritik der cartesianischen
Auffassung des Subjekts ins Zentrum
rücken. Ausgehend von dem Begriff der
„doppelten Realität“ (Basaglia) setzt
sich Willehad Lanwer mit der Bedeu-
tung und Funktion von Therapie im
(heil)pädagogischen Handeln ausei-
nander. Maximilian Buchka wirft
einen Blick auf das Altern von Men-
schen mit geistiger Behinderung, refe-
riert verschiedene theoretische Per-
spektiven auf den Prozess des Alterns
und stellt kulturelle Bildungskonzepte
für alte Menschen mit geistiger Behin-
derung vor.

Während sich die bislang angeführ-
ten Beiträge primär dem Untertitel des
Buches zuordnen lassen, werden die
letzten sechs Beiträge unter der Über-
schrift Heilpädagogik als Kulturwissen-
schaft versammelt: Andreas Möckel
zeigt historische Berührungspunkte der
Heilpädagogik mit Medizin und Öko-
nomie auf und weist auf die notwendige
Unterscheidung von falscher Indienst-
nahme und sinnvoller Zusammenarbeit
hin. Hans-Uwe Rösner thematisiert die
normativen Grundlagen der Heilpä-
dagogik als Kulturwissenschaft und dis-
kutiert verschiedene Gerechtigkeits-
bzw. Moraltheorien (Rawls, Nussbaum,
Butler, Derrida). Peter Rödler setzt sich
kritisch mit sprach- und körperbezoge-
nen „Standardisierungen“ auseinander
und mahnt das Ringen um Verständi-
gung als Notwendigkeit und Bedürfnis
aller Menschen an. Christian Mürner
fahndet nach narrativen Textteilen in
heilpädagogischer Literatur (z. B. Fall-
geschichten) und fragt nach dem kul-
turwissenschaftlichen Stellenwert und
der besonderen Aussagekraft dieser
dichten Beschreibungen. Jan Weisser
erläutert das Design eines Forschungs-



projekts zur empirischen Wissensfor-
schung, erkennt für die Sonderpäda-
gogik eine historische Destabilisierung
im Verhältnis von Fach und Wissen und
argumentiert vor diesem Hintergrund
für eine transdisziplinäre Wissensbil-
dung. Abschließend formuliert Emil E.
Kobi kritische Anfragen an die Heil-
pädagogik als eine sich wandelnde
Disziplin.

Wenngleich eine explizit kulturwis-
senschaftliche Orientierung als Theo-
riefolie der einzelnen Artikel teilweise
etwas diffus bleibt, so wird „kulturwis-
senschaftlich“ im gesamten Band als
kritische und durchaus auch politische
Haltung verstanden. Somit entsprechen
die durchweg anspruchsvollen und
lesenswerten Beiträge dieses gelunge-
nen und empfehlenswerten Sammel-
bandes dem im Vorwort formulierten

Anspruch, dass ein nachhaltiges Wir-
ken für die Teilhabe von behinderten
Menschen das Engagement für eine
Kultur erfordere, die durch ein inklusi-
ves Menschenbild geprägt ist und auch
anspruchsvoll auf die Medizin und
Ökonomie zurückwirkt.

Oliver Musenberg, Berlin
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Heinz-Jürgen Dahme, Norbert Wohlfahrt (Hg.)

Regiert das Lokale das Soziale? 
Die Kommunalisierung und Dezentralisierung sozialer
Dienste als sozialpolitische Reformstrategie 
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Föderalismusreform ist das Thema,
das mich mittlerweile seit Jahr-

zehnten beruflich begleitet und mich
noch nie so richtig interessiert hat. Alle
Argumente für die eine oder andere
Lösung sind bekannt, erwogen und
ausdiskutiert, nach einer zeitlichen
Ruhepause kommen dann dieselben
Vorschläge wieder in die Umlaufbahn
und verschwinden wieder im Dickicht
der Gebietskörperschaften. 

Aber praktisch war das Thema doch
immer vor meinem Auge: die Trennung
von ambulantem und stationärem Woh-
nen in der Zuständigkeit zwischen ört-
lichen und überörtlichem Träger, die
regionalen Gebietsschutzklauseln im
Werkstattbereich, die Merkwürdigkei-
ten bei der Umsetzung des Heimgeset-
zes auf Länderebene, die Auflösung
zentraler Strukturen in Baden-Würt-
temberg mit anschließendem Klagen
über die schwache Verhandlungskom-
petenz auf örtlicher Ebene, die Auf-
lösung kommunaler Strukturen in
Hessen mit der Klage über fehlenden
örtlichen Bezug der zentralen Verhand-
lungspartner und vieles mehr. 

Jetzt ist ein Buch da, das sich dem
Thema der Kommunalisierung und De-
zentralisierung sozialer Dienste wid-
met. Die Grundidee des Buches ist 
aktuell geprägt: Kommunalisierung,
Sozialraumorientierung, Dezentralisie-
rung lassen sich bei sozialen Dienst-
leistungen funktional begründen. 

Dieter Grunow (Kommunalisierung
der Sozialpolitik) legt als Einstieg eine
ausgezeichnete Schilderung der Archi-
tektur des politisch-administrativen
Systems in Deutschland vor. Erläutert
wird kurz und präzise der rechtliche

Rahmen, dann schafft er eine systemati-
sche Sicht auf alternative Umbaupläne
der Staatsarchitektur. Er unterscheidet
den groß dimensionierten Umbau der
Staatsarchitektur und dessen sozialpol-
tische Strukturfolgen von der Kom-
munalisierung in mittlerem und klei-
nem Umfang. Hier erläutert er die
Strukturveränderungen in der öffent-
lichen Verwaltung und wiederum 
die entsprechenden sozialpolitischen
Strukturkonsequenzen. Grunow zeigt
weiterhin die Spannung in der Kom-
munalisierungsdiskussion auf, die maß-
geblich normativ geprägt ist und an
einer Unterbelichtung in der Theorie
kommunaler Leistungsfähigkeit leidet.
Sind kommunale Strukturen tatsäch-
lich effizienter als Großstrukturen?
Welche empirischen Hinweise gibt es
hierfür? Welche theoretischen Bau-
steine lassen sich finden? 

Geradezu von einer Renaissance des
Lokalen sprechen Heinz-Jürgen Dah-
me und Norbert Wohlfahrt in ihrem
Beitrag „Dezentralisierung und Kom-
munalisierung“. Die angeführten Bei-
spiele spiegeln die Idee einer lokalisier-
ten Bürgergesellschaft: Runde Tische,
Präventionsräte, „Pakte jeglicher Art“
(26) – wie wahr! –, Vernetzung, Zivilge-
sellschaft, soziale Stadt, gesunde Stadt,
kommunale Beschäftigungsinitiativen,
kommunale Integrationsprogramme für
Migranten und vieles mehr: das Lokale
als Hoffnungsträger. Die Autoren spre-
chen von einem starken Trend zur
Dezentralisierung sozialstaatlicher Auf-
gaben und verweisen auf die „Tieferzo-
nung“ staatlicher Verantwortung auf
Richtlinienkompetenz durch Autono-
mieausbau lokaler Settings und auf die
internationale Diskussion dieser „De-
volution“. Die Autoren bleiben auf der

Ebene der Governance-Leitbilder, und
so bleibt dem Rezensenten die Frage,
ob denn die gewählten Beispiele tat-
sächlich den „Devolution“-Prozess
markieren. Entstammt nicht ein Groß-
teil dieser lokalen „Pakte aller Art“
Bundesprogrammen? Sind das nicht
vielleicht auch „Beweise“ für eine
Ausweitung der Bundespolitik in kom-
munale Gestaltungsmöglichkeiten?
Ähnlich skeptisch bin ich beim nächs-
ten Argumentationsschritt der Autoren.
Dahme und Wohlfahrt nehmen das
New Public Management der Kom-
munalverwaltungen auch als Hinweis
auf Dezentralisierung in der Sozial-
politik. Es ginge hier darum, die
Steuerungskompetenz und Steuerungs-
funktion der Kommunalverwaltung
auszuweiten und zu verbessern. Mög-
licherweise steht so etwas im kommu-
nalen Leitbild, aber bedeutet Effizienz-
steigerung Bedeutungsgewinn? Im
nächsten Argumentationsschritt ver-
weisen Dahme und Wohlfahrt auf die
wachsende Bedeutung von Local
Governance. In diesem Abschnitt wer-
den dieses Konzept und Beispiele prak-
tischer Umsetzung geschildert und sehr
gut diskutiert. Die Diskussion trifft den
zentralen Punkt: Führt das Konzept der
Local Governance mit seinen Ansprü-
chen als Leistungstreiber, Entbürokra-
tisierer, Bürgerbeteiliger, Ressourcen-
mobilisierer und Partizipationsplatt-
former tatsächlich zu einer sozialpoliti-
schen Mixtur, zu neuen sozialpoliti-
schen Konzepten, oder stellt das
Modell der Local Governance tatsäch-
lich nicht doch den Versuch einer
Instrumentalisierung der Zivilgesell-
schaft dar? Nicht trennscharf davon,
aber wie sollte das auch gehen, wenn
die politisch korrekten Begriffe mit wis-
senschaftlicher Nüchternheit konfron-
tiert werden, werden die Konzepte der
Bürgerkommune und der Sozialraum-
orientierung dargelegt. Der Beitrag ist
theoretisch inspiriert, behandelt die
politisch korrekten Konzepte so, als ob
man sie ernst nehmen könnte, und
kommt folgerichtig zu einer nüchternen
Sicht der Dinge. 

Erzählend, berichtend, nachdenkend
schreibt Hejo Manderscheid über seine



Erfahrungen als Caritasdirektor mit der
Kommunalisierung als Implementie-
rungsprozess in Hessen. Er schildert
die sozialpolitische Abkehr von der
„zentralistischen Landessteuerung“,
entsprechende Erwartungen auf Poli-
tikseite und auf Trägerseite, er erläutert
die Instrumente bei der Festlegung von
Budgets und im Berichtswesen und 
er zeigt, verwaltungswissenschaftlich
geschult, was passiert, wenn man ein
gute politische Absicht ins Feld schickt.
Sein ganzer Bericht ist praxisgetauft,
höchst anschaulich in den Beispielen,
theoretisch schlüssig – und so stellt sich
der Rezensent die Frage, warum ausge-
rechnet dieser Beitrag so gut lesbar und
nachvollziehbar ist: Manderscheid
schreibt ohne irgendwelche Hinweise
auf Literatur, er kommt ohne Fuß-
noten, ohne jeglichen empirischen Be-
leg aus, und vielleicht ist diese nicht-
wissenschaftliche Schreibform mit fun-
diertem Inhalt eine Form, die wir ver-
mehrt einsetzen sollten. 

Holger Ziegler zeigt in seinem Bei-
trag „Orientierung am Sozialraum“,
dass er den Forschungsstand kennt,
und zwar den internationalen, dass er
deshalb nicht auf den Sozialraum als
wohlklingendes Leitbild hereinfällt,
sondern die sozialräumliche Orientie-
rung der Sozialarbeit theoretisch fun-
diert abhandeln kann. Nach dieser
theoretischen Hinleitung setzt sich
Ziegler mit dem Sozialraumbudget als
passende Finanzierungsform der So-
zialraumorientierung auseinander. Er
schafft hier auf wenigen Seiten eine
gute Gesamtsicht der sozialwissen-
schaftlichen Pros und Contras dieser
Finanzierungsform. Im nächsten Ka-
pitel fragt er, sich wiederum auf interna-
tionale Forschungsliteratur beziehend,
nach Gebietseffekten. Empirisch ge-
stützte Kenntnisse, von Ziegler gut
zusammengestellt, über die tatsächliche
Relevanz und Wirksamkeit von sozial-
räumlichen Kontexten für die Pro-
blemproduktion werden auf die sozial-
räumlichen Konzeptionen der Sozial-
arbeit losgelassen. Ich darf es verraten:
Es gewinnt die Empirie, und der
Eindruck verdichtet sich, dass viele
sozialpädagogische Konzeptionen der
Bedeutung des Sozialraumes schlicht-
weg falsch und uninformiert sind.

Nach diesen eher grundlegenden
Beiträgen versammelt der Band in
einem großen Block auch Beiträge zur
Kommunalisierung und Dezentralisie-
rung in Handlungsfeldern sozialer
Dienste. Diese Beiträge beschäftigen
sich mit der konkreten Ausgestaltung
der Kommunalisierung im jeweiligen
Handlungsfeld.

Michael Buestrich schreibt über die
kommunale Arbeitsmarktpolitik, über
deren Geschichte, über das „alte“ Span-
nungsfeld von Sozialhilfe und Arbeits-
förderung und über die Neuorganisa-
tion der kommunalen Arbeitsmarktpo-
litik, über Implementierungen von
ARGE und Ergebnisse dieser Reform
aus sozialrechtlicher Sicht und aus
Sicht der Evaluationsforschung. Bue-
strich hat „aus Versehen“ auch einen
Text geschrieben, der in der sozialpoliti-
schen Lehre zur Basisliteratur für
Studierende gehören könnte.

Gertrud Kühnlein setzt sich mit der
Regionalisierung der Bildungspolitik
auseinander, mit dem Konzept der Bil-
dungsregionen und kommunalen Bil-
dungslandschaften, und letztlich auch
mit den Grenzen der Re-Regulierung
durch kommunale Steuerung. Noch
scheinen diese Konzepte konzeptlastig
zu sein, und so kann dieser Beitrag
auch noch keine Aussagen darüber
machen, welche empirischen Erfah-
rungen mit diesen Konzepten in der
Praxis verbunden sind. 

Ausführlich setzen sich Dahme und
Wohlfahrt in einem weiteren Beitrag
mit der Sozialraumorientierung in der
Kinder- und Jugendhilfe auseinander.
Der Text liefert einen sehr guten Über-
blick über den Diskussionsstand, über
Sozialraumbudgets, über Konsequen-
zen für die sozialen Träger, über Kon-
sequenzen für die Sozialverwaltung,
über Professionaliserungskonsequenzen,
aber: Auch hier liegt (noch?) kein em-
pirisches Material vor, um diese Dis-
kussion aus ihren theoretischen Schlei-
fen, die ja seit Jahren zum Verwechseln
ähnlich sind, in die nächste erfahrungs-
gesättigte Umlaufbahn zu bringen. 

Peter Georg Albrecht liefert in die-
sem Buch den Beitrag zur Dezentrali-
sierung und Kommunalisierung in der
Altenhilfe. Dieser Beitrag sucht sein
Material in den Landes-Altenhilfeplä-
nen, in politischen Leitlinien und poli-
tischen Programmen – und er findet,
das ist aber nicht die Schuld des
Autors, Leitbilder und Leitbilder und
noch mehr Leitbilder. Doch wie wertet
man politische Semantik aus? Wen
interessiert dieses politische „Pro-
grammzeugs“ eigentlich noch? Soll
man solche Texte der Politik wirklich
ernst nehmen? Aus Sicht des Rezen-
senten, der die kommunalen Alten-
pläne der 1960er und 70er Jahre kennen
lernen musste: Es gibt in der Altenpoli-
tik offensichtlich Wiedergeburten.

Michael Krummacher setzt sich mit
der Kommunalisierung der Integra-
tionspolitik auseinander. Der Beitrag

zeigt auch die Geschichte der Integra-
tionspolitik und verschiedene Maßnah-
men der Integrationspolitik, jedoch
bleibt der Eindruck, dass man zu jeder
Maßnahme, zu jedem Instrument, zu
jeder Finanzierungsform immer auch
„kommunal“ davor schreiben kann,
ohne jedoch eine schlüssige Begrün-
dung zu bekommen, warum denn
Integrationspolitik unbedingt Kommu-
nalpolitik sein sollte. Der Beitrag von
Krummacher beschreibt Integrations-
politik, und das gut, aber reicht die
politische Begründung tatsächlich, dass
Menschen irgendwie immer in einer
Gemeinde leben? 

Richtig gut ist der Beitrag von Sabine
Schäper „Von der Anstalt zur caring
community“. So fundiert, informiert und
theoretisch reflektiert kann man selten
über zentrale Themen der Behinderten-
hilfe lesen. Ambulant versus stationär –
dieses so gern diskutierte Paar wird in
diesem Beitrag seziert, historisch be-
trachtet, in den Implikationen der so-
zialpolitischen Akteure beschrieben, auf
die Konsequenzen für Professionalisie-
rung, Klientenautonomie und Organisa-
tion der Behindertenhilfe hin abgeklopft
und in eine theoretische Fassung eines
Teilhabekonzeptes gestellt, die über die
doch sehr normativ geladene Inklu-
sionsdiskussion hinausreicht. 

Zwei methodische Arbeiten runden
das Buch ab: Monika Burmester liefert
eine gute Zusammenfassung zum theo-
retischen und praktischen Stand der
kommunalen Sozialberichterstattung,
und Andreas Polutta tut das gleiche
zum Thema Wirkungssteuerung als In-
strument der kommunalisierten Sozial-
politik. Beide Aufsätze sind informativ,
zeigen aber, wahrscheinlich unabsicht-
lich, dass beide Themata methodisch
noch nicht so ausgereift sind, dass man
bei der Lektüre der klärenden Sätze
über das „Warum und für wen“ nicht
immer wieder den Impuls verspürt: Die
Verfahren und Methoden, die notwen-
dig sind, sind echte Brocken.

Das ist auch mein Gesamteindruck
nach der Lektüre des Buches: Der
Grundstein einer systematischen Pro-
blemdarstellung ist durch dieses gute
Buch gelegt, die Fragen sind gestellt, die
Ansprüche und Widersprüche der
Kommunalisierung und Dezentralisie-
rung sind ausformuliert – es gibt endlich
mal eine kompakte Sicht für die
Sozialarbeit. Der Weg muss aber metho-
disch abgesichert werden, die Effektivi-
tät dezentraler Lösungen bewiesen und
die Begeisterung für politisch korrekt
formulierte Konzepte abgebaut werden.

Bernd Halfar, Nürnberg
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tes, sehr plausibles Modell zu „Phasen
und Niveaus der Konflikteskalation“
konzipiert, das die Eskalation eines
Konflikts unterteilt in Vorphase, Eska-
lationsphase, Akutniveau, Beruhigungs-
niveau und Nachphase. 

In Abschnitt B folgen „Ergebnisse in
Bezug auf die pädagogische Proble-
matik im Umgang mit (eskalierenden)
sozialen Konflikten“. Zunächst werden
„Pädagogische Probleme im Umgang
mit sozialen Konflikten“ (Kap. 6) aufge-
zeigt. „Pädagogisch problematische
Muster“ werden sowohl in Bezug auf
„Erkennen, Ursachenzuschreibung und
Reflektion“ als auch in Bezug auf
„Interaktion und Intervention in Kon-
flikten“ beschrieben. Dazu zählen Mus-
ter wie fehlendes Bewusstsein und
Nichterkennen von Konflikten (145 f.),
auf die Person des Klienten fokussierte
Ursachenzuschreibungen (151) und Be-
wertungen der Person des Klienten
(153 f.). Dies gilt auch für die in der
Praxis gebräuchlichen Reflexionsmus-
ter, von denen eine „Zuschreibung als
Verhaltensauffälligkeit des Klienten“
als ein zentrales Reflexionsmuster so-
zialer Konflikte benannt wird (162). In
einer Zusammenfassung wird betont:
„Der Umgang der pädagogischen Fach-
kräfte mit zentralen Konflikten wird
nicht zentral durch Fachkonzepte be-
stimmt, vielmehr sind individuelle Ein-
schätzungen bzw. subjektive Theorien
und individuelle Ziele zentral“ (213).
Das Kap. 7 „Pädagogische Probleme im
Umgang mit eskalierenden Konflikten“
bezieht sich auf verschiedene Probleme
speziell in den Phasen der Konflikt-
eskalation und enthält eine aufschluss-
reiche Diskussion zu dem in der Praxis
eher tabuisierten Thema „Physische
Intervention“. Folgende Probleme wer-
den herausgearbeitet (213 f.): die Schwie-
rigkeit, Konflikte im Entstehungsni-
veau zu deeskalieren, emotionale Selbst-
beherrschung, Beruhigung der Klientin
bzw. des Klienten sowie aktive Gestal-
tung der Nachphase des Konflikts. 

Die gesamten im Abschnitt B erör-
terten Problemen bündelt der Autor in
einer Abstraktion zu folgenden drei
Schwierigkeiten seitens der pädagogi-

In Vorwort und Einleitung präzisiert
der Autor die Intention der Ver-

öffentlichung: Die Analyse sozialer, ins-
besondere eskalierender Konflikte zwi-
schen pädagogischen Fachkräften und
Klient(inn)en in Einrichtungen der
Behindertenhilfe soll Auskunft geben
über auftretende pädagogische Pro-
bleme sowie die Professionalität der
Fachkräfte.

Die „Theoretische Verortung“ in Teil
I widmet sich zunächst einer umfassen-
den Diskussion von „Begriff und
Theorie des sozialen Konflikts“ (Kap.
2). Die zweite theoretische Verortung
bezieht sich auf die „Professionalisie-
rung in Erziehungswissenschaft und
Heilpädagogik“ (Kap. 3), wobei der
Autor den in der Heilpädagogik eher
marginalen Professionalisierungsdis-
kurs darstellt. Eine Entwicklung dieses
Diskurses weg von einer persönlich-
keitsorientierten Perspektive hin zu
einem „Interesse der Heilpädagogen an
der eigenen fachlichen Identität“ (80)
wird geschlussfolgert.

In Teil II werden die Ergebnisse der
mehrgliedrigen qualitativen Forschung
referiert: „Ergebnisse in Bezug auf
(eskalierende) soziale Konflikte“ wer-
den in Abschnitt A dargestellt. Bei der
„Deskription, Analyse und Typologi-
sierung von sozialen Konflikten“ (Kap.
4) werden acht verschiedene Konflikt-
formen unterschieden sowie zwei ver-
schiedene Kausalitäten. Zahlreiche
Praxisberichte aus Interviews über
Konflikte zwischen pädagogischen Fach-
kräften und Menschen mit Behinde-
rungen werden aufgrund der theoreti-
schen Einordnung in Typologien und in
personbezogene oder interaktionsbezo-
gene Kausalitäten in ihrem Hintergrund
und ihrer Bedeutung unmittelbar ver-
steh- und erklärbar wie z.B. die Unter-
scheidung in teilweise „konstruktive
und destruktive Konflikte“ (90 ff.) oder
zum mangelnden pädagogischen Takt
von Mitarbeitenden (111 f.). Ergebnisse
zur Eskalation von Konflikten befinden
sich im Fokus des folgenden Kapitels
(5): „Deskription, Analyse und Typolo-
gisierung der Konflikteskalation“. Hier
wird ein, auch grafisch veranschaulich-

Ernst Wüllenweber

Soziale Konflikte als pädagogisches
Problem
Eine Studie zum pädagogischen Handeln in kritischen
Situationen in den Einrichtungen der Behindertenhilfe 

2009. 2. Aufl. Hamburg: Elbewerkstätten. 326 Seiten. 29,50 €. ISBN 978-3-942010-01-6

schen Fachkräfte: erstens die „Schwie-
rigkeit, einen distanzierten Blick auf
das Geschehene zu realisieren“, zwei-
tens die „Schwierigkeit, sich nicht zu
sehr in das komplexe Geschehen zu
verstricken“, und drittens die „Schwie-
rigkeit, den Umgang mit sozialen Kon-
flikten pädagogisch zu deklinieren“
(213 f.).

Abschnitt C enthält „Ergebnisse in
Bezug auf Professionalität“. Zunächst
werden sieben Problembereiche von
Professionalität beschrieben: Heteroge-
nität der Auffassungen (hier vor allem
subjektiv begründete Argumentatio-
nen), Defizitperspektive und Fremdheit
gegenüber Menschen mit Behinderun-
gen, Umgang mit Individualität und
Verschiedenheit (der im Widerspruch
zu dem historischen heilpädagogischen
Paradigma der Einzelfallorientierung
steht), Umgang mit Nähe und Distanz
(bei dem viele Grenzüberschreitungen
stattfinden), Etikettierung und Patho-
logisierung von Menschen mit Behin-
derungen, niedrige Wirksamkeitsüber-
zeugung in Bezug auf das pädagogische
Handeln sowie Gewaltanwendungen
gegenüber Klient(inn)en. Die Anzei-
chen von Professionalität erscheinen
nicht als konsistent, das theoretische
Paradigma der Selbstbestimmung stößt
z. B. in der Praxis auf „große Unsicher-
heit, Gegensätzlichkeit und Diffusität“
(239). Überraschend erscheint dem
Autor sowie der Leserin, dass hinsicht-
lich der Handlungs- und Interven-
tionsmuster kaum Unterschiede zwi-
schen ausgebildeten und nicht aus-
gebildeten pädagogischen Fachkräften
gefunden wurden. Zwischen den bei-
den Gruppen wurden lediglich Unter-
schiede in der Differenziertheit der Re-
flexionen festgestellt. 

„Diskussion und Schlussgedanken“
finden sich in Teil III. Diese beziehen
sich zunächst auf eine „konflikttheore-
tische und konfliktpädagogische Dis-
kussion“ (Kap. 9). Hier wird insbeson-
dere auf den Gewinn der Konflikttypo-
logisierung hingewiesen, nämlich, „dass
sie einen analytischen Vorteil haben
und differenzierte Interventionen eröff-
nen können“ (249). Eine „professions-
theoretische Diskussion unter besonde-
rer Berücksichtigung der Selbstbe-
stimmung und der Berufsrolle der päda-
gogischen Fachkräfte“ (Kap. 10) steht
am Ende der Veröffentlichung. Eine
anschauliche Darstellung der Entwick-
lung der Berufsrolle von pädagogischen
Fachkräften in der Behindertenhilfe sei
hier hervorgehoben, ebenso eine Kon-
kretisierung verschiedener Aspekte der
neuen Berufsrolle in Bezug auf den
Umgang mit sozialen Konflikten, begin-
nend mit dem Ernstnehmen von Kon-



flikten (289). Als Schlussfolgerung der
nur marginal aufzufindenden Fach-
kompetenzen verneint der Autor das
Kennzeichen Profession für pädagogi-
sche Fachkräfte in der Behinderung
und spricht stattdessen von einem
„Beruf, in den sich die Protagonisten
vor allem durch die Teilhabe an der
Praxis einarbeiten“ (295). Dennoch
charakterisiert der Autor die Heilpäda-
gogik als Leitdisziplin der Behinder-
tenhilfe.

Das vorliegende Buch stellt in seinen
Ergebnissen und kritischen Reflexio-
nen für Theorie und Praxis eine
Provokation dar. Jede Diskussion über
Professionalität in der Behindertenhilfe
muss auf die Ergebnisse dieser Studie
Bezug nehmen. Es ist zu wünschen,
dass sie als Anlass zu selbstkritischem
Nachdenken verwendet wird.

Um einen Überblick über Themen
wie Konflikttheorien, physische Inter-
vention oder Professionalität zu gewin-
nen, eignet sich auch die Lektüre ein-
zelner Kapitel ganz ausgezeichnet.
Hervorzuheben sind zudem die an-
schaulichen, auch farbig gestalteten
Modelle der Konflikteskalation sowie
zur Entwicklung der Profession.

Ausgesprochen bedauerlich ist, dass
in dieser zweiten Auflage aus Platz-
gründen kein Forschungsdesign be-
schrieben wird. In der Heilpädagogik
liegt ein großer Nachholbedarf an
empirischer Forschung vor, und es wäre
zu wünschen, auch den methodischen
Weg zur Gewinnung der Ergebnisse zu

kennen. Hier bleibt leider auf die erste
Auflage zu verweisen.

Ulrike Mattke, Hannover
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Alfaré, Andrea u. a. (Hg.)

Facilitated Communication
Forschung und Praxis im Dialog.
2010. Karlsruhe: von Loeper. 224 Seiten. 19,90 €

Böllert, Karin (Hg.)

Soziale Arbeit als Wohlfahrts-
produktion
2011. Wiesbaden: VS Verlag für
Sozialwissenschaften. 180 Seiten. 29,95 €

Ellger-Rüttgardt, Wachtel (Hg.)

Pädagogische Professionalität 
und Behinderung
Herausforderungen aus historischer, 
nationaler und internationaler Perspektive.
2010. Stuttgart: Kohlhammer. 224 Seiten. 29,00 €
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Ev. Stiftung Alsterdorf; Katholische Hochschule
für Sozialwesen (Hg.)

Enabling Community
Anstöße für Politik und sozial Praxis.
2010. Hamburg: Alsterdorf. 320 Seiten. 19,90 €

Flickinger-Pflüger, Martina u. a.

Pflege für ältere Menschen mit
Behinderung
2010. Bochum: Contec GmbH. 92 Seiten. 75,00 €

Förstl, Hans; Kleinschmidt, Carola

Demenz
Diagnose und Therapie.
2011. Stuttgart: Schattauer. 164 Seiten. 19,95 €

Gruntz-Stoll, Johannes (Hg.)

Ich habe Glück gehabt, 
dass es mich gibt
Georg Paulmichels Weg zum Wort.
2010. Innsbruck: Studienverlag. 164 Seiten.

Gutjahr, Uwe (Hg.)

Barrierefreie Bau- und
Wohnkonzepte
Planungshilfen und Praxisbeispiele zu 
gesetzlichen, technischen und medizinischen
Anforderungen.
2010. Merching: Forum. 98,– €

Hülshoff, Thomas 

Medizinische Grundlagen der
Heilpädagogik
2010. München: Reinhardt. 440 Seiten. 29,90 €

Klein, Ferdinand

Inklusive Erziehung- und 
Bildungsarbeit in der Kita
Heilpädagogische Grundlagen und Praxishilfen.
2010. Troisdorf: Bildungsverlag Eins. 220 Seiten.
19,95 €

Landesbeauftragter für Menschen mit
Behinderungen Niedersachsen

Das „Budget für Arbeit“
Wir sind die Mutmacher/innen.
2010. Hannover: Landesbeauftragter für Menschen
mit Behinderungen Niedersachsen. 54 Seiten.

Lanfranconi, Paula; Markus, Ursula

Ja – und?
Menschen mit Behinderung erzählen.
2010. Zürich: pro infirmis. 160 Seiten. 29,80 €

Meyer, Thomas

Potenzial und Praxis des
Persönlichen Budgets
Eine Typologie von BudgetnutzerInnen in
Deutschland.
2011. Wiesbaden: VS Verlag für Sozial-
wissenschaften. 456 Seiten. 49,95 €

wie zu bewährten Methoden und Prin-
zipien der Unterrichts- und Pausen-
gestaltung. 

Rechtsgrundlagen, Hinweise zur
Wahl der geeigneten Schule und zur
Elternarbeit sowie spezielle Fragen zum
Umgang mit Aggressionen, Besonder-
heiten in der Pubertät und der Sexua-
lität werden praxisnah behandelt.

Schüler(innen) mit Autismus-Spek-
trum-Störungen sollten in ihrer

Kommunikation, im Sozial- und Kon-
taktverhalten und in ihren Interessen
besonders gefördert werden. Lehre-
r(innen) erhalten mit diesem Buch
kompakte und praxisnahe Informa-
tionen zum sonderpädagogischen
Förderbedarf dieser Schüler(innen),
zu den Besonderheiten im Lernen so-

Brita Schirmer 

Schulratgeber Autismus-Spektrum-
Störungen
Ein Leitfaden für LehrerInnen 

2010. München: Reinhardt. 172 Seiten. 19,90 €. ISBN 978-3-497-02132-1



Mirwald, Mirjam

Sexualbegleitung für Menschen mit
Lernschwierigkeiten
Diskursanalyse und Dokumentarfilm 
„Die Heide ruft“.
2009. Aachen: Shaker. 102 Seiten. 25,– €

Niediek, Imke

Das Subjekt im Hilfesystem
Eine Studie zur Individuellen Hilfeplanung 
im Unterstützten Wohnen für Menschen mit
einer geistigen Behinderung.
2010 Wiesbaden: VS Verlag für
Sozialwissenschaften. 335 Seiten. 49,95 €

Nussbaum, Martha C.

Die Grenzen der Gerechtigkeit
Behinderung, Nationalität und
Spezieszugehörigkeit.
2010. Berlin: Suhrkamp. 599 Seiten. 36,90 €

Schmuhl, Hans-Walter

Exklusion und Inklusion durch
Sprache – Zur Geschichte des 
Begriffs Behinderung
2010. Berlin: IMEW. 118 Seiten. 12,– €

Schreiber, Thomas 

Individuelle Hilfeplanung 
in der Praxis
Psychosoziale Arbeitshilfen.
2010. Bonn: Psychiatrie Verlag. 180 Seiten. 39,95 €

Schwarz, Claudia et al.  

Planning for Real
Praxiserfahrung mit einem gemeinwesen-
orientierten Beteiligungsverfahren. 
2010. Bonn: Stiftung Mitarbeit. 142 Seiten. 10,– €

Schwohl, Joachim; Sturm Tanja (Hg.) 

Inklusion als Herausforderung 
schulischer Entwicklung 
Widersprüche und Perspektiven eines 
erziehungswissenschaftlichen Diskurses.
2010. Bielefeld: Transcript. 359 Seiten. 32,80 €

Sohns, Armin

Frühförderung 
Ein Hilfesystem im Wandel.
2010. Stuttgart: Kohlhammer. 304 Seiten. 26,80 €

Thurmair, Martin; Naggl, Monika 

Praxis der Frühförderung 
2010. München: Reinhardt. 309 Seiten. 24,90 €

Wilken, Udo; Thole, Werner (Hg.) 

Kulturen Sozialer Arbeit 
Profession und Disziplin im 
gesellschaftlichen Wandel.
2010. Wiesbaden: VS Verlag für Sozial-
wissenschaften. 228 Seiten. 29,95 €

5. – 6. April 2011, Mosbach (Baden)

Sozialraumorientierung. Ein Konzept
und seine Konsequenzen für die
Behindertenhilfe
14. Fachtagung der Fachschule für Sozialwesen
der Johannes-Diakonie Mosbach, Tel. (0 62 61)
88 707, jutta.keil@johannes-diakonie.de,
www.johannes-diakonie.de

11. – 13. April 2011, Hamburg

Un-Konventionell arbeiten – Teilhabe
am Arbeitsleben im neuen Jahrzehnt
5. Kongress der Landesarbeitsgemeinschaft der
Werkstätten für behinderte Menschen Hamburg,
www.53grad-nord.com

4. Mai 2011, Halle/Saale

Festveranstaltung anlässlich des 
60. Geburtstags von Prof. Dr. Georg
Theunissen
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg,
Institut für Rehabilitationspädagogik,
inge.weihmann@paedagogik.uni-halle.de

30. Juni – 1. Juli 2011, Berlin

Individuelle Rehabilitation im
Sozialraum – Impulse aus der
Behindertenrechtskonvention
Kongress der Deutschen Vereinigung für Reha-
bilitation (DVfR), info@dvfr.de, www.dvfr.de

17. September 2011, Dortmund

UK inklusive - Teilhabe durch
Unterstützte Kommunikation
11. Fachtagung von ISAAC, Gesellschaft für
Unterstütze Kommunikation e. V., in Koopera-
tion mit der TU Dortmund, Fakultät Rehabi-
litationswissenschaften, www.isaac-online.de
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21. – 22. Februar 2011, Berlin

Teilhabe braucht Gesundheit! 
Zwischen Ansprüchen der UN-Konvention, 
Kostendämpfung und Wirklichkeit, Tagung 
des Beauftragten der Bundesregierung für die
Belange behinderter Menschen, 
www.behindertenbeauftragter.de

23. – 24. Februar 2011, Duisburg

Selbstbestimmt durch Technik?!
Fachtagung des Verbandes katholischer Alten-
hilfe Deutschlands (VKAD) in Kooperation mit
dem Fachverband Caritas Behindertenhilfe und
Psychiatrie (CBP), johannes.vautrin@caritas.de

23. – 26. Februar 2011, Bremen

Inklusiv gleich gerecht? Inklusion
und Bildungsgerechtigkeit
25. Internationale Jahrestagung der Integrations-/
Inklusionsforscher_innen, i-tagung2011@
uni-bremen.de, ww.ifo-2011.uni-bremen.de/
wissenschaftlerinnentagung.html

17. – 20. März 2011, Nürnberg

Werkstätten:Messe
www.bagwfbm.de, www.werkstaettenmesse.de

21. – 22. März 2011, Berlin

Inklusion konkret – 
Die UN-Behindertenrechtskonvention
vor Ort umsetzen
Tagung des Instituts Mensch, Ethik und
Wissenschaft (IMEW) in Kooperation mit dem
Deutschen Roten Kreuz (DRK), www.imew.de

1. April 2011, Dortmund

Kinder in Not – Lehrer in Not
Fachkongress des Verbands Sonderpädagogik 
in Kooperation mit der TU Dortmund, Fakultät
Rehabilitationswissenschaften, www.verband-
sonderpaedagogik.de
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2. – 6. Mai 2011, Marburg

Fachkraft für Marketing
5-tägiges Seminar mit Zertifikat. Seminar Nr.
11843B

Suchen Sie neue Geschäftsfelder oder
neue Aufträge für Ihre Werkstätten?
Wollen Sie sich von Ihren Mitbewerbern
positiv abheben? In diesem Seminar ler-
nen Sie wichtige Aspekte eines einrich-
tungsspezifischen Marketings kennen.

3. – 7. Mai 2011, Gladenbach

Management im sozialen
Unternehmen WfbM, Tl. 1
Berufsbegleitende Qualifizierung für Führungs-
kräfte (SPZ) in der Werkstatt für behinderte
Menschen (WfbM). Seminar Nr. 11251

Der neu konzipierte Lehrgang mit acht
Präsenz- und sieben E-Learningeinheiten
plus Projektarbeit erweitert systematisch
die Kompetenzen und Kenntnisse der
teilnehmenden Führungskräfte in vielen
zentralen Gebieten.

4. – 5. Mai 2011, Marburg

Örtliche Teilhabeplanung erfolgreich
umgesetzt
Gute Beispiele zur Zusammenarbeit von Behin-
dertenhilfe und Kommunen. Seminar Nr. 11001

Örtliche Teilhabeplanung bietet die Chance,
auf die Bedingungen vor Ort Einfluss zu
nehmen, damit Menschen mit Behinde-
rungen in gleicher Weise am gesellschaft-
lichen Leben teilnehmen können wie
nicht behinderte Kinder, Jugendliche und
Erwachsene: durch Hilfen und Unterstüt-
zung, Zugänglichkeit der Infrastruktur,
gute kulturelle Bedingungen und Sensibi-
lität im Gemeinwesen für Diskriminie-
rungsrisiken. Praxisberichte aus Kommu-
nen mit entsprechenden Erfahrungen
sollen ausgetauscht werden und zum
Handeln anregen. 

9. – 10. Mai 2011, Marburg

Demenzerkrankung bei alten
Menschen mit geistiger Behinderung. 
Seminar Nr. 11063

Wie lassen sich Demenzerkrankungen
bei geistig behinderten Menschen dia-
gnostizieren? Neben aktuellen diagnosti-
schen und therapeutischen Verfahren
werden die professionelle Versorgung
und die Integration von geistig behinder-
ten Menschen mit beginnenden
Abbauprozessen in bestehende
Wohngruppen thematisiert.

9. – 10. Mai 2011, Kassel

Arbeitsrecht für Führungskräfte 
Für Geschäftsführer(innen), Personalvorstände,
Personalleiter(innen), Sachbearbeiter(innen) der
Personalverwaltung. Seminar Nr. 11605

Im Individualarbeitsrecht gibt es viele
Gestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich

der Arbeitsverhältnisse. Themen dieses
Seminars sind u. a. Stellenausschreibun-
gen, Bewerbungsgespräche, Vertragsin-
halte über betriebliche Maßnahmen und
Abmahnungen sowie Beendigungsformen
im Arbeitsrecht. 

11. – 13. Mai 2011, 20.-22. Juni 2011

Zukunftsweisende berufliche Bildung 
Berufliche Bildung in der WfbM im Wandel –
praktische Hilfen und Konzepte. Zweiteiliges
Seminar. Seminar Nr. 11191a-b

Neue fachliche Anforderungen an das
Eingangsverfahren und den Berufsbil-
dungsbereich und das neue Fachkonzept
zur Qualitätssicherung werden anhand
guter Praxis vorgestellt und mit dem Ziel
der Entwicklung zukunftsweisender be-
ruflicher Bildung diskutiert. 

30. Mai  – 1. Juni 2011, 
12. – 14. September 2011, Marburg

Frauen in der Führung 
Management-Lehrgang für weibliche Führungs-
kräfte aus dem Nonprofit-Bereich. Zweiteiliges
Seminar. Seminar Nr. 11802a-b

Bereiten Sie sich auf eine Führungsaufgabe
vor oder sind Sie noch „jung“ in dieser
Funktion? Dann sind Sie richtig in die-
sem Seminar, das Frauen für eine Füh-
rungsrolle besser qualifizieren möchte:
durch die Erweiterung Ihres Führungs-
instrumentariums, Reflektieren Ihrer
Werte und Einstellungen zur Führungs-
rolle und die Möglichkeit, Fragen aus der
Praxis zu diskutieren.



Anzei ge

Fachliteratur zum Thema
Teilhabe im Lebenshilfe-Verlag

Bestellungen an:
Bundesvereinigung Lebenshilfe für
Menschen mit geistiger
Behinderung e. V., Vertrieb
Raiffeisenstr. 18, 35043 Marburg, 
Tel.: (0 64 21) 4 91-123;
Fax: (0 64 21) 4 91-623;
E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de 

| Walter Thimm (Hg.)

Das Normalisierungsprinzip

Ein Lesebuch zu Geschichte und 
Gegenwart eines Reformkonzepts

2. Auflage 2008,

17 x 24 cm, broschiert,

240 Seiten, 

ISBN: 978-3-88617-207-8; 

Bestellnummer LBF 207

15,– Euro [D]; 27.50 sFr.

Der Mensch mit einer geistigen Behinderung 
muss als Mitbürger mit uneingeschränkten 
Rechten auf ein normales Leben in der 
Gesellschaft angesehen werden ...

... so die Kern-Botschaft des in Dänemark, 
Schweden und in Kanada entwickelten Nor- 
malisierungsprinzips, das zugleich Kernaus-
sage aller neueren Paradigmen der Hilfen für 
Menschen mit geistiger Behinderung ist wie 
Integration, Selbstbestimmung, Teilhabe und 
Inklusion. Das Buch
• zeigt an historischen, teils bisher noch un- 

veröffentlichten, teils vergriffenen Texten 
auf, wie das Recht auf ein Leben so normal 
wie möglich in die Praxis umgesetzt werden 
kann;

• enthält die umfangreichste deutschsprachige 
Literaturübersicht zum Thema;

• belegt, dass die Verwirklichung des Norma-
lisierungsprinzips nur durch die Änderung 
von Haltungen und Einstellungen aller sich 
als Assistenten bei der Unterstützung von 
Menschen mit geistiger Behinderung be- 
ruflich beteiligenden und der Angehörigen 
selbst erreicht werden kann.

| Elisabeth Wacker u. a. (Hg.)

Teilhabe

Wir wollen mehr als nur dabei sein!

1. Auflage 2005, 

17 x 24 cm, broschiert, 

10 Abb., 368 Seiten, 

ISBN: 978-3-88617-205-4; 

Bestellnummer LBF 205

Sonderangebot: 15,– Euro [D]; 26.– sFr.

Menschen sind verschieden. Sie alle haben 
Fähigkeiten und alle sind gleich viel wert. 
Teilhabe für alle bedeutet mitmachen, mit- 
gestalten und mitbestimmen beim Zusam-
menleben aller Bürger(innen) – auch, wenn 
ein Mensch mit Behinderung dabei sehr viel 
Hilfe braucht. Jede(r) hat das Recht, »mitten-
drin« in der Gesellschaft zu leben, schwere 
Behinderung darf kein Ausschlussgrund sein.

Gegliedert in die sechs Themenbereiche 
Bildung, Arbeitsleben, Wohnqualität, Leben 
in der Gemeinde, Politik, Wissenschaft und 
Medien, besondere Lebensphasen zeigen 
die Autor(inn)en an konkreten Beispielen, 
wie Teilhabe funktionieren kann.

| Kai-Uwe Schablon

Community Care:  
Professionell unterstützte Gemein-
weseneinbindung erwachsener  
geistig behinderter Menschen

Analyse, Definition und theoretische 
Verortung struktureller und handlungs-
bezogener Determinanten

2. Auflage 2010, 

16 x 24 cm, broschiert, 

356 Seiten,  

ISBN: 978-3-88617-212-2; 

Bestellnummer LBF 212

25,– Euro [D]; 43.– sFr.

Diese Dissertation stellt – wissenschaftlich 
untermauert – ein in der BRD praktikables, 
sozialraumorientiertes Community-Care-
Leitbild bzw. Handlungsmodell vor. Aus- 
gangspunkt ist der Assistenzbedarf geistig 
behinderter Menschen und der anderen 
Akteure im sozialen Nahraum durch profes- 
sionelle Fachkräfte. Um die konstruktive 
Weiterentwicklung dieses Leit- und Hand- 
lungsmodells zu verdeutlichen, werden  
u. a. Bezüge zum etablierten Normalisie-
rungsprinzip und zu den Grundannahmen 
des Kommunitarismus (Bürgergesellschaft) 
aufgezeigt. Der Begriff »Community-Care« 
wird definiert, die derzeitige fachliche Aus- 
bildung kritisch betrachtet und Realisierungs-
chancen und Praxisimpulse zur professionell 
unterstützten Gemeinweseneinbindung 
benannt.
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